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Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages vom 3. Juli 2019, mit landeslegistik@salzburg.gv.at
dem das Jagdgesetz 1993 und das Berufsjagergesetz geandert werden Herr Dr. Sieberer
Telefon +43 662 8042-2869

Beilagen: 2

Der Salzburger Landtag hat in seiner letzten Sitzung den aus dem Ausschussbericht in Verbin-
dung mit der Vorlage der Landesregierung ersichtlichen Gesetzesbeschluss gefasst. Unter
gleichzeitiger Ubermittlung der beiden Unterlagen wird davon noch vor Bekanntgabe gemaB
Art 98 B-VG per E-Mail Kenntnis gegeben.

Fur die Landesregierung:
Dr. Paul Sieberer
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Nr. 419 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(2. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Bericht

des Verfassungs- und Verwaltungsausschusses zur Vorlage der Landesregierung (Nr. 373 der
Beilagen) betreffend ein Gesetz, mit dem das Jagdgesetz 1993 und das Berufsjagergesetz ge-
andert werden

Der Verfassungs- und Verwaltungsausschuss hat sich in der Sitzung vom 19. Juni 2019 mit der
Vorlage befasst.

Der Berichterstatter Abg. Ing. Schnitzhofer erlautert den Inhalt der Regierungsvorlage. Dem-
nach gebe es Defizite im geltenden Recht sowie Probleme in der Vollziehung. Diesen solle
etwa durch Entfall der jagdrechtlichen Bewilligungspflicht fiir die Verwendung von Schall-
dampfern bei der Jagdausiibung, Klarstellung betreffend die Aneignung von besonders ge-
schiutzten Wildarten, Verankerung eines generellen Aussetzungsverbots von Tieren aus Wild-
tierzuchtgattern, Moglichkeit des Verfalles der Trophaen von Stlicken der Klasse | und I, wel-
che im Rahmen eines gemal § 90 JG behordlich angeordneten oder genehmigten Abschusses
erlegt wurden, gesetzliche Verankerung eines Hegemeister-Stellvertreters auf Wunsch der
Jagerschaft sowie Einfiihrung einer Bewilligungsmoglichkeit von Kirrfiitterungen im Einzelfall
begegnet werden. Ein besonders zentrales Anliegen der Novelle sei, dass mit ihrem Inkraft-
treten Wildgehege nicht mehr bewilligt oder errichtet werden durften und ab dem 1. Janner
2027 nicht mehr zulassig sein sollten. Diese kunstlichen Einfriedungen miussten so geoffnet
werden, dass die in den umliegenden Gemeinden heimischen und dort ganzjahrig vorkom-
menden Wildarten durch sie wechseln konnten. Gleichzeitig solle verhindert werden, dass
Schalenwild in die angrenzenden land- und forstwirtschaftlichen Flachen gelangten und ent-
sprechende Schaden anrichteten. Vor dem Hintergrund dieser Anpassung des Wildstandes an
den vorhandenen Lebensraum und das natiirliche Asungsangebot werde die Fiitterung auf je-
nen Zeitraum beschrankt, der in der Wildfutterungsverordnung festgeschrieben sei. In der
Praxis bedeute diese Anderung, dass fiir alle in Wildgehegen befindliche Wildarten dieselben
Fltterungsvorschriften galten wie auBerhalb von Wildgehegen. AuBerdem erfolge eine Anpas-
sung des Sinngehalts im Berufsjagergesetz. Flr die Gemeinden entstiinden aus dem Vorhaben
keine zusatzlichen Kosten, die zusatzlichen Zustandigkeiten, etwa die Aufgaben der Salzbur-
ger Jagerschaft gemaB § 90 und der Jagdbehorden seien mit einem geringen Mehraufwand
verbunden. Erleichterungen wie etwa in § 70 wirden demgegentiber den Aufwand wieder ver-
ringern.

Klubobfrau Abg.Svazek BA dankt Landesrat DI Dr. Schwaiger, dass nach mehr als einem Jahr
der Debatte diese Novelle beschlossen werden konne. So sei die Verwendung eines Schall-
dampfers eine Bereicherung bei der Jagdaustibung, vor allem fiir Berufsjagerinnen und



Berufsjager. Die Verzogerung der Beschlussfassung sei auf die Bestimmungen Uber das Wild-
gatter zurlickzufuhren. Seit den Wahlkampfforderungen der damaligen Landeshauptmann-
Stellvertreterin Dr.™ Rossler, die ohne Kenntnis der Konsequenzen Wildgatter auflassen hatte
wollen, seien Fortschritte erzielt worden. Klubobfrau Abg. Svazek BA verleiht ihrer Freude
dariiber Ausdruck, dass sich auch die GRUNEN ein Stiick weit bewegt hatten. Die FPO habe
sich stets konstruktiv in die Diskussion eingebracht und sei immer hinter dem zustandigen Re-
gierungsmitglied gestanden, auch wenn sich Vereine, um politisches Kleingeld fur sich her-
auszuschlagen, ein prominentes Beispiel in Salzburg herausgesucht und dagegen Stimmung
gemacht hatten. Aus Sicht der FPO hitte dieses Gesetz schon sehr viel friiher beschlossen
werden konnen. Die Antheringer Au und das dortige Gatter seien dem Landtag durch einen
Besuch aufgrund einer Einladung des Eigentiimers Max Mayr-Melnhof bekannt. Die Debatte sei
durch den Verein gegen Tierfabriken und dessen Obmann angestoBen worden. Dieser fuhre
eine Kampagne aufgrund personlicher Befindlichkeiten gegen den Eigentimer dieses Gatters.
In Salzburg gebe es drei Gatter, auf die die Definition der kiinstlichen Einfriedung zutreffe,
diskutiert werde aber nur uber dieses eine. Es handle sich um Anlassgesetzgebung. Klubob-
frau Abg. Svazek BA verleiht ihrer Freude darliber Ausdruck, dass diese Schreie in Salzburg
nicht allzu laut vernommen worden seien und es einen Konsens darliber gebe, dass dieses
Gatter nicht aufgelassen werden konne. Es sei befremdlich, wenn die GRUNEN auf ihrer
Homepage zu diesem Beratungsgegenstand in der Sprache Leichter Lesen mit jenen Bildern
und Klischees arbeiteten, mit denen diese Gruppe die negative Konnotation dieses Gatter
hervorrufe. Die Antheringer Au sei als Naherholungsgebiet der Salzburgerinnen und Salzbur-
ger bekannt. Dort konne man sonst seltenes Schwarzwild tagesaktiv beobachten. An lediglich
zwei Tagen im Jahr werde das Gatter gesperrt, um das Schwarzwild dort zu bejagen. Der
Jagddruck sei also Uberschaubar. Die restliche Zeit des Jahres habe das Schwarzwild dort
wirklich ein schones Leben. Man miusse hier mit Fakten argumentieren, nicht mit irgendwel-
chen Schauermarchen und Schauerbildern. Dann lese man bei den GRUNEN bei Leichter Le-
sen, Tierschitzer seien gegen Jagdgatter, weil die Tiere keine Moglichkeit zur Flucht hatten.
Das sei genau dieses Bild, das immer wieder vom VGT vermittelt werde und das schlicht und
einfach nicht stimme.

Fiir die GRUNEN erlautert Abg. Scheinast eingangs die semantische Richtigkeit der Darstel-
lung des Beratungsgegenstandes in Leichter Sprache auf der Homepage der GRUNEN. Es sei
dort alles sachlich und nichts tendenzios erklart. Die nunmehrige Vorlage des Jagdgesetzes
sei gut, fur die Jagerschaft wiirden wesentliche Dinge geregelt.

Mag.? Werner (Landesumweltanwaltschaft) beantwortet die gestellten Fragen dahingehend,
dass sich die ablehnenden Aussagen der Landesumweltanwaltschaft zur Aufnahme in § 54 von
Haselhahn und Goldschakal aus der Erfahrung der Vergangenheit mit anderen Arten ergaben.
Beide Arten seien derzeit Wild im Sinne des Jagdgesetzes, mit der geplanten Anderung sei
eine ganzjahrige Schonzeit verbunden. Allerdings konne Uber die Schutzzeiten-Verordnung
eine Bejagung bewirkt werden, der bereits jetzt bestehende ganzjahrige Schutz sei daher
besser. Der Haselhahn sei eine nicht sehr haufige Vogelart in naturnahen Waldbereichen mit
junger, dichter Vegetation, wie sie im Gebirge immer wieder entstehe. Die Notwendigkeit



zur kunstlichen Herstellung des Lebensraums bestehe nicht. Eine Aufnahme in die Schon-
zeitenverordnung fur allfallige Beobachtung und MaBnahmen sei daher nicht notwendig. Der
Goldschakal sei natiirlich aus dem Siidosten eingewandert und erobere allmahlich Osterreich.
Es handle sich um einen kleinen Hundeartigen, der sich hauptsachlich von Kleinsaugern er-
nahre und laut Anhang 5 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) geschiitzt sei. Er
dirfe nur bejagt werden, wenn er einen gunstigen Erhaltungszustand aufweise. Dies sei jetzt
noch nicht der Fall. Eine Aufnahme in die Schonzeitenverordnung sei daher nicht notwendig.
Die Parteistellung der Landesumweltanwaltschaft bei der AuBerschutzstellung sei gemaR

§ 150 in Verfahren nach § 56 gegeben. Ausnahmen des Schutzes fur Vogelarten wiirden aber
uber Verordnungen gemal § 104a geregelt, sodass hier die Parteistellung der Landesumwelt-
anwaltschaft sinnvoller ware. Das Gleiche gelte fir die Parteistellung betreffend Europa-
schutzgebiete, die die Landesumweltanwaltschaft bei den im Naturschutz geregelten Schutz-
gebieten habe, trotz gleicher EU-rechtlicher Vorgabe, nicht jedoch bei denjenigen im Jagd-
gesetz.

Landesjagermeister Mayr-Melnhof bedankt sich eingangs bei Landesrat DI Dr. Schwaiger fur
die gute Zusammenarbeit bei der Konzeption des Beratungsgegenstandes. Er beantwortet die
an ihn gestellten Fragen dahingehend, dass Wildschweine zur Rauschzeit durch die Ge-
schenke des Waldes in eine Vollmast kamen, daher gut ernahrt seien und im Friihjahr ein Ma-
ximum an Frischlingen zur Welt brachten. Die Notzeiten hatten sich leider verschoben und
seien schwer vorhersehbar. Hier sei eine gewisse Flexibilitat notwendig. Laut dem Jagdfor-
scher Miroslav Vodnansky miusse jagen, wer flittere und erzeuge massives Tierleid, wer nicht
futtere. Wildschweine zogen dem Futter nach. Wenn sie das nicht konnten, miisse man ein-
greifen. Tue man das nicht, wirden gerade altere Sauen - bedingt durch das Alter des Zau-
nes - ausbrechen und viele Frischlinge wiirden im Frihjahr sterben. Zuvor wiirden sie jedoch
andere geschiitzte Tierarten auffressen, was gegen das Verschlechterungsverbot verstoBe.
Hielte man sich an die Wildfutterungsverordnung konne es zu Problemen kommen. Diese Ver-
ordnung musse zudem angepasst werden. Die Ausbruchssicherheit der Gehege fiir Sauen bei
gleichzeitiger Durchquerbarkeit fur andere Wildarten funktioniere. Sollten mehrere Sauen
ausbrechen, wiirde der Jagdausuibungsberechtigte, oft das Land Salzburg oder Gemeindejag-
den, haften. Die Verringerung der Wilddichte konne derzeit nicht eingeschatzt werden. Hier
sei bis 2026 ein Lernprozess notwendig, der schon jetzt freiwillig begonnen werde. Hun-
demeuten seien Gruppen von Tieren, die es wie ein Rudel verstiinden, miteinander zu jagen.
Bei einer Andriickjagd gebe es Einzelhunde, die das Wild durch den erzeugten Larm in einen
bestimmten Raum trieben, wo es von Jagern erlegt wiirde. Das Jagen mit einer Meute konne
Tierleid verursachen und werde von der Jagerschaft daher abgelehnt. Der Einsatz von Einzel-
hunden hingegen sei auch ein Schutz fiir die Treiberinnen und Treiber. Im Unterschied zu
Tierschitzern seien es die Tierrechtler, die gegen Jagdgatter seien und Tiere und Menschen
auf ein Niveau stellten. Tierschuitzer zu sein, beanspruche auch die Jagerschaft fir sich. Tier-
zaune seien nicht nur fur Schwarzwild, sondern auch fur Damwild unpassierbar. Die Einset-
zung von Zuchtwild aus anderen Gehegen in Jagdgatter werde von der Jagerschaft abgelehnt.
Der Goldschakal werde von der Jagerschaft als invasive Art betrachtet. Sollte er in groBeren



Mengen auftreten, solle er bejagt werden. Der Haselhahn sei 1995 auBer Jagd gestellt wor-
den. Heute wisse niemand, wie viele Tiere es gebe. Durch die Jagd sei weltweit noch nie
eine Tierart ausgerottet worden, das Gegenteil sei der Fall. Wenn der Haselhahn in die Ver-
antwortung der Jagerschaft gegeben werde, konne beobachtet werden, wie viele Tiere es
gebe. Es handle sich um ein Stiick Brauchtum, das der Jagerschaft weggenommen worden sei,
und das sie wieder zurlickhaben wolle.

Landesrat DI Dr. Schwaiger berichtet zur Regierungsvorlage, dass bei einem Entweichen der
Schweine diese bei Niedrigwasser auch in das angrenzende Bayern emigrierten und dort wei-
tere Anbauflachen mit ihrer bevorzugten Nahrung vorfanden. Von bayerischer Seite sei auf
diese Gefahr hingewiesen worden. Durch Wildschweine, die die Bundesstrahe und die Lokal-
bahngleise kreuzten, konne es zu schweren Unfallen kommen. Bestimmte vorgeschlagene
Jagdformen seien aufgrund der Nahe zu offentlichen Wegen unmoglich. Die Vorlage hatte
dem Landtag friher zugewiesen werden konnen. Im Begutachtungsverfahren seien jedoch
uber 1.000 Stellungnahmen eingelangt, die man abarbeiten hatte mussen. Die Problematik
um die schlecht prognostizierbaren Notzeiten werde man in der Futterungsverordnung ent-
sprechend berlicksichtigen.

In der Spezialdebatte werden im Art | die Ziffern 1 bis11 und 14 bis 52 einstimmig und die
Ziffern 12 und 13 mit den Stimmen der OVP, GRUNEN und NEOS gegen die Stimmen von SPO
und FPO sowie die Ziffern 1. und 2. des Art Il einstimmig angenommen. Dem Gesetz als Gan-
zes wird einstimmig zugestimmt.
Der Verfassungs- und Verwaltungsausschuss stellt einstimmig den

Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschlieBen:

Das in der Nr. 373 der Beilagen enthaltene Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

Salzburg, am 19. Juni 2019

Die Verhandlungsleiterin: Der Berichterstatter:
Mag.? Dr.™ Humer-Vogl eh. Ing. Schnitzhofer eh.

Beschluss des Salzburger Landtages vom 3. Juli 2019:
Der Antrag wurde einstimmig zum Beschluss erhoben.
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Nr 373 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(2. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Vorlage der Landesregierung

GESELZ VOM .o , mit dem das Jagdgesetz 1993 und das
Berufsjagergesetz gedndert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel |

Das Jagdgesetz 1993, LGBI Nr 100, zuletzt geéndert durch das Gesetz LGBI Nr ...../....., wird geén-
dert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Nach der den § 58 betreffenden Zeile wird eingefugt:

,$ 58a Malnahmengebiete*

1.2. Nach der den § 66 betreffenden Zeile wird eingefugt:

,»§ 66a Kirrfiitterungen*

1.3. Nach der den § 68 betreffenden Zeile wird eingefugt:

,»$ 68a Auflassung von Wildgehegen*

1.4. Nach der den § 90 betreffenden Zeile wird eingefiigt:

»$ 90a Invasive Arten*

1.5. Die den § 105 betreffende Zeile wird durch folgende Zeilen ersetzt:

,,$ 105 Gesetzliches Betretungsverbot
§ 105a Betretungsverbot im Einzelfall
§ 105b Ausnahmen vom Betretungsverbot®

2. 817 Abs 3 und 3a lautet:

»(3) Das Vorpachtrecht steht, wenn der Jagdeinschluss von einem Eigenjagdgebiet umgrenzt wird,
dessen Jagdgebietsinhaber zu. Wird der Jagdeinschluss von mehreren Eigenjagdgebieten umgrenzt, sind
vorpachtberechtigt:

1. der (die) Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigenjagdgebietes, wenn er (sie) Alleineigen-
timer von Teilen oder Miteigentiimer des Jagdeinschlusses ist (sind) und
a) sein (ihr) Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der Flache des Jagdeinschlusses min-

destens ein Drittel betragt und
b) das Eigenjagdgebiet zusammenhangend zumindest an ein Flnftel des Umfangs des Jagdein-
schlusses grenzt;

. eine Agrargemeinschaft als Jagdgebietsinhaberin eines angrenzenden Eigenjagdgebietes, wenn
eines oder mehrere ihrer Mitglieder Alleineigentiimer von Teilen oder Miteigentimer des Jag-
deinschlusses ist (sind) und
a) sein (ihr) Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der Flache des Jagdeinschlusses insge-

samt mindestens ein Drittel betragt und
b) das Eigenjagdgebiet zusammenhangend zumindest an ein Flnftel des Umfangs des Jagdein-
schlusses grenzt;

. der (die) Jagdgebietsinhaber eines Eigenjagdgebietes nach Z 1, wenn er (sie) Mitglied(er) einer
Agrargemeinschaft ist (sind), in deren Eigentum der Jagdeinschluss steht.

(3a) Liegen die Voraussetzungen nach Z 1 bis 3 fir die Jagdgebietsinhaber mehrerer Eigenjagdge-
biete vor, steht das Vorpachtrecht zu:

1. dem Jagdgebietsinhaber mit dem groRten Eigentumsanteil oder Miteigentumsanteil an der ge-
samten Fl&che des Jagdeinschlusses;
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2. dem Jagdgebietsinhaber, dessen Eigenjagdgebiet die l&ngere Grenze mit dem Jagdeinschluss
aufweist, wenn die Eigentumsanteile oder Miteigentumsanteile gemaR Z 1 mehrerer Jagdgebiets-
inhaber gleich grof sind.

Kann nach den vorstehenden Bestimmungen kein Vorpachtberechtigter festgestellt werden, steht das
Vorpachtrecht der Reihe nach jenem Jagdgebietsinhaber zu, dessen Eigenjagdgebiet in langster, zweit-
langster usw Ausdehnung an den Jagdeinschluss grenzt.

3. Im § 25 Abs 1 wird in der lit a das Wort ,,eigenberechtigt” durch die Wortfolge ,,entscheidungsfihig
und volljéhrig* ersetzt.

4. Im § 37 werden folgende Anderungen vorgenommen:

4.1. Im Abs 1 lit i wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der lit i angeflgt:

,J) grob fahrléssig oder vorsatzlich den fir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht
innerhalb der Schusszeit erfallt.«

4.2. Im Abs 1 lauten der vorletzte und letzte Satz: ,,Die Auflosung hat iiber Antrag der Salzburger Jéger-
schaft oder der Jagdkommission, in den Fallen der lit a und f bis j auch von Amts wegen zu erfolgen. Ist
ein Jagdleiter bestellt, kann die Auflésung nur ausgesprochen werden, wenn der Jagdpéchter das Vorlie-
gen der Auflésungsgriinde der lit g bis j mitzuverantworten hat.*

4.3. Im Abs 2 erster Satz wird das Wort ,,Konkursordnung* durch das Wort ,,Insolvenzordnung* ersetzt.

5. Im 8 40 Abs 1 letzter Satz wird die Verweisung ,,§ 37 Abs 1 lit g bis i* durch die Verweisung ,,§ 37
Abs 1 lit g bis j“ ersetzt.

6. §45 Abs 1 letzter Satz lautet: ,,Bei der Ausiibung der Jagd ist ein Nachweis iiber die Einzahlung zu-
sammen mit der behdrdlich ausgestellten Jagdkarte mitzufithren.*

7. Im § 54 werden folgende Anderungen vorgenommen:

7.1. Abs 1 Z 1 lit b lautet:
,b) Beutegreifer: Fuchs, Dachs, Baummarder, Steinmarder, Hermelin, Iltis, Goldschakal;*

7.2. Abs 1 Z 2 lit a lautet:
,,a) Huhnervogel: Auerhahn, Birkhahn, Rackelhahn, Haselhahn, Fasan;*

8. Nach § 58 wird eingefiigt:
»Malinahmengebiete
§ 58a

(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung Teilgebiete oder eine Gesamtflache von Jagdgebie-
ten, Wildregionen und/oder Wildbehandlungszonen zu MalRnahmengebieten erklaren und in diesen an die
ortlichen Erfordernisse angepasste MalRnahmen zum Zweck der Erfillung der Grundsétze des § 3, nam-
lich der Erhaltung des Wald-, Wild- und Umweltgleichgewichtes, festlegen. Maihahmengebiete kdnnen
von Amts wegen oder auf Antrag eines betroffenen Grundeigentiimers, der Salzburger Jagerschaft oder
des forsttechnischen Dienstes fiir Wildbach- und Lawinenverbauung und nur zeitlich befristet, ndmlich
langstens bis zum Ende einer Jagdperiode, ausgewiesen werden.

(2) Zur Erreichung des Zweckes des Mallnahmengebietes kann die Verordnung gemaR Abs 1 auch
Abweichungen von den jagdrechtlichen Bestimmungen der 8§ 54, 55, 56, 58, 59, 60, 61, 62, 65, 66, 66a,
70 und 103 sowie den auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen vorsehen.

(3) Vor Erlassung der Verordnung gemals Abs 1 sind die betroffenen Grundeigentiimer, die Salzbur-
ger Jagerschaft und der forsttechnische Dienst flir Wildbach- und Lawinenverbauung, soweit sie nicht
selbst Antragsteller sind, sowie die Kammer fiir Land- und Forstwirtschaft in Salzburg und die Salzburger
Landarbeiterkammer zu héren.*

9. Im § 60 werden folgende Anderungen vorgenommen:

9.1. Im Abs 1 wird nach dem dritten Satz eingefiigt: ,,Anregungen und Vorschlige zur Anderung der Fest-
legungen kdnnen im jeweiligen Jahr nur beriicksichtigt werden, wenn sie bis spatestens 1. Februar des
betreffenden Jahres bei der Landesregierung einlangen.*
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9.2. Im Abs 4 wird angefugt: ,,Die Jahresabschussplane sind auch dem Hegemeister und dessen Stellver-
treter zuzustellen.“

9.3. Nach Abs 4a wird eingefugt:

,»(4b) Enthélt der Jahresabschussplan einer Hegegemeinschaft einen nicht aufgeteilten Hochst- oder
Ersatzabschuss, so ist dieser in den Jahresabschussplénen der einzelnen Jagdgebiete bzw im gemeinsamen
Abschussplan fiir zusammenhangende Jagdgebiete gemall Abs 4a der betreffenden Wildregion ersichtlich
zu machen.*

10. Im 8 61 Abs 4 wird angefligt: ,,Durch Braunbdr, Wolf, Luchs oder Goldschakal gerissenes Wild wird
auf den Abschussplan angerechnet, wenn dies durch einen eindeutigen Nachweis (C1-Nachweis) oder
bestatigten Hinweis (C2-Nachweis) belegt werden kann.*

11. Nach § 66 wird eingefugt:
LHKirrfiitterungen
§ 66a

(1) Kirrfutterung (Kirrung) ist das punktuelle Anlocken von Wild, ausgenommen Beutegreifer, durch
Vorlage geringer Mengen artgerechter Lock- oder Futtermittel

1. aulerhalb von Futterpléatzen (§ 66) oder Wildwintergattern (8§ 67) an Kirrstellen oder

2. an Futterplétzen auBerhalb der durch die Verordnung gemaR § 65 Abs 3 lit b bestimmten Zeit-
raume,

um das Wild zu beobachten, zu lenken oder zu erlegen.

(2) Das Anlegen von Kirrungen ist jedermann verboten. Ausnahmen vom Verbot kann die Jagdbe-
horde auf Antrag des Jagdaustibungsberechtigten im Einzelfall bewilligen, wenn besondere Umstande
dies erforderlich machen und die Grundséatze des § 3 dadurch nicht beeintrachtigt werden.

(3) Das Anlegen von Kirrungen bedarf der Zustimmung der Eigentiimer der im Umkreis von 100 m
gelegenen Grundstiicke. Befindet sich die Kirrung in einem Abstand von weniger als 100 m zur Jagdge-
bietsgrenze, ist auch die Zustimmung des Jagdausiibungsberechtigten des benachbarten Jagdgebietes
erforderlich.

(4) Die Jagdbehdrde hat die Entfernung von Kirrfutterungen jeder Art zu verfligen, wenn sie diesem
Gesetz oder den auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen oder individuellen hoheitlichen Rechts-
akten widersprechen.*

12. Im § 68 werden folgende Anderungen vorgenommen:

12.1. Abs 1 bis 4 lauten:

»(1) Wildgehege (Gatter) sind Jagdgebiete oder Teile eines Jagdgebietes, die durch natiirliche oder
kiinstliche Einfriedung gegen den Wechsel des dort gehegten Wildes von und nach allen anderen benach-
barten Grundflachen vollkommen abgeschlossen und der Wildhege gewidmet sind und vor dem Inkraft-
treten des Gesetzes LGBI Nr ...../[....... als Wildgehege (Gatter) bewilligt wurden. Sie durften nur vom
Eigentiimer eines Eigenjagdgebietes oder vom Jagdinhaber eingerichtet werden und kénnen neben jagdli-
chen Zwecken auch als Schaugatter oder fur wissenschaftliche Zwecke genutzt werden. Die Bewilligung
erlischt, wenn ein Wildgehege ber einen Zeitraum von flinf Jahren nicht betrieben wird.

(2) Die wesentliche Anderung von Wildgehegen bedarf der Bewilligung der Landesregierung. In
dieser sind ein allfalliger Nebenzweck (Schaugatter, wissenschaftlicher Zweck usw) und die gehegten
Wildarten anzufiihren. Die Bewilligung erlischt, wenn die bewilligte Anderung nicht innerhalb von finf
Jahren ab ihrer Erteilung durchgefiihrt wird.

(3) Vor Erteilung der Bewilligung ist die Salzburger Jagerschaft und, wenn das Wildgehege in einem
Gemeinschaftsjagdgebiet eingerichtet ist, die Jagdkommission zu horen. Wird das Wildgehege nicht vom
Eigentiimer eines Eigenjagdgebietes betrieben, ist die wesentliche Anderung nur mit seiner Zustimmung
moglich.

(4) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn

a) die Grofle und sonstige Gestaltung des Wildgeheges sowie seine klimatischen Verhéltnisse
den biologischen Erfordernissen des gehegten Wildes entsprechen,

b) die Gewéhr fiir eine ordnungsgeméRe Haltung und Betreuung des gehegten Wildes gegeben
ist,

c) der verbleibende Teil des Jagdgebietes mindestens 115 ha betrégt,
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d) die Jagd in anderen angrenzenden Jagdgebieten und die Wildverteilung nicht wesentlich be-
eintrachtigt werden,

e) sichergestellt ist, dass die geplante Anderung des Wildgeheges nicht den Zielsetzungen bzw
Malinahmen nach Abs 9 und 10 zuwiderl&uft,

f) das Betreten des Waldes zu Erholungszwecken zB durch Drehkreuze, Tore oder Uberstiege
gesichert ist, und

g) naturschutzrechtlich besonders geschitzte Lebensraume (8§ 24 des Salzburger Naturschutzge-
setzes 1999) nicht wesentlich beeintriachtigt werden.*

12.2. Nach Abs 5 wird eingefiigt:

»(5a) In Wildgehegen sind als Bejagungsformen nur die Pirsch-, die Ansitz- sowie die Ansitz-
Drickjagd erlaubt. Ansitz-Driickjagden diirfen nur in der Zeit von 1. Oktober bis 10. Janner stattfinden.
Die Jagd mit Hundemeuten (Rudeln) ist fur samtliche Arten der Jagdausiibung verboten.*

12.3. Nach Abs 6 wird eingefiigt:

,»(6a) Die Fiitterung in Wildgehegen darf nur in den in der Verordnung gemaR § 65 Abs 3 lit b fest-
gelegten Zeitrdumen erfolgen.*

12.4. Abs 8 entfallt.

12.5. Der bisherige Abs 9 erhélt die Absatzbezeichnung ,,(8)* und wird nach diesem angeflgt:

,»(9) Die Einfriedungen der Flachen von Wildgehegen (Gattern), welche nach allen Seiten kiinstlich
eingefriedet wurden, sind mit Ablauf des 31. Dezember 2026 so zu 6ffnen, dass diese fur die in der Um-
gebung heimischen und dort ganzjahrig vorkommenden Wildarten durchlassig (passierbar) sind. Zu ver-
hindern ist, dass jene Schalenwildarten, welche im angrenzenden Bereich um das Gatter erheblichen
Schaden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen verursachen kdnnen, aus dem Gatter auswechseln.

(10) Die Behdrde ist berechtigt, mit Bescheid jene MaRnahmen aufzutragen, die bereits vor Ablauf
des 31. Dezember 2026 erforderlich sind, um mit 1. Janner 2027 einen dem Abs 9 entsprechenden Betrieb
sicherzustellen.*

13. Nach § 68 wird eingeflgt:
wHAuflassung von Wildgehegen
§ 68a

(1) Werden Wildgehege freiwillig oder auf Anordnung der Behdérde aufgelassen, so sind Einfriedun-
gen von Flachen des betroffenen Wildgeheges zu entfernen, sofern diese Einfriedungen nicht auf Grund
anderer gesetzlicher Vorschriften zuldssig sind. Bei Auflassung des Wildgeheges hat die Wilddichte der
heimischen Wildarten auf der Flache des bisherigen Wildgeheges jener der umliegenden Wildlebensrau-
me zu entsprechen.

(2) Vor dem Entfernen der Einfriedungen hat der bisherige Betreiber des Wildgeheges sicherzustel-
len, dass nur die in den umliegenden Gemeinden heimischen und dort ganzjéhrig vorkommenden Wildar-
ten in die freie Wildbahn gelangen.

(3) Entsprechen die Flachen eines aufgelassenen Wildgeheges den Voraussetzungen des § 11, sind
sie fur die restliche Dauer der Jagdperiode auf Antrag als Eigenjagdgebiet anzuerkennen; anderenfalls
sind die Flachen dem Gemeinschaftsjagdgebiet zuzuweisen, wenn nicht ein Vorpachtrecht (8 17) festge-
stellt wird. Fur die dem Gemeinschaftsjagdgebiet zugewiesenen Flachen ist der Pachtbetrag nach dem
Hektarsatz des betreffenden Gemeinschaftsjagdgebietes zu bemessen.*

14. Im § 69 Abs 1 wird nach dem Wort ,Jagdsteige* die Wortfolge ,,, kiinstliche Aufzuchtstationen fiir
Federwild“ eingefugt.

15. Im § 70 werden folgende Anderungen vorgenommen:

15.1. Abs 3 lit a und c lautet:

,»a) Die Beniitzung von Schusswaffen, Munition und Zielhilfsmitteln, die fiir die Jagd auf jagdbare
Tiere gewohnlich nicht bestimmt sind. Darunter fallen insbesondere die gemaR § 17 Abs1 Z 1
bis 11 des Waffengesetzes 1996 verbotenen Waffen, automatische Kugel- und Schrotgewehre,
Luftdruckwaffen, Pfeil und Bogen und &hnliche Geréte, Zimmerstutzen, Narkosegewehre, Arm-
briste, halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann, Vor-
richtungen zur Beleuchtung von Zielen und Visiereinrichtungen fiir das Schieflen bei Nacht mit
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elektronischem Bildverstérker oder Bildumwandler, Infrarotgerdte und Restlichtverstérker sowie
Thermal- und Warmebildgeréte. Die Verwendung von Faustfeuerwaffen ist nur zur Abgabe eines
Fangschusses gestattet.

,C) Die Verwendung von kinstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder sonstigen Vorrichtungen zum
Blenden, von Tonbandgerédten und elektronischen Lockgeréten, mit Ausnahme der Lockjagd auf
jene Rabenvdgel, die rechtmalig bejagt werden diirfen, Flichse und invasive gebietsfremde Ar-
ten, oder von nicht selektiven Netzen und Fallen.

15.2. Nach Abs 3 wird eingefiigt:

»(33) Abweichend von Abs 3 lit a diirfen Vorrichtungen zur Dadmpfung des Schussknalles (Schall-
dampfer) im Rahmen der Jagdausiibung benitzt werden, wenn

a) eine Ausnahmebewilligung gemé&R § 17 Abs 3a des Waffengesetzes 1996 erteilt wurde oder

b) die Voraussetzungen gemal § 17 Abs 3b erster oder zweiter Satz des Waffengesetzes 1996
vorliegen.*

16. Im § 72a werden folgende Anderungen vorgenommen:

16.1. Abs 4 lautet:

,»(4) Die Fangvorrichtungen sind wiederkehrend in Zeitabstdnden von langstens 24 Stunden zu (iber-
priifen. Gefangene Tiere sind dabei zu entnehmen. Das Uberpriifungsintervall des ersten Satzes gilt auch
fur Fallen mit elektronischem Fangmeldesystem. Die Uberpriifung kann auch durch ein elektronisches
Fangmeldesystem durchgeftihrt werden, sofern keine kommunikationstechnischen Griinde entgegenste-
hen (Funkloch). Aus Fallen mit einem elektronischen Fangmeldesystem sind Tiere unverziglich zu ent-
nehmen.*

16.2. Im Abs 5 werden jeweils die Worte ,,Europdischen Gemeinschaft* durch die Worte , Europdischen
Union“ ersetzt.

17. Im § 73 werden folgende Anderungen vorgenommen:

17.1. Abs 1 lautet:

,»(1) Wild darf nur vom Jagdinhaber und nur mit Bewilligung der Landesregierung ausgesetzt wer-
den.«

17.2. Die Abs 2a und 3 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt:

»(3) Werden Wildtiere ohne Bewilligung gemal Abs 1 oder Tiere aus Wildtierzuchtgattern, welche
nicht als Wild im Sinne des 8 4 gelten, ohne Bewilligung gemé&R Abs 4 oder sonstige, dem Wild gefahrli-
che Tiere ausgesetzt, kann die Jagdbehérde den Fang oder Abschuss verfligen.

(4) Tiere aus Wildtierzuchtgattern, welche nicht als Wild im Sinne des § 4 gelten, dirfen weder in
Wildgehege noch in die freie Wildbahn ausgesetzt werden. Ausgenommen davon sind bewilligte Ausset-
zungen zum Bestandeswiederaufbau nach Tierseuchen oder zur Blutauffrischung.*

18. § 78 Abs 1 erster Satz lautet: ,.Die Jagdinhaber angrenzender Jagdgebiete kénnen unbeschadet ihrer
personlichen Verantwortung zum Zweck einer nachhaltigen groffrdumigen Jagdbetriebsfiihrung eine
Gemeinschaft auf die Dauer der Jagdperiode durch schriftlichen Vertrag bilden, sofern diese in Einklang
mit der Zonierung (Wildbehandlungszonen) steht.*

19. Im 8§ 79 Abs 5 wird angefiigt: ,,Fiir Abschisse von Rotwild, die gemaR § 90 Abs 1 oder 2 angeordnet
bzw bewilligt wurden, hat die Hegegemeinschaft einen Fitterungskostenbeitrag zu beschlieen und vor-
zuschreiben.*

20. 8 80 Abs 1 lautet:

»(1) Der Mitgliederversammlung gehoren die Jagdinhaber der in der Wildregion zusammengefassten
Jagdgebiete an. Mitglieder, deren Jagdgebiet zumindest teilweise in einer Rotwildkernzone oder Rot-
wildrandzone liegt, sind in allen Angelegenheiten stimmberechtigt, sofern auf der einbezogenen und
anrechenbaren Jagdgebietsflache im Durchschnitt der letzten drei Jahre mehr als ein Stiick Rotwild auf
500 ha jahrlich erlegt wurden. Mitglieder, deren Jagdgebiet zur Ganze in einer Rotwildfreizone liegt, sind
bei den im § 79 Abs 3 lit a angeflihrten Angelegenheiten (Fltterung des Rotwilds) nicht stimmberechtigt.
Stimmberechtigten Mitgliedern kommt auf je angefangene 500 ha der einbezogenen und anrechenbaren
Jagdgebietsflache eine Stimme zu; Gleiches gilt auch fir Wahlen. Das Stimmrecht ist personlich oder
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durch schriftlich Bevollméchtigte auszuiiben. Eine Jagdgesellschaft gilt als ein Mitglied, das durch den
Jagdleiter (oder dessen Stellvertreter) vertreten wird.*

21. 887 Abs 1 erster Satz lautet: ,,In der Zeit vom 1. Februar bis 15. August darf die Brackierjagd nicht
ausgeubt werden, doch darf der Jagdinhaber Schalenwild aus kultivierten Grundstiicken auch mit Bra-
ckierhunden austreiben.*

22. Im § 90 werden folgende Anderungen vorgenommen:

22.1. Abs 1 lautet:

»(1) Treten einzelne Haarwildtiere, welche nicht dem besonderen Schutz des § 103 Abs 1 unterlie-
gen, besonders schadensverursachend in Erscheinung, so kann die Jagdbehdrde auf Antrag des Grundbe-
sitzers oder des Jagdinhabers oder von Amts wegen nach Anhdrung des Bezirksjagermeisters den unver-
ziiglichen Abschuss dieser Stilicke zeitlich befristet auch Uber den Abschussplan hinaus, mit Ausnahme
des Gamswildes in dessen Kern- und Randzone, und in der Schonzeit anordnen bzw bewilligen.*

22.2. Nach Abs 7 wird angefigt:

»(8) Wird der Abschuss von Rot- oder Rehwild gemaR Abs 1 oder 2 von der Jagdbehorde in dessen
Schonzeit oder tber den Abschussplan hinaus angeordnet, kdnnen die Trophéen der erlegten Stiicke der
Klasse I und Il fiir verfallen erklért werden. § 160 Abs 1 und 3 ist sinngemé&R anzuwenden.*

23. Nach § 90 wird eingefigt:
wlnvasive Arten

§ 90a

(1) Diejenigen Séaugetiere und VVogel, die in die Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionswei-
ter Bedeutung geméal Art 4 Abs 1 der Verordnung (EU) Nr 1143/2014 des Européischen Parlaments und
des Rates vom 22. Oktober 2014 (iber die Pravention und das Management der Einbringung und Ausbrei-
tung invasiver gebietsfremder Arten, ABI Nr L 317 vom 4. November 2014, aufgenommen oder gemaf
Art 12 zu invasiven gebietsfremden Arten von Bedeutung fiir Osterreich erklart wurden, sind vom
Jagdausiibungsberechtigten zu erlegen.

(2) Der Jagdaustubungsherechtigte hat die Erlegung von Tieren gemaR Abs 1 unverziglich der Salz-
burger Jagerschaft zu melden. Die Salzburger Jagerschaft hat entsprechende Meldungen unaufgefordert
der Landesregierung zu iibermitteln.*

24. Im § 100a Z 5 werden die Worte ,,Européischen Gemeinschaft® durch die Worte ,,Européischen Uni-
on‘ ersetzt.

25. Nach § 101 Abs 4 wird angefiigt:

»(5) Jagdfremde Personen diirfen die Ausiibung der Jagd nicht stéren oder beeintrachtigen.*

26. Der Text zu § 102 lautet:

(1) Hunde, die auRRerhalb der Einwirkung ihres Halters im Jagdgebiet abseits von Hausern, 6ffentli-
chen Stralen und Wegen jagend angetroffen werden, dirfen vom Jagdaustibungsberechtigten getétet
werden, wenn die Hunde

1. wegen ihrer Konstitution eine ernstliche Gefahr fiir das Wild darstellen oder

2. wiederholt unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen werden; sofern der Hundehalter
bekannt oder leicht feststellbar ist, jedoch nur, wenn dieser vom Jagdausiibungsberechtigten vor-
her schriftlich auf seine Verwahrungs- und Aufsichtspflicht hingewiesen wurde.

(2) Keinesfalls getttet werden dirfen Assistenzhunde, Polizei-, Rettungs- und Lawinensuchhunde,
Hirtenhunde sowie sonstige Diensthunde, die als solche gekennzeichnet oder sonst erkennbar sind.

(3) Der Abschuss eines Hundes ist der jeweiligen Gemeinde oder der néchsten Dienststelle der Bun-
despolizei zu melden, die, wenn mdglich, den Tierhalter zu verstandigen haben.

(4) Katzen, welche in einer Entfernung von mehr als 300 m von Wohn- und Wirtschaftsgebduden in
Feld, Wiese oder Wald herumstreifen, dirfen vom Jagdausibungsberechtigten getotet werden.

(5) Dem Eigentiimer von Tieren, die gemal Abs 1 oder 4 getdtet werden, gebihrt kein Schadener-
satz.*
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27. Nach § 103 Abs 2 lit f wird angefligt:

,»J) Der Besitz von lebenden oder toten Tieren gem&R Abs 1 lit b, die der Natur entnommen sind,
ist verboten. Das Verbot gilt auch fur erkennbare Teile dieser Tiere (mit Ausnahme einzelner
Federn) und fir aus diesen Tieren gewonnene Erzeugnisse.*

28. § 104 Abs 2 lit b lautet:

,»P) fur das Halten von Federwildarten, die im Anhang Il Teil A und Teil B sowie im Anhang IlI
Teil A der Vogelschutzrichtlinie genannt und in Osterreich jagdbar sind.

29. Im § 104a werden folgende Anderungen vorgenommen:

29.1. Abs 2 lautet:

»(2) Die Verbote

a) des Besitzes, Transportes usw gemaR § 103 Abs 2 lit e sowie

b) des Besitzes geméal § 103 Abs 2 lit g
gelten nicht fir Tiere (einschlieBlich erkennbare Teile dieser Tiere und aus ihnen gewonnene Produkte
und Waren), die keine ganzjahrige Schonzeit genieRen (§ 54) oder die auf Grund der Verordnung geméan
§ 104c Abs 1 oder auf Grund sonstiger jagdrechtlicher Ausnahmebewilligungen rechtméRig bejagt wer-
den diirfen, sofern die Tiere nachweislich rechtméRig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht
bzw Opfer eines Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturland-
schaft geworden sind.

29.2. Nach Abs 3 wird angefigt:

»(4) Erlangt der Jagdausiibungsberechtigte Kenntnis davon, dass Tiere einer gemal § 103 Abs 1 be-
sonders geschitzten Wildart, die nicht der Ausnahmebestimmung gemall Abs 2 lit a oder b bzw Abs 3
unterliegen, aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines Unfalles oder des all-
gemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden sind, so hat er dies un-
verziglich der Salzburger Jagerschaft zu melden. Dies gilt auch fur erkennbare Teile dieser Tiere (mit
Ausnahme einzelner Federn) und fiir aus diesen Tieren gewonnene Produkte und Waren. Der Jagdaus-
Ubungsberechtigte darf das Tier voriibergehend an sich nehmen; er kann es auch der Salzburger Jager-
schaft aushandigen. Auf Verlangen ist das Tier der Landesregierung zu ibergeben.

(5) Die Salzburger Jagerschaft und der Jagdausiibungsberechtigte kénnen bei der Landesregierung
beantragen, dass ihnen das entsprechende Tier (Abs 4) (berlassen wird. Dies gilt auch fur erkennbare
Teile dieser Tiere und flr aus diesen Tieren gewonnene Produkte und Waren. Das Tier darf der Salzbur-
ger Jagerschaft oder dem Jagdauslibungsberechtigten nur Uberlassen werden, wenn es nachweislich
rechtméfig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines Unfalles oder des allge-
meinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden ist. Die Landesregierung
hat zu entscheiden, dass das Tier der Salzburger Jagerschaft (iberlassen wird, wenn es zu Schulungs-,
Prifungs- oder Ausstellungszwecken bendétigt wird; ansonsten ist es dem Jagdaustibungsberechtigten zu
iiberlassen.*

30. Nach § 104b Abs 3 wird angeftigt:

»(4) Werden Bewilligungen nach Abs 1 lit b und c erteilt, kann die Behdrde, wenn es sich als not-
wendig erweist, in einem Jagdgebiet oder mehreren angrenzenden Jagdgebieten dem Jagdausiibungsbe-
rechtigten von Amts wegen folgende Auftrage erteilen:

— Fang,

— Betdubung,
— Besenderung,
— Vergramung,
— Abschuss.

(5) Die Landesregierung kann mit Verordnung nahere Ausfilhrungen zu den Voraussetzungen und
Maflnahmen nach Abs 4 festlegen.

(6) Der Auftrag ist angemessen zu befristen und hat erforderlichenfalls Auflagen oder Bedingungen
zu enthalten.

(7) Kommt der Jagdausiibungsberechtigte einer Anordnung geméafi Abs 4 nicht oder nicht in entspre-
chender Weise nach, hat die Behdrde Personen heranzuziehen, die im Land Salzburg zu Jagdschutzorga-
nen bestellt sind.*
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31. § 105 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

»Gesetzliches Betretungsverbot
8105

(1) Werden in einem Jagdgebiet oder in Teilen desselben Treib-, Riegel-, Driick- oder Ansitz-
Druckjagden durchgefiihrt, so sind diese Gebiete zur Hintanhaltung einer Gefdhrdung von Personen oder
Sachen flr die Dauer solcher Jagden mit der Wirkung gesperrt, dass jagdfremde Personen das betreffende
Gebiet abseits von offentlichen Straflen und Wegen sowie von Wanderwegen, Wandersteigen und Tou-
renrouten nicht betreten diirfen. Personen, die in solchen gesperrten Gebieten angetroffen werden, haben
diese Uber Aufforderung von Jagdschutzorganen oder von Organen des Gffentlichen Sicherheitsdienstes
unverziiglich zu verlassen.

(2) Vom Verbot des Betretens gesperrter Gebiete sind die Grundeigentiimer, die sonst Nutzungsbe-
rechtigten sowie deren Beauftragte und iberdies Personen ausgenommen, deren Berechtigung oder Ver-
pflichtung zum Betreten des Gebietes in einer amtlichen Stellung oder amtlichen Erméchtigung gelegen
ist.

(3) Gebiete gemal? Abs 1 sind vom Jagdaustibungsberechtigten spatestens drei Stunden vor Beginn
der Jagd mit Hinweistafeln gemaR Abs 4 an jenen Stellen deutlich zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen
ist, dass Personen in die betreffenden Gebiete filhrende 6ffentliche Stralen und Wege, markierte Wege,
Forststralen und sonstige Anlagen, die flr die allgemeine Beniitzung bestimmt sind, betreten. Sie sind
nach der Jagd unverziglich zu entfernen.

(4) Die Hinweistafeln sind mit der Bezeichnung ,,Befristetes jagdliches Sperrgebiet” zu kennzeich-
nen, haben Beginn und Ende der Sperre zu enthalten und sind mit den Kontaktdaten des Jagdausiibungs-
berechtigten zu versehen. Runde Tafeln haben einen Durchmesser von mindestens 40 cm, rechteckige
Tafeln eine Seitenldnge von jeweils mindestens 40 cm aufzuweisen. Die Schrift muss gut lesbar sein. Die
Tafeln missen in gut sichtbarer Hohe (nicht unter 60 cm und nicht tiber 220 cm iber dem Boden) und gut
einsehbar (zB nicht durch Aste verdeckt) angebracht werden. Die Tafeln missen Wind und anderen Wit-
terungseinflissen standhalten.

Betretungsverbot im Einzelfall
§ 105a

(1) Betretungsverbote dirfen nur verfligt werden, wenn und insoweit solche 6ffentlichen Interessen
dafiirsprechen, die das 6ffentliche Interesse am Betreten des Waldes zu Erholungszwecken tberwiegen.
Das Betreten des Waldes zu Erholungszwecken darf durch Sperrgebiete nur in dem MaR eingeschrankt
werden, das zum Erreichen des Schutzzweckes unumganglich ist.

(2) Nach Abs 1 gesperrte Gebiete sind vom Jagdinhaber mittels Hinweistafeln an jenen Stellen deut-
lich zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen ist, dass Personen in die betreffenden Gebiete fihrende 6f-
fentliche Straen und Wege, markierte Wege, ForststraBen und sonstige Anlagen, die fiir die allgemeine
Beniitzung bestimmt sind, betreten; § 66 Abs 6 gilt fiir diese Tafeln sinngemaR.

Ausnahmen vom Betretungsverbot
8105b
Von den im § 105 sowie im § 105a in Verbindung mit den 88 106, 107 oder 108 enthaltenen Verbo-
ten sind ausgenommen:
a) Malnahmen im Zuge eines Einsatzes des Bundesheeres in den Fallen des § 2 Abs 1 des
Wehrgesetzes 2001 einschlieBlich der unmittelbaren Vorbereitung eines solchen Einsatzes;
b) MalRnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fur das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen oder zur Abwehr von Katastrophen;
¢) Malnahmen im Zuge eines Einsatzes von Organen der 6ffentlichen Sicherheit oder Aufsicht;
d) MaRnahmen im Zuge behérdlicher Erhebungen und Uberpriifungen;

e) das Betreten oder Befahren fiir Verrichtungen in Ausiibung des Grundeigentums, wenn dem
nicht Bestimmungen auf Grund von § 108 Abs 2 entgegenstehen.

32.1m 8 114 Abs 1 wird in der Z 1 nach dem ersten Satz eingeflgt: ,,Wer in der vorangegangenen Jagdpe-
riode nicht oder nicht durchgéngig als Jagdschutzorgan bestellt war, hat als Voraussetzung fur seine Be-
stellung einen Fortbildungskurs positiv zu absolvieren; § 119 Abs 1 zweiter Satz und die auf der Grund-
lage von § 119 Abs 2 erlassene Verordnung gelten sinngemaR. Wer im letzten Drittel einer Jagdperiode
die Priifung fur den Jagdschutzdienst oder eine (allenfalls gemeinsam mit einer Zusatzpriifung) gleichge-
haltene Priifung positiv absolviert hat, muss keine Fortbildungskurse absolvieren, um in der nachfolgen-
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den Jagdperiode zum Jagdschutzorgan bestellt werden zu kénnen. Ist ein Jagdschutzorgan seiner Fortbil-
dungsverpflichtung gemal § 119 nicht nachgekommen, darf es fiir die folgende Jagdperiode nicht wie-
derbestellt werden.*

33. 8§ 115 Abs 1 lautet:

,»(1) Die Jagdschutzorgane haben die Befugnisse, die allgemein Organen der 6ffentlichen Aufsicht
nach sonstigen Vorschriften (zB dem VStG oder Waffengesetz 1996) zustehen. Dariiber hinaus sind sie
innerhalb ihres Dienstbereiches befugt,

1. Personen, die auf frischer Tat betreten werden oder unmittelbar danach entweder glaubwiirdig
der Tatbegehung beschuldigt oder mit Gegenstéanden betreten werden, die auf ihre Beteiligung an
der Tat hinweisen, anzuhalten, auf ihre Identitit zu Gberprifen und zum Sachverhalt zu befragen.
Betreffend die Feststellung der Identitat ist § 35 Abs 2 und 3 des Sicherheitspolizeigesetzes sinn-
geman anzuwenden;

2. Personen, die auf frischer Tat betreten werden, in den Féllen und unter Beachtung der §8 35, 36
und 36a VStG festzunehmen und, falls sich die Person der Festnahme durch Flucht entzieht, sie
auch Uber ihren Dienstbereich hinaus zu verfolgen und auBerhalb desselben festzunehmen oder
unter den Voraussetzungen des 8 37a Abs 1 oder 3 VStG eine vorlaufige Sicherheit einzuheben
bzw verwertbare Sachen vorlaufig sicherzustellen;

3. Fahrzeuge und Gepéckstiicke in den Fallen der Z 1 zu durchsuchen, wenn begriindeter Verdacht
besteht, dass sich darin Gegensténde befinden, die dem Verfall oder der Einziehung (8 159) un-
terliegen oder deren Besitz oder Besichtigung fur ein Verfahren wegen eines Verstoles gegen
dieses Gesetz von Bedeutung sein kénnte;

4. im Auftrag der Jagdbehdrde Wild zu fangen oder zu téten (88 73 Abs 3, 152 Abs 2);

5. verhéltnismé&Rigen und angemessenen Zwang anzuwenden, um die ihnen mit den Z 1 bis 3 sowie
mit 8 39 Abs 2 VStG eingeraumten Befugnisse durchzusetzen. Dabei haben sie unter Achtung
der Menschenwiirde und mit moglichster Schonung der Person vorzugehen.*

34. Der Text zu § 119 lautet:

,»(1) Die Jagdschutzorgane sind verpflichtet, an zwei unterschiedlichen Fortbildungskursen wahrend
einer Jagdperiode teilzunehmen. Statt eines Fortbildungskurses kénnen Jagdschutzorgane auch drei im
Rahmen des Bezirksjagertages von der Salzburger Jagerschaft anzubietende Vortrage tber aktuelle Ent-
wicklungen auf dem Gebiet des Jagdwesens besuchen.

(2) Nahere Bestimmungen zu den Kursen, insbesondere zu Angebot, Inhalt, Haufigkeit und Anrech-
nungen, zur Form der Prifung sowie zu den Vortragen Uber aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des
Jagdwesens sind durch Verordnung der Landesregierung zu regeln.

(3) Nimmt ein Jagdschutzorgan seine Fortbildungsverpflichtungen nicht wahr, ist es von Amts we-
gen seines Amtes zu entheben.*

35. 8§ 121 Abs 1 lautet:

(1) Der Salzburger Jagerschaft obliegen die Verwirklichung der im § 120 Abs 1 genannten Ziele
und die Erfullung der sonstigen in diesem Gesetz genannten Aufgaben. Dazu zéhlen insbesondere:

1. die Stellungnahme zu allen die Jagd und die Jagdwirtschaft betreffenden Gesetzes- und Verord-
nungsentwiirfen sowie die Beratung der Jagdbehdrden und aller sonst an der Jagdwirtschaft be-
teiligten Stellen und Personen durch Erstattung von Gutachten und Bestellung von Sachverstan-
digen;

2. die Pflege der Jagd und Jagdwirtschaft zur Erhaltung und Entwicklung eines angemessenen,
artenreichen und gesunden Wildstandes und die Férderung insbesondere von Einrichtungen, die
der Jagdwissenschaft, dem jagdlichen SchieBwesen und Jagdhundewesen dienen;

3. die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjager, die Abhaltung von Schulungs-
kursen, von Jagdprifungen und von Prifungen fir den Jagdschutzdienst sowie die mit all diesen
Angelegenheiten jeweils verbundenen Aufgaben;

4. die Unterrichtung ihrer Mitglieder tber den jeweiligen Stand der wildokologischen, jagdwissen-
schaftlichen und wildbrethygienischen Erkenntnisse;

5. der Abschluss einer Jagdhaftpflicht- und Jagdunfallversicherung gegen Personen- und Sachsché-
den bei einem Versicherungsunternehmen mit einer Niederlassung in einem Mitgliedstaat der
Européischen Union oder des Europdischen Wirtschaftsraums;

6. die Schaffung und Erhaltung eines Wohlfahrtsfonds fiir Berufsjager;
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9.
10.
11.

12.
13.
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die Pflege und Forderung der weidménnischen Sitten und des jagdlichen Brauchtums;

die Ehrung von Personen, die sich um die Jagd im Land Salzburg besondere Verdienste erworben
haben;

die Durchfuhrung von Ehrengerichtsverfahren gegen ihre Mitglieder;

die Durchfiihrung von Hegeschauen und die 6ffentliche Begutachtung der Jagdbetriebsfiihrung;
die Mitwirkung bei der Durchfiihrung behdérdlicher Malinahmen zur Verhinderung und Bekamp-
fung von Tierseuchen;

die Fiihrung von Zusammenstellungen und Nachweisen, die der jagdlichen Verwaltung dienen;

die Offentlichkeitsarbeit tiber die Lebensweise des Wildes, seine Bediirfnisse, seinen Schutz und
seine Bejagung.*

36. Der Text zu § 122a lautet:
,»(1) Der Wirkungsbereich der Salzburger Jagerschaft ist ein eigener und ein vom Land Ubertragener.

(2) Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Salzburger Jagerschaft sind jene nicht aus-
driicklich als solche des Ubertragenen Wirkungsbereiches bezeichneten (Abs 3) Angelegenheiten und
insbesondere:

1.
2.

3.
. die Auslibung der Arbeitgeberfunktion der Jagerschaft;
. die Auslibung der der Jagerschaft eingerdumten Rechte auf Anhérung (Stellungnahme), Antrags-

I

die Erlassung (Anderung) der Satzung gemaR § 136 Abs 1;
die Bestellung (Abberufung) ihrer Organe und die Regelung der inneren Einrichtungen zur Be-
sorgung der Aufgaben der Jagerschaft;

die Gebarung der Jagerschaft einschliellich Vermdgensverwaltung;

stellung, Erstattung von Vorschlégen, Zustimmung, Entsendung von Vertretern in Einrichtungen
sowie von ihr eingerdumten Parteirechten;

. die Ausfolgung und Nichtausfolgung von Jagdgastkarten gemald § 48 Abs 2 und 4;
. die Wahrnehmung der im § 121 Abs 1 Z 1 und 2, Z 4 bis 9 sowie Z 12 und 13 angefiihrten Ange-

legenheiten.

(3) Im Ubertragenen Wirkungsbereich hat die Salzburger Jagerschaft folgende Aufgaben wahrzu-

nehmen:
1.

mit Ausnahme der im Abs 2 Z 6 genannten Aufgaben alle Aufgaben im Zusammenhang mit
Jagdkarten (88§ 41 ff), dazu z&hlen insbesondere die Ausstellung und Einziehung von Jagdkarten
und die Aufgaben im Zusammenhang mit der Verldngerung der Jahresjagdkarte (§ 45);

. die Bestellung der Prifungskommission durch den Landesjagermeister gemal § 49 Abs 1;
. die Durchfuhrung der Abschussplanbesprechung (8 60 Abs 3) und die Erlassung des Abschuss-

planes (8 60 Abs 4);

. die Aufgaben im Zusammenhang mit der Einhaltung des Hochstabschusses (§ 62), der Abschuss-

liste (§ 63) und der Abschusskontrolle (§ 64);

. die Aufgaben gemdaR § 104c Abs 5 und 6 (Ausnahmen von den Schonvorschriften im Einzelfall);
. die Angelegenheiten gemé&R § 121 Abs 1 Z 3, 10 und 11;
. die Uberwachung der Einhaltung der wild- und umweltgerechten Jagdbetriebsfiihrung auch in

den Hegegemeinschaften (§ 132 Abs 1);

. die Aufgaben gemaR § 56 Abs 1 (Ausnahmen von den Schonvorschriften);
. Ubertretungen jagdlicher Vorschriften der Jagdbehdrde zur Kenntnis zu bringen (§ 133 Abs 2

lite).

(4) Die Jagerschaft hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der Gesetze
und Verordnungen des Bundes und des Landes, von unmittelbar anzuwendendem Unionsrecht sowie von
ebensolchen Staatsvertragen in eigener Verantwortung frei von Weisungen staatlicher Organe zu besor-

gen.

(5) Die nach Abs 3 der Salzburger Jagerschaft zur Besorgung im Ubertragenen Wirkungsbereich zu-
gewiesenen Angelegenheiten sind im Auftrag und nach den Weisungen der Landesregierung zu besor-

gen.
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37. Nach § 123 Abs 3 wird angefligt:

»(4) Die Salzburger Jagerschaft kann Personen, die nicht bereits Mitglieder gemaR Abs 1 bis 3 sind,
als auBRerordentliche Mitglieder aufnenmen. Né&heres uber die auBerordentliche Mitgliedschaft ist in den
Satzungen der Salzburger Jagerschaft festzulegen.*

38. Nach § 124 Abs 3 wird angefligt:

»(4) Die auBerordentlichen Mitglieder haben zur Deckung des mit der Erfillung der gesetzlichen
Aufgaben verbundenen Aufwandes der Salzburger Jagerschaft den fir sie jeweils festgesetzten Jahresbei-
trag (aulerordentlicher Mitgliedsbeitrag) zu entrichten.*

39.Im 8 125 Abs 1 Z 1 lautet lit f:

,,f) die Prifungskommissionen fur die Jagdprifung (8 49) und fir die Priifung fir den Jagd-
schutzdienst (§ 116);«

40. Im § 126 Abs 2 lautet lit a:

,a) die Wahl des Landesjagermeisters, seiner beiden Stellvertreter und der weiteren Mitglieder
des Vorstandes;*

41. §128 Abs 1 erster Satz lautet: ,,Der Vorstand besteht aus dem Landesjagermeister, seinen beiden
Stellvertretern und flnf bis sieben Mitgliedern.*

42. 8§ 129 Abs 2 erster Satz lautet: ,,Im Fall seiner Verhinderung wird der Landesjdgermeister in allen ihm
als Organ der Salzburger Jagerschaft obliegenden Aufgaben durch einen seiner beiden Stellvertreter ver-
treten.

43. § 131 Abs 3 lit d lautet:
,»d) Die Bestellung der Hegemeister, ihrer Stellvertreter und ihrer gebietsméaBigen Vertreter.

44, § 133 Abs 1 lautet:

»(1) Der Bezirksjagdrat hat fiir jede Wildregion eine vertrauenswiirdige, mit den ortlichen Verhilt-
nissen eingehend vertraute Person mit griindlichen jagdlichen Kenntnissen und Erfahrungen zum Hege-
meister und eine weitere solche Person zu dessen Stellvertreter zu bestellen. Sédmtliche Befugnisse und
Verpflichtungen gehen im Fall der Verhinderung des Hegemeisters fur diese Zeit auf dessen Stellvertreter
uber. Soweit erforderlich, kénnen fiir einzelne Gemeinden, Teile von Gemeinden oder fir mehrere Ge-
meinden gemeinsam Vertreter des Hegemeisters (gebietsméRige Vertreter) bestellt werden. Der Hege-
meister oder ein Vertreter ist vor Ablauf der Funktionsperiode abzuberufen, wenn er seine Abberufung
verlangt, seinen Aufgaben nur unzureichend nachkommt oder die Voraussetzungen fiir die Bestellung
nicht mehr gegeben sind.«

45, § 135 Abs 7 lautet:

»(7) Verordnungen, die von Organen der Salzburger Jagerschaft erlassen werden, sind, soweit in die-
sem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, auf der Homepage der Salzburger Jagerschaft sowie zusatzlich in
einer Jagdzeitung kundzumachen. Sie treten, soweit in der kundzumachenden Verordnung nicht anderes
bestimmt ist, mit dem auf die Kundmachung auf der Homepage folgenden Tag in Kraft. Die Kundma-
chungen auf der Homepage miissen Ubersichtlich gegliedert und jederzeit ohne Identitatsnachweis sowie
unentgeltlich zuginglich sein.*

46. § 136 Abs 3 lautet:

»(3) Die Salzburger Jagerschaft hat die Satzungen nach der Genehmigung durch die Landesregie-
rung auf der Homepage der Salzburger Jagerschaft sowie zusatzlich in einer Jagdzeitung kundzumachen.
Die Kundmachungen auf der Homepage miissen ubersichtlich gegliedert und jederzeit ohne Identitats-
nachweis sowie unentgeltlich zugénglich sein.*

47. § 138 Abs 2 lautet:

»(2) Die Jagerehre wird verletzt:
1. durch einen groben Verstol? gegen die Weidgerechtigkeit. Das ist insbesondere:

a) die Ubertretung des § 61, soweit der Jagdinhaber leicht fahrlassig in drei aufeinanderfolgen-
den Jahren, unter Zusammenrechnung der in diesem Zeitraum von ihm getatigten Mindestab-
schiisse, die Summe der fur diese drei Jahre fiir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschiisse
fur Rotwild nicht bis zum Beginn der der dritten Schusszeit unmittelbar nachfolgenden
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Schonzeit erfallt und auRerdem der fiir die betreffende Wildregion in einer Verordnung geman
§ 60 Abs 1 insgesamt festgelegte Mindestabschuss fir Rotwild bis zum Beginn der Schonzeit
um mehr als 5 % unterschritten worden ist, oder er grob fahrlassig oder vorsétzlich den fur
sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht innerhalb der Schusszeit erfiillt;

b) die Ubertretung der 8§ 54, 62 bis 66, 70 bis 72a, 75, 76, 77 und 101 Abs 1, soweit dies grob
fahrlassig oder vorsétzlich erfolgt.
2. durch ein sonstiges Verhalten, auf Grund dessen sich das Mitglied als der Mitgliedschaft der
Salzburger Jagerschaft unwirdig erweist.*

48. § 140 Abs 1 lautet:

,»(1) Der Ehrenanwalt hat jede Anzeige einer Verletzung der Jagerehre in zweckdienlicher Weise auf
die Voraussetzungen fiir ein Ehrengerichtsverfahren zu prifen und sodann mit seinen Antrdgen dem Eh-
rengericht zu Gbermitteln. Ist der Ehrenanwalt der Ansicht, dass die Voraussetzungen fir ein Ehrenge-
richtsverfahren nicht vorliegen, kann er die Anzeige zuruicklegen. Hievon hat er den Vorsitzenden des
Ehrengerichtes zu verstandigen.*

49, Der Text zu § 156 lautet:

,»Die Organe der Bundespolizei haben an der Vollziehung dieses Gesetzes mitzuwirken wie folgt:

1.8841 Abs 1, 47 Abs 1, 105 Abs 1 und 158 Abs 1 Z 1, 3, 4 und 6: im jeweils dort bestimmten
Umfang sowie im Umfang von § 36 Abs 1 Z 1 und 2 des Salzburger Landessicherheitsgesetzes;

2. 8 102 Abs 3: im dort bestimmten Umfang.*
50. Im § 158 werden folgende Anderungen vorgenommen:

50.1. Abs 1 Z 8 bis 8d wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
,,7a. den Bestimmungen der auf Grundlage des § 58a erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt;

8. leicht fahrlassig in drei aufeinanderfolgenden Jahren, unter Zusammenrechnung der in diesem
Zeitraum von ihm getétigten Mindestabschiisse, die Summe der fur diese drei Jahre fir sein
Jagdgebiet festgelegten Mindestabschiisse fiir Rotwild nicht bis zum Beginn der der dritten
Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfiillt, wenn aufRerdem der fir die betreffende
Wildregion in einer Verordnung gemdaR 8 60 Abs 1 insgesamt festgelegte Mindestabschuss flr
Rotwild bis zum Beginn der Schonzeit um mehr als 5 % unterschritten worden ist;

8a. grob fahrléssig oder vorsétzlich den flir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht in-
nerhalb der Schusszeit erfillt;

8b. den festgelegten Hochstabschuss iberschreitet;
8c. sonst den §§ 59 bis 62 oder den im Abschussplan getroffenen Festlegungen zuwiderhandelt;*

50.2. Nach Abs 1 Z 15 wird eingefiigt:

,»15a. gegen die Bestimmung des 8 66a oder die auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen oder
individuellen hoheitlichen Rechtsakte verstoft;

50.3. Nach Abs 1 Z 16 wird eingefiigt:

,»16a. sonst gegen die Bestimmungen der §8 68 und 68a oder die auf deren Grundlage erlassenen Ver-
ordnungen oder individuellen hoheitlichen Rechtsakte verstoft;

50.4. Abs 1 Z 29 lautet:

,,29. den Bestimmungen der §8 105 Abs 3 und 105a Abs 2 Uber das Anbringen und Entfernen der
Kennzeichnung gesperrter Gebiete zuwiderhandelt;*

50.5. Abs 2 erster Satz lautet: ,,Eine Verwaltungsiibertretung begeht auch und ist mit einer Geldstrafe bis
3.000 € zu bestrafen, wer den Bestimmungen der §§ 10 Abs 4, 21 Abs 2, 39 Abs 2, 56 Abs 1, 66 Abs 2
und 5, 67 Abs 5, 69, 87, 88, 89, 101 Abs 2 bis 5, 107 Abs 4 und 5, 108 Abs 2 und 115 Abs 1 Z 1, den
Bestimmungen der 88 105 Abs 1, 106 Abs 2 und 107 Abs 3 wissentlich oder absichtlich, den hiezu erlas-
senen Verordnungen oder besonderen behoérdlichen Anordnungen zuwiderhandelt.*

50.6. Abs 5 entfallt.

51. Der Text zu § 160b lautet:

,»S0weit nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist, gelten die in diesem Gesetz enthaltenen Verwei-
sungen auf bundesrechtliche Vorschriften als Verweisungen auf die letztzitierte Fassung:
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1. Tierschutzgesetz — TSchG, BGBI | Nr 118/2004; Gesetz BGBI | Nr 86/2018;

2. Sicherheitspolizeigesetz — SPG, BGBI Nr 566/1991; Gesetz BGBI | Nr 56/2018;
3. Waffengesetz 1996 — WaffG, BGBI | Nr 12/1997; Gesetz BGBI | Nr 97/2018;
4. Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI | Nr 146; Gesetz BGBI | Nr 61/2018.*

52. Im § 163 wird angefgt:

»(X) Die 88 17 Abs 3 und 3a, 25 Abs 1, 37 Abs 1 und 2, 40 Abs 1, 45 Abs 1, 54 Abs 1, 583, 60
Abs 1, 4 und 4b, 61 Abs 4, 66a, 68 Abs 1 bis 4 sowie Abs 5a, 6a, 8, 9 und 10, 68a, 69 Abs 1, 70 Abs 3
und 3a, 72a Abs4 und 5, 73 Abs 1, 3 und 4, 78 Abs 1, 79 Abs 5, 80 Abs 1, 87 Abs 1, 90 Abs 1 und 8,
90a, 100a, 101 Abs 5, 102, 103 Abs 2, 104 Abs 2, 104a Abs 2, 4 und 5, 104b Abs 4 bis 7, 105, 105a,
105b, 114 Abs 1, 115 Abs 1, 119, 121 Abs 1, 122a, 123 Abs 4, 124 Abs 4, 125 Abs 1, 126 Abs 2, 128
Abs 1, 129 Abs 2, 131 Abs 3, 133 Abs 1, 135 Abs 7, 136 Abs 3, 138 Abs 2, 140 Abs 1, 156, 158 Abs 1
und 2 sowie 160b in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ...../....... treten mit dem auf die Kundmachung
dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft. Gleichzeitig treten die 88 73 Abs 2a und 158 Abs 5
auller Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt laufende Jagdperiode (§ 5) hat am 1. Jdnner 2016 begonnen.*

Artikel 11

Das Berufsjagergesetz, LGBI Nr 101/1993, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI Nr 35/2017,
wird geéndert wie folgt:
1. 8§ 9 Abs 2 lautet:

.(2) Die Erlassung und Anderung der Berufsjager-Ausbildungsordnung hat durch die Salzburger Ja-
gerschaft zu erfolgen. Vor ihrer Erlassung oder Anderung ist die Salzburger Landarbeiterkammer zu
horen.*

2. Im § 9 wird angefugt:

»(13) § 9 Abs 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ...../....... tritt mit dem auf die Kundmachung
dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft.*



14 von 38

Erlauterungen
1. Allgemeines:

Die umfangreiche Novelle des Jagdgesetzes 1993 — JG, LGBI Nr 100, dient vor allem dazu, Defizite im
geltenden Recht und Probleme in der (Vollzugs-)Praxis zu beseitigen sowie zur Vereinfachung beizutra-
gen. Exemplarisch seien genannt: Entfall der jagdrechtlichen Bewilligungspflicht zur Verwendung von
Schallddmpfern bei der Jagdausiibung; Erlaubnis zur Verwendung von ,,Kugelgewehren fiir Randfeuer-
patronen® bei der Jagdaustibung zur Erlegung jagdbarer Tiere — ausgenommen Schalenwild; Klarstellung
betreffend die Aneignung von besonders geschiitzten Wildarten (Haar- und Federwild); Verankerung
eines generellen Aussetzungsverbots von Tieren aus Wildtierzuchtgattern; Mdoglichkeit des Verfalles der
Trophé&en von Stiicken der Klasse I und I, welche im Rahmen eines gemal § 90 JG behdérdlich angeord-
neten oder genehmigten Abschusses erlegt wurden; Schaffung einer Regelung beziiglich auftretender
invasiver gebietsfremder Arten; gesetzliche Verankerung eines Hegemeister-Stellvertreters; ex lege Sper-
re von Jagdgebieten oder Teilen derselben, in denen Gesellschaftsjagden durchgefiihrt werden, fir die
Dauer einer solchen Jagd zur Vermeidung einer Gefédhrdung von Personen und Sachen; Bewilligungs-
maglichkeit von Kirrfiitterungen im Einzelfall.

Ein weiteres zentrales Anliegen, das mit der vorliegenden Novelle verfolgt wird, ist, dass mit ihrem In-
krafttreten Wildgehege (Gatter) nicht mehr bewilligt bzw errichtet werden dirfen und dass ab dem
1. Janner 2027 im Land Salzburg nach allen Seiten kinstlich eingefriedete Wildgehege (Gatter) nicht
mehr zuldssig sein sollen. Nach der geplanten Regelung missen nach allen Seiten kiinstlich eingefriedete
Gatter jedoch nicht notwendigerweise aufgelassen und Einfriedungen vollstandig entfernt werden. Viel-
mehr missen kiunstliche Einfriedungen dergestalt getffnet werden, dass sie fur die in den umliegenden
Gemeinden heimischen und dort ganzjéhrig vorkommenden Wildarten passierbar sind. Es muss jedoch
verhindert werden, dass Schalenwildarten, welche im angrenzenden Bereich um das Gatter erheblichen
Schaden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen verursachen kdnnen, aus dem Gatter auswechseln.

Die ca achtjahrige Ubergangsfrist fiir bestehende Wildgehege scheint aus verfassungsrechtlichen Erwa-
gungen erforderlich und angemessen. Mit dem Verbot von Wildgehegen folgt Salzburg dem Beispiel
anderer Bundeslander (vgl zB das Bgld JagdG 2017 und die Anderung des Wiener Jagdgesetzes durch
LGBI Nr 11/2017.

Die Anderungen betreffend Wildgehege sind nicht zuletzt im Hinblick auf § 3 JG und die darin normier-
ten offentlichen Interessen angezeigt (vgl zB den Grundsatz der Jagdaustibung gemaR lit a, dass ein arten-
reicher und gesunder Wildbestand, der dem vorhandenen Lebensraum angemessen ist, zu erhalten ist).
Vor dem Hintergrund der Anpassung des Wildstandes an den vorhandenen Lebensraum und das natirli-
che Asungsangebot wird die Fitterung in Wildgehegen auf jene Zeitraume beschrénkt, welche die Wild-
futterungsverordnung, LGBI Nr 94/1996, vorgibt. Der Wildstand soll nicht durch das Einrichten kinstli-
cher Fitterungsmoglichkeiten auBerhalb von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatirlich hochge-
halten werden. Die natlirliche Mortalitatsrate von Wildtieren korreliert im Allgemeinen mit dem Nah-
rungsangebot im Lebensraum und stellt somit ein natlrliches Korrektiv fiir die Bestandeshéhe dar. In der
Praxis bedeuten diese Anderungen, dass fiir alle sich in Wildgehegen befindenden Wildarten dieselben
Futterungsvorschriften gelten wie aullerhalb von Wildgehegen.

Daruber hinaus wird mit der Novelle eine Klarstellung im Berufsjagergesetz, LGBI Nr 101/1993, getrof-
fen.

2. Verfassungsrechtliche Grundlage:

Art 15 Abs 1 B-VG; Art 120a bis 120c B-VG.

3. EU-Konformitat:

Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Unionsrecht.
4. Kosten:

Zusatzliche Kosten fiir die Gemeinden sind durch die vorliegende Novelle nicht zu erwarten. Die im
neuen § 102 Abs 3 JG festgelegte Aufgabe der Gemeinde war wortgleich schon im bisherigen § 102 vor-
letzter Satz JG vorgesehen. Durch die punktuelle Erweiterung der Mitwirkung der Bundespolizei kénnen
dem Bund Mehrkosten in geringem Ausmal} entstehen. Die in einigen Bestimmungen vorgesehenen zu-
satzlichen Zustandigkeiten bzw Aufgaben der Salzburger Jagerschaft (zB § 90a Abs 2 JG) und der Jagd-
behérden (8 66a, § 104a Abs 5 JG) sind mit nicht ndher quantifizierbaren, aber jedenfalls nur geringen
Mehrkosten fur den jeweiligen Rechtstrédger verbunden. Diesen Kosten stehen aber auch Einsparungen
gegentliber, wie sie sich etwa aus dem Entfall der Bewilligungspflicht nach § 70 Abs 3a JG ergeben.
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5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:

Im Begutachtungsverfahren haben das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und
Justiz (BMVRDJ), das Bundesministerium fir Inneres (BMI), die Stadt Salzburg vertreten durch die
Landesgruppe Salzburg des Osterreichischen Stadtebundes, die Gemeinden Anthering (mit Jagdleiter,
Ortsbauernschaft und Hegemeister) und NufRdorf am Haunsberg (mit der NuBdorfer Jagerschaft und Orts-
bauernschaft), die Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fur Salzburg, die Landarbeiterkammer fiir Salz-
burg, die Kammer flr Land- und Forstwirtschaft in Salzburg, die fir den Naturschutz zustdndige Abtei-
lung des Amtes der Salzburger Landesregierung, die Landesumweltanwaltschaft (LUA), die Osterreichi-
sche Bundesforste AG (OBf AG), die Salzburger Jagerschaft, der Verein gegen Tierfabriken (VGT),
BirdLife Osterreich, die Mayr Melnhof Forstverwaltung Salzburg, der Naturschutzbund Salzburg, der
Wiener Tierschutzverein, die Land&Forst Betriebe Salzburg, der Landesverband Salzburg des Osterrei-
chischen Alpenvereins, der Dachverband ,,Jagd Osterreich* und Biirgerinnen und Biirger inhaltliche Stel-
lungnahmen abgegeben. Auf eine vollinhaltliche Wiedergabe dieser zum Teil umfangreichen Stellung-
nahmen an dieser Stelle wird verzichtet; sie kdnnen im Internet unter der folgenden Adresse abgerufen
werden: https://service.salzburg.gv.at/pub/get/attachments/18706

Zu § 17 Abs 3 JG betreffend das Vorpachtrecht auf einen Jagdeinschluss schlagt die Landwirtschafts-
kammer Salzburg eine Uberarbeitung des Personenkreises vor, dem ein qualifiziertes VVorpachtrecht zu-
steht. Diese Anregung findet Beriicksichtigung im Gesetzestext.

Von der LUA, dem VGT, von BirdLife Osterreich, dem Naturschutzbund Salzburg, dem Wiener Tier-
schutzverein, dem Osterreichischen Alpenverein sowie von Biirgerinnen und Biirgern wird die Aufnahme
des Goldschakals und/oder des Haselhahnes in § 54 Abs 1 JG abgelehnt. Die Naturschutzabteilung des
Amtes der Landesregierung lehnt die Bejagung des Haselhahnes ebenfalls ab, begrit aber die Aufnahme
in § 54 Abs 1 JG im Fall der ganzjéhrigen Schonung. Die Stellungnahmen lassen sich im Wesentlichen in
der Beflirchtung zusammenfassen, dass durch Aufnahme in § 54 Abs 1 JG der Bejagung dieser Tiere der
Weg bereitet werde. Dazu ist auszufiihren, dass die Aufnahme des Goldschakals und des Haselhahnes in
854 Abs 1 JG lediglich bewirkt, dass fur diese Tierarten in der Schonzeiten-Verordnung, LGBI Nr
53/1996, eine Schonzeit auszuweisen ist. Sowohl fur den Goldschakal als auch den Haselhahn wird in der
Verordnung eine ganzjahrige Schonzeit (1. Janner bis 31. Dezember) verordnet werden. Betreffend die
Griinde darf auf die Erlauterungen zu 8§ 54 JG verwiesen werden.

BirdLife Osterreich regt iiberdies die Herausnahme der Federwildarten Lachmowe, Tafelente und Kri-
ckente aus dem geltenden Gesetz an. Dazu ist festzuhalten, dass in Salzburg der Lachmdwenbestand
ebenso wie der Bestand an Tafelenten und Krickenten stabil ist, die selteneren Krickenten sind ganzjéhrig
geschont. Eine diesbeziigliche Anderung des geltenden Rechtes ist darum nicht erforderlich.

Von VGT, Naturschutzbund Salzburg, Wiener Tierschutzverein sowie Biirgerinnen und Blirgern wird das
Verbot der Kirrfiitterung im vorgeschlagenen 8 66a JG begrift, gleichzeitig sprechen sie sich aber gegen
die Ausnahmen vom Verbot aus (betreffend Beutegreifer bzw Ausnahmegenehmigung) oder fordern eine
weitere Prazisierung der Ausnahmeerteilungsmoglichkeit. Eine Anderung der Bestimmung soll nicht
erfolgen. Wie schon in den Erlauterungen zu § 66a JG ausgeflhrt, sind Kirrfitterungen grundsétzlich
verboten. Nur in Einzelféllen bei Vorliegen besonderer Umsténde, die dies erforderlich machen, kann die
Jagdbehdrde mittels Bescheid eine Ausnahme erteilen, wobei sie hier Auflagen, Bedingungen und Befris-
tungen vorsehen kann. Eine Einschrankung der Ausnahmeerteilung ist weiters dadurch vorgesehen, dass
Zustimmungserfordernisse gemalR Abs 3 eingehalten werden muissen. Die Ausnahme fiir Beutegreifer
wird ebenfalls beibehalten, da die Bejagung dieser Wildarten im JG ohnehin bereits vorgesehen ist. Der
Schwerpunkt des neuen § 66a JG liegt auf der Lenkung von Schalenwild zur Wildschadensvermeidung
(beispielsweise Wildwintergatter oder etwa Lenkungsfutterungen bei der Auflésung von Ftterungen).
Das Anlegen von so genannten ,,Luderpldtzen zur Erlegung von Beutegreifern féllt nach der Legaldefini-
tion nicht unter den Begriff der Kirrung und unterliegt keiner jagdrechtlichen Bewilligungspflicht. Schon
auf Grund des vollkommen anderen Zweckes und des enormen Verwaltungsaufwandes im Fall einer
Bewilligungspflicht wird diese als nicht zielfihrend erachtet. Die Vorgaben der Wildseuchenverordnung,
LGBI Nr 93/2001, sind beim Anlegen von Luderplatzen freilich zu beachten.

BirdLife Osterreich weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass Kirrfiitterungen in Naturschutzgebie-
ten und in Vogelschutzgebieten mit Bodenbriterpopulationen nicht genehmigungsféhig sein sollen. Auch
hier bedarf es keiner Anderung im Gesetzesvorschlag, da Kirrfiitterungen ohnehin nur im Ausnahmefall
genehmigt werden. In vielen Fallen wird zudem auch eine naturschutzrechtliche Bewilligung erforderlich
sein.

Die Land&Forst Betriebe Salzburg sehen mit dem System der behdérdlichen Ausnahmegenehmigung
einen hohen Aufwand fiir Jager und Behdrden verbunden und sprechen sich deshalb fur eine Umwand-
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lung der Bewilligungspflicht in eine Meldepflicht aus. Um dem grundsétzlichen Verbot der Kirrfltterung
Wirkung zu verleihen, wird diesem Vorschlag nicht gefolgt.

Betreffend die 8§ 68 und 68a JG begriiRen die LUA, der VGT, der Naturschutzbund Salzburg, der Wiener
Tierschutzverein sowie Burgerinnen und Blrger das Verbot neuer und die Auflassung bestehender Wild-
gehege, erachten die Regelung aber als zu wenig weitgehend (insbesondere im Hinblick auf Ausnahme-
bestimmungen und Ubergangsfristen) und schlagen deshalb Erganzungen vor. Demgegeniiber regen die
Gemeinden Anthering (mit Jagdleiter, Ortsbauernschaft und Hegemeister) und NufRdorf am Haunsherg
(mit der NuRdorfer Jagerschaft und Ortsbauernschaft), die Landwirtschaftskammer Salzburg, die Mayr
Melnhof Forstverwaltung Salzburg, die Land&Forst Betriebe Salzburg sowie andere Burgerinnen und
Biirger die Beibehaltung der bestehenden gesetzlichen Regelungen an. Die Mayr Melnhof Forstverwal-
tung Salzburg halt dem Gesetzesvorschlag auflerdem entgegen, er sei wegen der Differenzierung nach
kinstlicher und natirlicher Einfriedung gleichheitswidrig bzw unsachlich. Vielfach wird aus unterschied-
lichsten Griinden auch die Fitterungsregelung des neuen Abs 6a kritisiert. Unter Hinweis auf die in den
erlduternden Bemerkungen zu den betreffenden Bestimmungen ausgefiihrten Beweggrinde wird an den
vorgeschlagenen Regelungen festgehalten. Neue Wildgatter diirfen nicht mehr errichtet werden, wesentli-
che Anderungen von bestehenden Wildgehegen bediirfen einer Bewilligung der Landesregierung und
missen mit der neuen Rechtslage im Einklang stehen (insbesondere diirfen sie den Zielsetzungen des
neuen § 68 Abs 9 und 10 JG nicht zuwiderlaufen, damit sind zB Anderungen ausgeschlossen, die eine
Offnung des Wildgeheges erschweren oder bewirken, dass die Wilddichte im Gehege von der Wilddichte
vergleichbarer naturlicher Wildlebensrdume stark abweicht). Dartiber hinaus wird eine Verpflichtung zur
Offnung der Einfriedungen von jenen Wildgehegen normiert, die nach allen Seiten kiinstlich eingefriedet
sind. Hierbei kann nicht von einer unsachlichen Regelung gesprochen werden, da bei diesen Gattern, im
Gegensatz zu allseitig kunstlich eingefriedeten, ein Austausch der Wildtierpopulationen mit jenen der
Umgebung durch Ubergénge im natiirlichen Gelande stattfinden kann, weshalb fiir diese keine Vorgaben
notwendig sind. Um Schéden an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen durch Schalenwild zu vermei-
den, wird die Ausnahmebestimmung des 8 68 Abs 9 zweiter Satz JG eingefiigt. Betreffend die Jagd in
Wildgehegen wird vorgesehen, dass die zuldssigen Bejagungsarten auf die Pirsch-, die Ansitz- und die
Ansitz-Driickjagd eingeschrénkt werden, um die Weidgerechtigkeit der Jagd sicherzustellen (8 68 Abs 5a
JG). Ansitz-Drickjagden dirfen nur in der Zeit von 1. Oktober bis 10. Janner stattfinden. Die Jagd mit
Hundemeuten ist fur sémtliche Arten der Jagdausiibung verboten. Eine ausschlie8liche Ansitzjagd, wie es
in einigen Stellungnahmen vorgeschlagen wird, stellt kein geeignetes Mittel dar, die Wilddichte entspre-
chend dem vorliegenden Lebensraum anzupassen. Diese Bejagungsform bewirkt auf Grund ihrer notwen-
digen Haufigkeit eine groBRere Stérung des Wildlebensraumes als die sonstigen erlaubten Bejagungsfor-
men. Betreffend das kritisierte Fitterungsverbot sei betont, dass der Wildstand nicht durch das Einrichten
kinstlicher, bezogen auf vorhandene Wildarten unselektiv wirkende Fitterungsmdglichkeiten auferhalb
von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatirlich hochgehalten werden soll. Die natirliche Mortali-
tatsrate von Wildtieren korreliert im Allgemeinen mit dem Nahrungsangebot im Lebensraum und stellt
somit ein natirliches Korrektiv fiir die Bestandesh6he dar.

Die Naturschutzabteilung des Amtes der Landesregierung bringt Formulierungsvorschlége zu den 88§ 68
Abs 9 und 68a JG ein, welche im Gesetzesentwurf zum Teil Bertcksichtigung finden sollen.

Die Salzburger Jigerschaft und der Dachverband ,,Jagd Osterreich* sprechen sich gegen die Bezugnahme
der Erlauterungen auf den Tierschutz als 6ffentliches Interesse am Grundrechtseingriff aus. Argumentiert
wird insbesondere, dass der Begriff ,, Tierschutz* nur im Sinne des bundesrechtlichen Tierschutzgesetzes,
BGBI | Nr 118/2004, verstanden werden kénne und dieses nicht auf das Jagdrecht anwendbar sei. Eine
solche enge Interpretation des Begriffes ,,Tierschutz® wird in mehrerlei Hinsicht als problematisch ange-
sehen und deshalb abgelehnt. Um jegliche Zweifel aber auszurdumen, wird in den Erlauterungen klarge-
stellt, dass das offentliche Interesse am jagdlichen Tierschutz (Weidgerechtigkeit) herangezogen wird.

Zu § 69 JG spricht sich BirdLife Osterreich dagegen aus, dass kiinstliche Aufzuchtstationen fiir Federwild
kiinftig als Anlagen flir den Jagdbetrieb gelten sollen und die Zustimmung des Grundeigentiimers durch
Bescheid der Jagdbehdrde ersetzt werden kann. Weiters wird darauf hingewiesen, dass derartige Auf-
zuchtstationen in Naturschutzgebieten und EU-Schutzgebieten nicht bestehen sollen. Anderungen werden
aus folgenden Griinden nicht fur erforderlich gehalten: Die Bestimmung des § 69 JG ist in untrennbarem
Zusammenhang mit dem neuen 8 73 Abs 1 JG zu sehen. Durch die mit ihm vorgenommene Einflihrung
einer generellen Bewilligungspflicht jeglicher Aussetzungen ist die Salzburger Regelung gemeinsam mit
derjenigen in Vorarlberg die strengste ihrer Art. Im Fall einer bescheidméRigen Bewilligung von Auf-
zuchtstationen fir Federwild werden etwa Auflagen in Bezug auf die Haltung (zB MindestgroRe der Auf-
zuchtstation) sowie der Beleg der Seuchenfreiheit des Bestandes vorgeschrieben. In den von BirdLife
Osterreich genannten Schutzgebieten kann zudem eine naturschutzrechtliche Bewilligung notwendig sein.
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Die kritisierte Ersetzung der Zustimmung durch Bescheid der Jagdbehdrde ist geltendes Recht und stellt
nur die Ausnahme dar.

Betreffend § 70 Abs 3 JG begriiBen der VGT sowie Birgerinnen und Burger das Verbot der Verwendung
von elektronischen Lockgerdten, die vorgeschlagenen Ausnahmen lehnen sie allerdings ab. So auch der
Naturschutzbund Salzburg. Die LUA und BirdLife Osterreich fiihren in diesesm Zusammenhang aus, dass
die geplanten Ausnahmen vom Verbot der Vogelschutzrichtlinie (§ 100a Z 6 JG) und der FFH-Richtlinie
(8 100a Z 3 JG) widersprachen. Den Hinweisen wird durch eine Uberarbeitung des § 70 Abs 3 lit ¢ JG
Rechnung getragen, ein Verstol? gegen Unionsrecht konnte nicht festgestellt werden.

Das BMI und die Salzburger Jagerschaft weisen auf eine aktuelle Novelle zum Waffengesetz 1996 —
WaffG, BGBI | Nr 12/1997, hin, welche in § 70 JG ber(cksichtigt werden solle. Dem Hinweis wird eben-
falls Rechnung getragen.

Betreffend § 72a JG regt ein Biirger an, das Intervall fiir die Uberpriifung der Fangvorrichtungen von 24
Stunden auf 12 Stunden zu verkiirzen. Dem wird nicht entsprochen, da eine Kontrollverpflichtung inner-
halb von I&ngstens 24 Stunden aus wildokologischer Sicht als ausreichend erachtet wird. Auch die Ver-
wendung von elektronischen Fangmeldesystemen befreit nicht von der Pflicht, diese Intervalle einzuhal-
ten.

Der VGT, BirdLife Osterreich und der Naturschutzbund Salzburg begriiRen ausdriicklich, dass nun im
8 73 Abs 1 JG eine generelle Bewilligungspflicht fur die Aussetzung von Wild eingeflihrt wird. BirdLife
Osterreich fordert weiters, dass das Aussetzen dem Aufbau eines Bestandes oder der Wiederansiedlung
heimischer Wildtiere dienen soll. Diesbeziiglich darf auf die Erlauterungen zum vorgeschlagenen § 73 JG
verwiesen werden, die betonen, dass Ziel des Aussetzens von Wild der Aufbau eines Bestandes oder die
Wiederansiedlung heimischer Wildtiere sein wird und ein Aussetzen von Wild nicht automatisch eine
Bejagungsmaglichkeit eroffnet. Der VGT und der Naturschutzbund Salzburg beméngeln in diesem Zu-
sammenhang die Ausnahme gemaR Abs 4. Eine Anderung wird auf Grund dieser Stellungnahmen nicht
fur erforderlich erachtet. Es wird darauf hingewiesen, dass die Aussetzungen ohnehin nur zum Bestan-
deswiederaufbau nach Tierseuchen oder zur Blutauffrischung aus Griinden der Erhaltung der genetischen
Vielfalt einer Wildpopulation nach einem Bewilligungsverfahren méglich sind und daher im Einzelfall
genau geprift werden.

Zu 8 90 Abs 1 JG weisen die LUA und der Naturschutzbund Salzburg darauf hin, dass die Formulierung
missverstandlich sein konnte (,,Wildtiere™) und iiberarbeitet werden sollte, um eine Vereinbarkeit mit der
Vogelschutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie sicherzustellen. Diese Anregung findet Beriicksichtigung.
Die Landwirtschaftskammer Salzburg und die OBf AG sprechen sich gegen die Ausnahme des Abs 1 fiir
Gamswild in Kern- und Randzonen aus, da bei schadensverursachendem Gamswild ein unverziglicher
Abschuss die einzige Mdglichkeit sein konne, weitergehende Schaden zu verhindern. Die OBf AG legt
dartiber hinaus einen Formulierungsvorschlag fiir eine Uberarbeitung des Abs 1 vor. Die Ausnahme fiir
Gamswild in Kern- und Randzonen wird beibehalten, da sie erforderlich ist, um den Vorgaben der FFH-
Richtlinie zu entsprechen. Die Formulierungsvorschlage fiir Abs 1 finden allerdings teilweise Eingang in
den Gesetzesentwurf.

Betreffend § 90 Abs 8 JG sprechen sich die Landwirtschaftskammer Salzburg, die OBf AG, die Salzbur-
ger Jagerschaft sowie einige Birgerinnen und Biirger gegen einen automatischen Verfall der Trophéen
der erlegten Stiicke aus bzw schlagen alternative Regelungen vor. Die Land&Forst Betriebe Salzburg
verweisen auf Schreiben der Bayerischen Staatsforsten und der Gutsverwaltung Fischhorn, die die Ande-
rungen Kritisch betrachten. Aus diesen Griinden erfihrt § 90 Abs 8 JG eine Uberarbeitung. Die Salzburger
Jagerschaft regt in diesem Zusammenhang die Aufnahme einer Festlegung an, wonach flir im Rahmen
des § 90 JG erlegte Stiicke von Rotwild ein Fitterungskostenbeitrag zu leisten ist. Dies soll im § 79 Abs 5
JG erfolgen.

Betreffend § 90a JG regt die Arbeiterkammer Salzburg eine Auflistung der invasiven gebietsfremden
Arten im JG, die LUA eine Auflistung der Arten, die fiir Salzburg relevant sind, auf der Homepage des
Landes Salzburg und der Salzburger Jagerschaft an. In diesem Zusammenhang weist auch die Salzburger
Jagerschaft darauf hin, dass von Jagdausiibungsberechtigten nicht erwartet werden konne, dass sie jeder-
zeit in Kenntnis der aktuellen Liste der invasiven Arten sind, weshalb § 90a JG eine Uberarbeitung erfah-
ren solle. Aus Anlass dieser Hinweise soll kiinftig auf der Homepage des Landes Salzburg und der Salz-
burger Jagerschaft eine aktuelle Liste zu finden sein. Eine Anderung des vorgeschlagenen § 90a JG wird
dafiir nicht als erforderlich erachtet.

Die Land&Forst Betriebe Salzburg &uRRern sich skeptisch gegeniiber den Vorgaben des vorgeschlagenen
8 90a JG. Der Wiener Tierschutzverein spricht sich gegen Tétungsmafinahmen betreffend invasive ge-
bietsfremde Tierarten aus und argumentiert, dass die EU diese nicht erfordere. Es ist richtig, dass die
Mitgliedstaaten nicht unmittelbar auf Grund der Verordnung (EU) Nr 1143/2014 des Européischen Par-
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laments und des Rates vom 22. Oktober 2014 (iber die Prévention und das Management der Einbringung
und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (im Folgenden: ,,JAS-Verordnung“), ABI Nr L 317 vom
4. November 2014, zur Beseitigung von invasiven gebietsfremden Arten von unionsweiter Bedeutung, die
in ihrem Land bereits weit verbreitet sind, verpflichtet sind. Wie im Art 19 Abs 2 der 1AS-Verordnung
vorgesehen, kdnnen die ManagementmaRnahmen die Beseitigung, die Populationskontrolle oder die Ein-
ddmmung der Population einer invasiven gebietsfremden Art zum Ziel haben. Laut Art 19 Abs 1 der IAS-
Verordnung sollen diese MalRnahmen in angemessenem Verhéltnis zu den Auswirkungen auf die Umwelt
stehen, den besonderen Umsténden in den Mitgliedstaaten angemessen sein und sich auf eine Kosten-
Nutzen- Analyse stiitzen. S&mtliche Entscheidungen betreffend das Risikomanagement von weit verbrei-
teten invasiven gebietsfremden Arten liegen somit in der Hand der Mitgliedstaaten. An der vorgeschlage-
nen Regelung wird deshalb festgehalten.

Zu § 101 Abs 5 bzw § 105 Abs 1 JG merkt das BMI an, dass es nicht die Aufgabe der Organe des offent-
lichen Sicherheitsdienstes sein solle, flr die Sicherheit bei der Jagd zu sorgen. Die Stadt Salzburg weist
auf einen erhéhten Verwaltungsaufwand durch die Sperren hin. Der Osterreichische Alpenverein schlagt
vor, dass Sperren aus Griinden der Jagdausubung vor deren Durchfilhrung der Bezirksverwaltungsbehor-
de zur Kenntnis zu bringen sind, um Missbrauch vorzubeugen. Einige Birgerinnen und Biirger sprechen
sich gegen die Sperre aus. Zur Gewahrleistung eines hdchst méglichen Sicherheitsniveaus wird an der ex
lege Sperre und an der Mitwirkung der Bundespolizei festgehalten. Eine Meldepflicht an die Bezirksver-
waltungsbehdérde wird aber nicht als notwendig erachtet.

Betreffend § 102 JG wird von VGT, Wiener Tierschutzverein sowie Burgerinnen und Birgern gefordert,
dass der Abschuss von Hunden und Katzen ganzlich verboten wird. Der Naturschutzbund Salzburg weist
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Wildkatze nur sehr schwer von einer dhnlich gemusterten
wildfarbenen Hauskatze zu unterscheiden ist, weshalb die Regelung betreffend den Abschuss von Katzen
entfallen solle. Die Landwirtschaftskammer Salzburg regt eine Uberarbeitung der Formulierung an. Am
unverénderten Bestehen der vorgeschlagenen Bestimmung wird festgehalten. Diese MalRnahmen unterlie-
gen strengen Voraussetzungen und sind zum Schutz der Wildtiere gegen jagende Hunde und umherstrei-
fende Katzen erforderlich. Es darf aber darauf hingewiesen werden, dass die Salzburger Jagerschaft wei-
terhin empfiehlt, von dieser gesetzlichen Erméachtigung nur im Ausnahmefall Gebrauch zu machen. Das
BMI merkt betreffend Abs 3 an, dass den Polizeiinspektionen keine Chiplesegerate zur Verfiigung stehen,
um die Daten von Hundehaltern zu ermitteln. Aus diesem Grund solle es nicht die Aufgabe der Bundes-
polizei sein, den betroffenen Hundehalter zu benachrichtigen. An der Mitwirkung der Bundespolizei soll
festgehalten werden. Die Tierhalter sind von den Organen ohnehin nur ,,wenn moglich* zu verstédndigen.

Der vorgeschlagene 8 103 Abs 2 lit g JG wird vom VGT sowie von Burgerinnen und Birgern begruft,
aullerdem wird eine Ausweitung des Tatbestandes auf Wildarten geméald § 103 Abs 1 lit a JG vorgeschla-
gen. Eine diesbeziigliche Ergénzung ist nicht erforderlich, da § 103 Abs 2 lit e JG ohnehin weitgehende
Verbote fur diese Wildarten enthélt. Die Landwirtschaftskammer Salzburg schldgt ebenso wie die
Land&Forst Betriebe Salzburg eine Einschrankung des Verbotes vor, um beispielsweise den Besitz von
Federn nicht zu kriminalisieren. Entsprechend diesen Anregungen wird eine Klarstellung vorgenommen.

Zur vorgeschlagenen Bestimmung des 8 104a Abs 2 JG haben die Naturschutzabteilung des Amtes der
Landesregierung und die LUA angemerkt, dass das Abstellen der vorgeschlagenen Regelung allein auf
das Naturgeschehen in der Kulturlandschaft zu eng gefasst sei. Nach den Land&Forst Betriebe Salzburg
solle betreffend Abs 4 auBerdem klargestellt werden, dass ein Jagdaustibungsberechtigter nur dann einer
Meldepflicht unterliegt, wenn die verbotene Entnahme in seinem Jagdgebiet geschehen ist. Um diesen
Vorschlagen zu entsprechen, werden Anderungen in den betreffenden Bestimmungen vorgenommen.

Zu § 104b merken die Land&Forst Betriebe Salzburg an, dass offene Fragen im Zusammenhang mit dem
Abschuss dieser besonders geschiitzten Tiere bestehen. Diesbeztiglich ist auf § 104a Abs 2 JG hinzuwei-
sen, nach dem der Jagdaustibungsberechtigte aneignungsbefugt ist, auferdem auf § 104b Abs 5 JG, der
die Landesregierung ermachtigt, nahere Ausfihrungen zu den Voraussetzungen und MalBnahmen nach
§ 104b Abs 4 JG festzulegen. Die Landwirtschaftskammer Salzburg regt eine Anderung der Formulierung
im vierten Spiegelstrich des Abs 4 an, welche Beriicksichtigung finden soll.

Das BMVRDJ weist zu § 105 JG darauf hin, dass die detaillierten VVorgaben fiir die Hinweistafeln ledig-
lich den Erléuterungen, nicht aber dem Gesetzestext selbst zu entnehmen sind. Auch die LUA merkt die
umfangreichen Ausfihrungen in den Erlduterungen Uber die Abwicklung der jagdlichen Sperren und die
fehlenden gesetzlichen Entsprechungen an. Diese Hinweise finden Berlicksichtigung im Gesetzesentwurf.
Keine Beriicksichtigung hingegen findet die Anregung der Mayr Melnhof Forstverwaltung Salzburg,
wonach festgelegt werden solle, dass nicht an der Jagd beteiligte Personen das Jagdgebiet auf den 6ffent-
lichen Wegen lediglich ziigig durchschreiten, sich dort aber nicht l&nger, als es dieser Zweck erforderlich
mache, aufhalten diirfen. Eine derart weitgehende Einschrankung ist mit dem Recht zum freien Betreten
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des Waldes gemaR § 33 Abs 1 Forstgesetz 1975, BGBI Nr 440, nicht vereinbar und daher nicht zul&ssig.
Die Salzburger Jagerschaft regt eine Uberarbeitung der beispielhaften Aufzihlung von Wegen und Anla-
gen an, bei welchen das Sperrgebiet mittels Hinweistafeln zu kennzeichnen ist. Dies soll in den Geset-
zesentwurf ilbernommen werden.

Das BMVRDJ schlagt eine Uberarbeitung der Bestimmung iiber den (bertragenen Wirkungsbereich der
Salzburger Jagerschaft vor, die in 8 122a Abs 1 JG Eingang finden soll.

Die Salzburger Jagerschaft regt zu 8 135 Abs 7 JG an, dass ihre Verordnungen nur dann mit dem der
Kundmachung auf der Homepage folgenden Tag in Kraft treten sollen, wenn in der kundzumachenden
Verordnung nicht ein spéteres Datum des Inkrafttretens angegeben wird. Dieser Anregung wird gefolgt.

Die LUA und der Naturschutzbund Salzburg regen im Zusammenhang mit § 150 JG eine Erweiterung an,
welche momentan nicht umgesetzt werden soll. Da sich eine Anderung des § 150 JG nicht als erforderlich
darstellt, wird er aus der gegenstandlichen Novelle herausgenommen.

Das BMI sieht die Aufnahme von weiteren Aufgaben fiir die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes
im § 156 JG als problematisch an. Im Hinblick auf § 46 Abs 1 JG findet dieser Hinweis Berlicksichti-
gung.

Uber die Bestimmungen des Begutachtungsentwurfes hinaus wird von der Landwirtschaftskammer Salz-
burg und der Salzburger Jigerschaft eine Reihe von Anderungsvorschligen eingebracht. Aus diesen soll
jener betreffend § 37 JG Beriicksichtigung finden und die grob fahrldssige oder vorsatzliche Nichterfil-
lung der Mindestabschiisse als Grund fiir die Auflésung eines Jagdpachtverhéltnisses aufgenommen wer-
den. AufRerdem werden die Anregungen betreffend die 88 79 Abs 5, 138 Abs 2 und 140 Abs 1 JG ber(ck-
sichtigt. Die Landwirtschaftskammer Salzburg weist in ihrer Stellungnahme weiters auf das Erkenntnis
des VfGH vom 21.09.2015 zur Zahl E865/2015 hin, welches Aussagen zum Entschadigungsanspruch
nach dem Niederosterreichischen Naturschutzgesetz 2000 enthalte, die auch fur das JG relevant seien.
Diesbezuglich ist festzustellen, dass die Niederosterreichische Rechtslage nicht mit der Salzburger
Rechtslage vergleichbar ist. Im Gegensatz zu Niederdsterreich werden in den Salzburger Wild-
Europaschutzgebietsverordnungen auch konkrete Verbote festgelegt, sodass ein betroffener Grundbesitzer
bereits aus der Verordnung die Beschrénkungen seiner Rechte genau absehen kann und eine Antragstel-
lung binnen einem Jahr ab der Verordnungserlassung gerechtfertigt ist. Eine spatere Antragslegitimation
wird deshalb nicht fir erforderlich gehalten.

6. Zu den einzelnen Bestimmungen:
Zu Artikel I (Jagdgesetz 1993):
ZuZ?2(817):

Gemé&R dem geltenden § 17 Abs 3 Z 1 JG ist der Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigenjagdgebie-
tes an einem Jagdeinschluss, der von mehreren Eigenjagdgebieten umgrenzt ist, vorpachtberechtigt, wenn
er Miteigentiimer des Jagdeinschlusses ist, sein Miteigentumsanteil an der Flache des Jagdeinschlusses
mindestens ein Drittel betrdgt und das Eigenjagdgebiet zusammenhéngend zumindest an ein Funftel des
Umfangs des Jagdeinschlusses grenzt. Diese Regelung sollte der Klarstellung dienen (RV 286 BIgLT 15.
GP, 3. Sess, 22).

Demgegeniber sollen nach der Judikatur des Landesverwaltungsgerichts Salzburg (LVwG 07.09.2016,
405-1/94/1/2-2016) Agrargemeinschaften als Jagdgebietsinhaber gemal § 17 Abs3 Z2 JG nur dann
vorpachtberechtigt sein, wenn eines oder mehrere ihrer Mitglieder (Mit-)Eigentimer des gesamten Jag-
deinschlusses ist bzw sind.

Diese Differenzierung erscheint sachlich nicht gerechtfertigt. Daher wird durch die vorliegende Novelle
die Regelung des Vorpachtrechtes von Agrargemeinschaften an die Bestimmung des 8§ 17 Abs 3 Z 1 JG
angepasst.

Auf Anregung der Landwirtschaftskammer Salzburg im Rahmen des Begutachtungsverfahrens soll im
8 17 Abs 3 und 3a JG eine weitere Klarstellung hinsichtlich des Personenkreises erfolgen, dem das quali-
fizierte Vorpachtrecht zusteht. Jagdeinschliisse kénnen aus einem oder mehreren Grundstticken bestehen,
die entweder einem Grundeigentiimer, mehreren Grundeigentimern oder mehreren Personen im Mitei-
gentum gehdren. Die Intention des Gesetzgebers im Jahr 1993 war es, ein qualifiziertes Vorpachtrecht fur
jene Jagdgebietsinhaber zu schaffen, die Eigentlimer von Teilen eines Jagdeinschlusses sind. Der Begriff
»Miteigentum* ist hierbei zu eng gefasst. Damit wird auller Acht gelassen, dass Jagdeinschliisse auch aus
mehreren Teilflachen bestehen kénnen und diese unterschiedlichen Eigentiimern gehdren kénnen. Aus
diesem Grund wird nun ausdriicklich normiert, dass ein qualifiziertes VVorpachtrecht ebenfalls zusteht,
wenn einem Eigenjagdgebietsinhaber Teilflachen des betreffenden Jagdeinschlusses im entsprechenden
Ausmall als Alleineigentiimer zustehen.
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Zu Z 3 (8 25):

Im § 25 Abs 1 werden die Begrifflichkeiten der lit a an das 2. Erwachsenenschutz-Gesetz, BGBI |
Nr 59/2017, angepasst. Die Voraussetzungen der Entscheidungsfahigkeit und Volljahrigkeit ersetzen jene
der Eigenberechtigung. GeméR § 24 ABGB ist entscheidungsfahig, wer die Bedeutung und die Folgen
seines Handelns im jeweiligen Zusammenhang verstehen, seinen Willen danach bestimmen und sich
entsprechend verhalten kann.

ZuZ 4(837)und Z 5 (8§ 40):

Im Begutachtungsverfahren wurde von der Landwirtschaftskammer Salzburg eine Erweiterung der Mdg-
lichkeit der Auflésung von Pachtverhaltnissen durch die Jagdbehdrde fiir Falle der Nichterfiillung der
Mindestabschiisse durch den P&chter angeregt. Dieser Anregung wird Rechnung getragen und § 37 Abs 1
JG um eine Bestimmung (lit j) ergénzt, wonach die Jagdbehérde den Pachtvertrag auflésen kann, wenn
der P&chter grob fahrlssig oder vorsatzlich den fir sein Jagdgebiet festgelegten Mindestabschuss nicht
innerhalb der Schusszeit erfiillt. Dies stellt gemall § 158 Abs 1 Z 8a JG auch eine Verwaltungslbertretung
dar.

Im Abs 2 erfolgt eine begriffliche Anpassung auf Grund von Anderungen im Bundesrecht (,,Insolvenzor-
dnung* statt , Konkursordnung®). Bei diesem Verweis handelt es sich lediglich um einen deklarativen
Verweis auf Bundesrecht, weshalb eine Aufnahme in 8 160b JG nicht erforderlich ist.

Zu Z 6 (8 45):

Nach bisheriger Rechtslage musste bei der Ausiibung der Jagd ein ,,Beleg® iiber die Einzahlung des Jah-
resbeitrags an die Salzburger Jagerschaft mitgefiihrt werden. Durch die nunmehrige Formulierung
(,,Nachweis statt ,,Beleg™) wird klargestellt, dass ein Nachweis in Papierform nicht erforderlich ist. Der
Nachweis der Einzahlung kann in jeder beliebigen und geeigneten Form erfolgen. Damit sind jedenfalls
auch digitale Nachweise (iber die Einzahlung gemeint (zB via Mobiltelefon/Online-Banking).

ZuZ7 (854):

Beim Goldschakal (Canis aureus) handelt es sich um eine eng mit dem Wolf verwandte Art der Hunde.
Seit 1987 gibt es vereinzelte Nachweise dieser nicht heimischen Wildart in Osterreich. 2007 wurde im
Nationalpark Neusiedler See — Seewinkel die erste Reproduktion gemeldet. Es wird bereits seit langerem
diskutiert, ob auch der Goldschakal in die Liste der invasiven gebietsfremden Arten aufgenommen wird.
Um im Bedarfsfall rasch reagieren zu koénnen, wird der Goldschakal nun auch in § 54 Abs 1 JG gelistet.
Folglich ist in der Schonzeiten-Verordnung eine Schonzeit (ganzjahrig geschont) festzulegen.

Beim Rackelwild handelt es sich um eine Kreuzung von Auer- und Birkwild (meist Birkhahn und Auer-
henne). Die Wildart kommt demnach nur dort vor, wo diese beiden Arten aufeinandertreffen. Da die
Rackelhenne wegen ihrer Ahnlichkeit mit der Birkhenne nicht zweifelsfrei erkannt werden kann, wird die
Bejagung auf den Rackelhahn eingeschrankt.

Das Haselhuhn gehort wie das Auerhuhn und das Birkhuhn zu den RaufuBBhihnern. Es ist im Anhang Il
Teil B der Vogelschutzrichtlinie gelistet. Haselwild ist eine Wildart, die eine Leitart in bunt gemischten,
baumartenreichen Waéldern darstellt. Mit der Entfernung der forstlich wenig ertragreichen Arten wie Bir-
ke, Espe, Weide und Eberesche werden dem Haselhuhn oft die zur Winterernahrung erforderlichen
Baumarten entzogen. Um die Wildart und den Bestand zu fordern, sind eine objektive, regelmaRige Be-
standserfassung und Beobachtung der Populationsentwicklung erforderlich. Ohne die Mitwirkung der
Jager wird es fir die Allgemeinheit schwierig, mehr Informationen Uber die Verbreitung und die Bestan-
desentwicklung dieser heimlichen Wildart zu bekommen. Die Jagerschaft kann iSd § 3 JG (vgl insbeson-
dere lit a, b und €) einen wesentlichen Beitrag im 6ffentlichen landeskulturellen Interesse sowie zur lang-
fristigen Sicherung dieser Wildart leisten:

Zunachst soll das Haselwild durch die Aufnahme des Haselhahnes in § 54 JG und durch Verordnung
einer ganzjahrigen Schonzeit (vgl die Schonzeiten-Verordnung) bei der Jagerschaft an Bedeutung gewin-
nen. In der Folge sollen Beobachtungen und indirekte Nachweise (zB Funde von Huderstellen, von Tritt-
siegeln in Schlamm oder Schnee, Mauserfedern oder Losung) gesammelt werden. Auch die aktive Ver-
besserung der Lebensrdume in den verbliebenen Restvorkommen wird angestrebt (zB durch die Entfich-
tung von Bachldufen zugunsten von Erlen-Eschen-Weidensdaumen und die Schaffung von Deckungsmdg-
lichkeiten durch Boschungsgestaltung bei Forststraen etwa durch Grinerlen und Haselnussstauden).
Gerade beim Haselwild wirkt sich die Verbesserung des Lebensraumes durch die Forderung von Pionier-
baumarten und Verbesserung der Waldstruktur besonders positiv auf die Bestandesentwicklung aus.

Zu Z 8 (8§ 58a):

Im Zusammenhang mit der Wildokologischen Raumplanung wird im § 58a JG die Mdglichkeit der Aus-
weisung von Malnahmengebieten geschaffen. Dabei handelt es sich um durch Verordnung bestimmte



21 von 38

Gebiete, fur welche rdumlich und zeitlich begrenzt Malinahmenpakete fiir ein umfassendes und regional
angepasstes Wald-, Wild- oder Umweltmanagement festgelegt werden.

Konkret ist im Abs 1 festgelegt, dass die Landesregierung von Amts wegen oder auf Antrag eines be-
troffenen Grundeigentiimers, der Salzburger Jagerschaft oder des forsttechnischen Dienstes fir Wildbach-
und Lawinenverbauung bestimmte Teilgebiete oder eine Gesamtflache von Jagdgebieten, Wildregionen
und/oder Wildbehandlungszonen durch Verordnung zu Maflinahmengebieten erkldren kann. Fir dieses
Gebiet werden durch die Verordnung an die jeweiligen értlichen Erfordernisse angepasste Malhahmen
zur Erfallung der Grundsétze fiir die Ausiibung des Jagdrechtes gemalR § 3 JG (Erhaltung des Wald-,
Wild- und Umweltgleichgewichtes) festgelegt. Die MalRnahmen zielen beispielsweise auf die Vermei-
dung bzw Bek&mpfung von Wildschéden oder die Erhaltung von Wildlebensrdumen ab. Vor Erlassung
der Verordnungen sind die betroffenen Grundeigentimer, die Salzburger Jagerschaft und der forsttechni-
sche Dienst flir Wildbach- und Lawinenverbauung, soweit sie nicht selbst Antragsteller sind, sowie die
Kammer fur Land- und Forstwirtschaft in Salzburg und die Salzburger Landarbeiterkammer zu héren
(Abs 3).

Die Ausweisung als MalRnahmengebiet darf nur zeitlich befristet, ndmlich Iangstens bis zum Ende einer
Jagdperiode, erfolgen. Die zeitliche Befristung stellt sicher, dass die MalRnahmenpakete Uberwacht und
einer Erfolgskontrolle unterzogen werden kénnen.

Die Malinahmen konnen verschiedene Wildarten betreffen, also nicht nur Schalenwild. Sie kénnen in
Form von Einschrdnkungen und/oder Ausweitungen der sonst gultigen jagdrechtlichen Bestimmungen
bestehen. Zu diesem Zweck legt Abs 2 ausdriicklich fest, dass als Mafinahme im Rahmen der MaRnah-
mengebiete auch die Abweichung von den jagdrechtlichen Bestimmungen der 8§ 54, 55, 56, 58, 59, 60,
61, 62, 65, 66, 66a, 70 und 103 JG festgesetzt werden kann. Weiters wird klargestellt, dass mit den MaR-
nahmengebietsverordnungen auch Abweichungen von bereits erlassenen Verordnungen vorgenommen
werden kénnen. Die Vereinbarkeit der Mallnahmengebietsverordnung mit dem Unionsrecht (insbesonde-
re der Vogelschutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie) ist dennoch sicherzustellen.

Das wesentliche Anliegen des § 58a JG ist es, jagdliche MaRnahmen organisatorisch in einem gréBReren
Rahmen und Uber sonst bestehende Grenzen hinweg zu ermdglichen. Kleinrdumige und unkoordinierte
Vorgehensweisen sollen zugunsten einer groRraumigen MaBnahmenergreifung aufgegeben werden kon-
nen. Nur auf dieser Uibergeordneten Ebene ist es mdglich, Wildarten im Gesamtlebensraum so zu bewirt-
schaften, dass einerseits waldgefahrdende Wildschaden vermieden und andererseits ein gesunder, lebens-
fahiger Wildbestand erhalten bleibt.

Im Hinblick auf Anwendungsmafstab und Flexibilitat stehen die MalRnahmen in MaBnahmengebieten
zwischen den jagdbetrieblichen Anordnungen in den Wildbehandlungszonen (Kern- , Rand- und Freizo-
ne) und den § 90- Anwendungen. Durch die Ausweisung von MalRnahmengebieten kann die Gesamtzahl
an dieshezuglichen jagdrechtlichen Einzelverfahren reduziert werden.

Als Anwendungsfall eines solchen MalRnahmengebietes ist beispielsweise die erstmals mogliche Erlas-
sung eines einheitlichen Abschussplanes fiir Kern-, Rand- und Freizone zu nennen.

Die Ermdglichung solcher Gebiete entspricht den Empfehlungen im Endbericht zur Evaluierung der
Wildokologischen Raumplanung im Bundesland Salzburg (Mai 2018) von Dr. Susanne Reimoser und
Prof. DI Dr. Friedrich Reimoser vom Forschungsinstitut fur Wildtierkunde und Okologie der Veterinar-
medizinischen Universitdt Wien (vgl Pkt 3.6.9). Im Rahmen des Projektes wurden die Wilddkologische
Raumplanung (Umsetzung, Auswirkungen) unter Berlicksichtigung der Entwicklung der Wild- Umwelt-

Situation im Bundesland Salzburg (Vergleich 1993 — 2016) evaluiert und daraus Vorschlage fir ein integ-
rales Wildmanagement, insbesondere zur Reduzierung bzw Beibehaltung des Schalenwildeinflusses in
einem waldvertraglichen Ausmal3 sowie zur Anpassung der Wildbehandlungszonen an die tatsachlichen
Verhdltnisse abgeleitet. Weiters soll damit den Empfehlungen des Rechnungshofes im Bericht flir Salz-
burg (Bericht des Rechnungshofes, Schutz- und Bannwalder in Salzburg, Tirol und Vorarlberg, 2015/9)
nachgekommen werden. Dieser empfahl ua, mdglichst rasche und umfassende SanierungsmalRnahmen im
Schutzwald zu treffen, da die Bedingungen fir nachwachsende Badume in Schutzwaldern auf Grund ihrer
meist exponierten Lage sehr schwierig und eine Wiederherstellung der vollen Funktionsfahigkeit zu ei-
nem spateren Zeitpunkt nur mehr durch hohen Mitteleinsatz fur begleitende technische MaRnahmen mdg-
lich ist (TZ 3), aulerdem eine flachendeckende Detailplanung préventiver MalRnahmen zur Vermeidung
von Wildschéden vorzunehmen (TZ 17).

Zu Z 9 (860):
ZuZ9.1:

Erforderliche Anderungen der Festlegungen in Abschussplanen sind bereits nach dem geltenden Recht bis
zum 15. Mérz jeden Jahres vorzunehmen. Die entsprechende Verordnung ist von Amts wegen zu erlas-
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sen; ein Antragsrecht besteht nicht. In der Praxis kommen Anregungen oder Vorschlage zur Anderung der
Festlegungen vielfach aus den Wildregionen. Um die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben sicherzustel-
len, wird nunmehr im § 60 Abs 1 JG festgelegt, dass die Landesregierung derartige Anregungen oder
Vorschlége nur beruicksichtigen kann, wenn sie bis spatestens 1. Februar des betreffenden Jahres bei der
Landesregierung (tatséchlich) einlangen. Das heif3t, langt eine Anregung nach dem 1. Februar 2020 bei
der Landesregierung ein, kann die Anregung bei einer allfalligen Anderung der Festlegungen im Jahr
2020 nicht berticksichtigt werden. Dessen ungeachtet ist die Landesregierung freilich befugt, die Festle-
gungen in Abschusspléanen auf Grund des Gesetzes amtswegig zu dndern.

ZuZz9.2:

Zur Ermittlung der flr die Abschussplanung maligeblichen tatsachlichen Verhaltnisse hat die Salzburger
Jagerschaft — in der Praxis der Hegemeister als Bezirksorgan der Salzburger Jagerschaft — geméaR § 60
Abs 3 JG vor Erlassung der Jahresabschussplanbescheide (§ 60 Abs 4 JG) flr jede Wildregion eine Ab-
schussplanbesprechung durchzufiihren. Zu dieser sind die im Gesetz genannten Vertreter einzuladen.
GeméR 8§ 133 Abs 2 lit ¢ JG obliegt es dem Hegemeister, die fur die Abschussplanbesprechung notwendi-
gen Unterlagen zur Ermittlung der fir die Abschussplanung mafligeblichen tatséchlichen Verhéltnisse
vorzubereiten. Da der Hegemeister gemall 8 133 Abs 2 lit d JG an der Abschusskontrolle mitwirkt, und
bei jeder Abschussplanung geméR § 59 Abs 2 JG die in den Vorjahren getétigten Abschiisse, das nachge-
wiesene Fallwild, das Ausmal und die Entwicklung der Wildschédden am Wald sowie der Gesundheitszu-
stand und die Sozialstruktur des Wildes zu berucksichtigten sind, erstattet meist der Hegemeister den
Vorschlag fiir den Inhalt der Abschusspléne, der die Diskussionsgrundlage fiir die Besprechung darstellt.
Auch flr den Jahresabschussplan der Hegegemeinschaft erstattet der Hegemeister einen Vorschlag, da er
gemaR 8 133 Abs 2 lit b JG an den Mitgliederversammlungen und Ausschusssitzungen der Hegegemein-
schaft teilzunehmen und dort die Einhaltung der jagdlichen Vorschriften, insbesondere hinsichtlich des
Abschussplanes und der Wildfutterung, zu beobachten hat. Um sicherzustellen, dass der Hegemeister zur
Erfullung seiner Funktion bei der Abschusskontrolle (§8 62 und 64 JG) Kenntnis der in der Folge erlasse-
nen Jahresabschussplanbescheide hat, ist es erforderlich gesetzlich klarzustellen, dass diese sowohl ihm
als auch seinem Stellvertreter zuzustellen sind.

ZuZ9.3:

Auf Grund der Lebensweise des Rot- und Gamswildes und seiner Bewirtschaftung im Rahmen der wild-
okologischen Raumplanung kann es erforderlich sein, dass im Jahresabschussplan einer Hegegemein-
schaft gemé&R § 60 Abs 4 JG auch ein nicht aufgeteilter Hochst- oder Ersatzabschuss festgelegt wird, um
beispielsweise die Sozialstruktur des Wildes (Geschlechterverhéltnis und Altersstruktur) in der Ab-
schussplanung berlicksichtigen zu kénnen. Die Zahl der nicht aufgeteilten Abschiisse ist in den Jahresab-
schussplanen der Jagdgebiete, die in der betreffenden Wildregion liegen, ersichtlich zu machen.

Die Mdglichkeit des Ersatzabschusses bei Rotwild wird in der Verordnung gemall § 59 Abs 3 JG (Ab-
schussrichtlinienverordnung, LGBI Nr 33/1997) dahingehend verankert werden, dass die als ,,Ersatzab-
schuss*“ angegebene Stiickzahl der Klasse II unter Anrechnung auf den Héchstabschuss anstelle von Stu-
cken der Klasse | erlegt werden kann.

Zu Z 10 (8 61):

Risse von Braunbéar, Wolf, Luchs und Goldschakal werden auf den Abschussplan angerechnet, wenn es
einen eindeutigen Nachweis (C1-Nachweis) oder einen bestatigten Hinweis (C2-Nachweis) flr den Riss
durch einen dieser groRen Beutegreifer gibt.

Bei den Nachweisen wird an die so genannten SCALP-Kategorien (,,Status and Conservation of the Alpi-
ne Lynx Population®), die fiir das landeriibergreifende Luchs-Monitoring von KORA entwickelt wurden,
angeknpft.

Als C1-Nachweis/eindeutiger Nachweis ist zu qualifizieren, womit mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit nachgewiesen werden kann, dass Wild von einem der genannten groRen Beutegreifer geris-
sen worden ist. Ein C2-Nachweis/bestatigter Hinweis ist zB ein von einer erfahrenen Person lberprifter
Hinweis, der den Riss durch einen der genannten groRen Beutegreifer belegt. Die erfahrene Person (zB
Jagdschutzorgan) kann den Hinweis selbst im Feld oder anhand einer Dokumentation von einer dritten
Person bestétigen.

Als Belege iSd § 61 Abs 4 JG kommen daher beispielsweise in Betracht: fachménnisch nachgewiesenes
und dokumentiertes Rissbild, genetische Spuren vom Beutegreifer am gerissenen Wild etc.

Zu Z 11 (8§ 66a):

Kirrfutterungen waren bislang im JG nicht geregelt; vgl allerdings den bisherigen § 5 Wildflitterungsver-
ordnung.
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Im 8§ 66a Abs 1 JG wird nunmehr bestimmt, was unter Kirrfutterungen iSd JG zu verstehen ist. Das Anle-
gen von so genannten ,,Luderpldtzen* zur Erlegung von Beutegreifern fallt nach der Legaldefinition nicht
darunter und unterliegt damit keiner jagdrechtlichen Bewilligungspflicht. Die Vorgaben der Wildseu-
chenverordnung sind beim Anlegen von Luderplatzen freilich zu beachten. Das Fiittern von Rehwild an
Rehwildfiitterungen sowie das Futtern von Fasanen an Fasanschitten in den in der Wildftitterungsverord-
nung festgelegten Zeitrdumen fallt ebenfalls nicht unter den Begriff der Kirrung; die Zuldssigkeit derarti-
ger Futterungen ergibt sich aus 8 65 Abs 2 JG.

Kirrflitterungen sind grundsatzlich verboten (Abs 2 leg cit), kénnen aber, wenn besondere Umstande dies
erforderlich machen, im Einzelfall von der Jagdbehdrde (8 148 JG) mit Bescheid genehmigt werden.
Auflagen, Bedingungen und Befristungen sind zul&ssig (8 151 JG). Die Behorde ist insbesondere berech-
tigt, Zweck, Lage und Ort, die zur Kirrung verwendeten artgerechten Lock- oder Futtermittel, die Art der
Vorlage der Futtermittel und den Zeitraum der Ausnahmebewilligung vorzuschreiben. Besondere Um-
stdnde waren beispielsweise, wenn Lenkungsfitterungen (Kirrketten) als BegleitmaBnahme bei der Auf-
lassung oder Verlegung von Fitterungen unerlasslich sind, um erhebliche Schéden an land- und forstwirt-
schaftlichen Kulturen zu verhindern.

Im § 66a Abs 3 JG werden Zustimmungserfordernisse geregelt. Weist der Antragsteller die erforderlichen
Zustimmungen nicht vor, ist die Genehmigung der Kirrfutterung in jedem Fall ausgeschlossen.

8 66a Abs 4 JG verpflichtet die Behorde, verwaltungspolizeiliche MalRnahmen gegen rechtswidrige Kirr-
futterungen zu ergreifen. Ob die Kirrung gegen das JG, eine auf dessen Grundlage erlassene Verordnung
oder einen individuellen hoheitlichen Rechtsakt (zB Bescheid, Erkenntnis) verstoRt, ist dabei ohne Be-
deutung.

Néhere Vorschriften zur Ausgestaltung von Kirrflitterungen werden in der Wildfltterungsverordnung
geregelt.

Zu Z 12 (8 68):
ZuZzZ12.1:

Wildgehege (Gatter) iSd § 68 JG miissen vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach dem JG bewilligt
worden sein. Eine Bewilligung nach diesem Zeitpunkt ist nicht méglich. Zu verfassungsrechtlichen Fra-
gen in diesem Zusammenhang vgl zu Z 12.5. Klargestellt wird, dass von der hier angefiihrten Regelung
explizit nur Wildgehege (Gatter) umfasst werden. Ein Wildwintergatter (8 67 JG), in diesem wird das
Wild nicht ganzjahrig gehalten, ist weiterhin einem Bewilligungsverfahren zuganglich. Wie bisher (gel-
tender § 68 Abs 2 letzter Satz JG) ist vorgesehen, dass die Bewilligung erlischt, wenn ein Wildgehege
uber einen Zeitraum von fiinf Jahren nicht betrieben wird.

Da ab Inkrafttreten der Novelle keine neuen Wildgehege (Gatter) mehr bewilligt werden durfen, ist § 68
Abs 2 und 3 JG anzupassen. Wesentliche Anderungen von rechtmaRig bestehenden (dh vor Inkrafttreten
der Novelle genehmigten) Wildgehegen bedirfen (weiterhin) der Bewilligung der Landesregierung.

Als weitere Bewilligungsvoraussetzung iSd § 68 Abs 4 JG (kiinftig nur noch fiir Anderungen von Wild-
gehegen relevant) wird in lit e nF normiert, dass die geplante Anderung nicht den Zielsetzungen der neu-
en Abs 9 und 10 zuwiderlaufen darf. Damit sind zB Anderungen ausgeschlossen, die eine Offnung des
Wildgeheges erschweren oder bewirken, dass die Wilddichte im Gehege (starker) von der Wilddichte
vergleichbarer naturlicher Wildlebensrdaume abweicht. Die schon bisher im Gesetz enthaltenen Bewilli-
gungsvoraussetzungen bleiben inhaltlich unverandert; die neue lit f entspricht der bisherigen lite, die
neue lit g der bisherigen lit f.

ZuzZ12.2:

8 68 Abs 5a JG normiert VVorgaben fiir die Jagdaustibung in Wildgehegen (Gattern); diese zielen auf die
Grundsatze der Weidgerechtigkeit ab (§ 70 JG). Durch die Einschrankung der zuldssigen Bejagungsarten
auf die Pirsch-, die Ansitz- und die Ansitz-Driickjagd kann unter Bedachtnahme auf die Gréf3e der beste-
henden Wildgehege die Weidgerechtigkeit der Jagd sichergestellt werden. Ebenfalls im Sinne der Weid-
gerechtigkeit wird die Jagd mit Hundemeuten (Rudeln) verboten. Bei Hundemeuten handelt es sich um
mehr als drei Hunde pro Hundehalter; Einzelhunde jagen und stébern im Gegensatz zu Meuten jeweils fir
sich und nicht in einem ,,abgestimmten* Rudel.

Bei der Pirsch schleicht sich der Jager leise und gegen den Wind mdglichst nahe an das Wild an. Es han-
delt sich dabei um keine Form der Gesellschaftsjagd.

Unter einer Ansitz-Driickjagd versteht man eine Kombination aus Ansitzjagd (ein Teil der Jager wartet
auf Standen, beobachtet das Wild, spricht es an und erlegt es gegebenenfalls) sowie einer Driickjagd.
Drickjagd bedeutet, dass Treiber das Wild langsam aus den Einstdnden driicken und es in Bewegung
bringen. Diese Art der Jagd findet zumeist im Wald oder im Gebuisch statt. Die Treiber sind dabei viel
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langsamer und geméRigter unterwegs als bei der Treibjagd. Weil das Wild vorwiegend seine gewohnten
Wechsel bei der Flucht verwendet, kommt es nahe an die wartenden Jéger.

ZuZ 12.3:

In Wildgehegen soll der Wildstand nicht durch das Einrichten kinstlicher Futterungsmdglichkeiten au-
Rerhalb von Notzeiten und des Vegetationsbeginns unnatirlich hochgehalten werden. Sollten in Wildge-
hegen Kirrfltterungen oder Ablenkfiitterungen zum Schutz der land- und forstwirtschaftlichen Kulturen
genehmigt werden, so sind diese im Bedarfsfall technisch so auszugestalten, dass vorgelegte Futtermittel
von anderen Schalenwildarten nicht aufgenommen werden kénnen. Vorschreibungen finden sich, wenn
notig, im Bewilligungsbescheid.

ZuZ12.4:

8 68 Abs 8 erster Satz JG kann entfallen. Die (ibrigen auf Wildgehege anzuwendenden Bestimmungen
(insbesondere § 68 Abs5 und 6 JG) scheinen ausreichend, um einen ordnungsgemalen Betrieb von
Wildgehegen sicherzustellen.

8 68 Abs 8 zweiter Satz JG entfallt ebenfalls. Auch fir das im Wildgehege gehegte Wild gelten nunmehr
die gesetzlichen Bestimmungen iiber Schonzeit und Abschussplanung. Unter dem Begriff des ,,gehegten
Wildes* sind jene Wildarten zu verstehen, die bescheidmaRig anerkannt worden sind.

ZuZ12.5:
Infolge des Entfalls des bisherigen 8 68 Abs 8 JG erhélt der bisherige Abs 9 die Bezeichnung Abs 8.

Wildgehege dirfen kinftig nicht mehr errichtet werden (vgl zu Z 12.1). Bestehende Wildgehege, die nach
allen Seiten kinstlich eingefriedet sind, miissen nach einer ca achtjahrigen Ubergangsfrist (entspricht
rund einer Jagdperiode gemal 8 5 JG) gedffnet werden. Durch die Anordnung im neuen § 68 Abs 9 JG
wird die Rechtskraft von Bescheiden, mit denen Wildgehege in der Vergangenheit bewilligt worden sind,
durchbrochen. Dies bedeutet einen Eingriff in verfassungsgesetzlich gewéhrleistete Rechte (zu denken ist
insbesondere an Eigentums- und Erwerbsfreiheit sowie den Gleichheitssatz), der im konkreten Fall ge-
rechtfertigt ist. Die durch 8 68 nF JG bewirkten Beschrdnkungen der Eigentums- und Erwerbsfreiheit
liegen im offentlichen Interesse jedenfalls der Weidgerechtigkeit als jagdlichem Tierschutz (vgl VfSlg
20.205/2017 sowie § 2 B-VG Nachhaltigkeit, BGBI | Nr 111/2013). Die Regelung ist zur Zielerreichung
geeignet und erforderlich. SchlieRlich iberwiegt das 6ffentliche Interesse an der Weidgerechtigkeit auch
die durch das Verbot von Wildgehegen bewirkte punktuelle (1) Einschrankung der Jagd bzw der Freiheit
des Eigentums und der Erwerbsbetéatigung. Die Eingriffe in Eigentumsgarantie und Erwerbsfreiheit sind
daher als verhaltnismaRig anzusehen, wofiir im Ubrigen auch die ca achtjahrige Ubergangsfrist spricht.
Sie gewahrleistet, dass sich Betroffene innerhalb angemessener Zeit auf die neue Rechtslage einstellen
und entsprechend disponieren konnen. Durch eben diese Ubergangsfrist ist zudem sichergestellt, dass der
durch den Gleichheitssatz garantierte Vertrauensschutz nicht verletzt wird. Es kommt zu keinem plétzli-
chen Eingriff in bestehende Rechte. Vgl zur Angemessenheit von Ubergangsfristen zB VfSlg
11.402/1987, 15.523/1999 und 19.972/2015.

Kernstiick der Regelung ist die Verpflichtung zur Offnung der Einfriedungen jener Wildgehege, die nach
allen Seiten kinstlich eingefriedet sind. Gatter, die nicht nach allen Seiten kiinstlich eingefriedet sind,
sind von der Pflicht nach 8 68 Abs 9 erster Satz JG nicht erfasst und miissen daher nicht ge6ffnet werden.
Bei diesen Gattern ist ndmlich — im Unterschied zu allseitig kinstlich eingefriedeten Gattern — durch
Ubergénge im natiirlichen Gelénde ohnedies gewéahrleistet, dass ein Austausch der heimischen Wildtier-
populationen mit jenen der Umgebung — mit Ausnahme der schadensverursachenden Wildarten
(Schwarz- und Rotwild) — stattfindet. Die Offnung hat (mithilfe technischer Einbauten) dergestalt zu
erfolgen, dass das (einstige) Gatter von samtlichen in der Umgebung heimischen und ganzjahrig vor-
kommenden Wildarten passierbar wird. Soweit dies mit 8 68 Abs 9 zweiter Satz JG vereinbar ist, kann
die Passierbarkeit freilich auch dadurch erreicht werden, dass die kiinstlichen Einfriedungen vollstandig
entfernt werden. Vgl in diesem Zusammenhang auch § 68a JG; demnach kann die Entfernung kiinstlicher
Einfriedungen geboten sein. Allerdings ist § 68a JG nur bei freiwilligen und von der Behérde angeordne-
ten Auflésungen von Wildgehegen anwendbar.

Flankierende Regelungen sind vorgesehen:

Durch § 68 Abs 9 zweiter Satz JG soll gewahrleistet werden, dass es im Rahmen der Offnung zu keinen
erheblichen Schaden durch Schalenwild (inshesondere Schwarz- und Rotwild) an land- und forstwirt-
schaftlichen Kulturen in der Umgebung kommt. Diese Intention, Schéden an land- und forstwirtschaftli-
chen Kulturen zu verhindern, geht auch aus den Begriindungen der in Salzburg bestehenden Wildgehege
(Gatter) hervor.
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Im Fall einer vollkommen unregulierten Offnung von Wildgehegen kénnte — je nach GroRe des Gatters —
selbst durch Schwerpunktbejagungen nicht sichergestellt werden, dass nur jene Wildarten in die freie
Wildbahn gelangen, die auch in den umliegenden Gemeinden heimisch sind und dort ganzjéhrig vor-
kommen. Auch ware es nicht maoglich, eine Wilddichte innerhalb des Geheges zu erreichen, die jener
vergleichbarer natiirlicher Wildlebensraume entspricht. Eine ganzlich unregulierte Offnung hétte enorme
negative Auswirkungen auf die benachbarten Liegenschaften und wiirde 6ffentlichen Interessen zuwider-
laufen. Vor dem Hintergrund der Anpassung des Wildstandes an den vorhandenen Lebensraum und das
natiirliche Asungsangebot wird die Fiitterung in Wildgehegen auf jene Zeitraume beschrankt, welche die
Wildfitterungsverordnung vorgibt. Der Wildstand soll sich an der nattrlichen Tragféhigkeit des Wildle-
bensraumes orientieren und nicht durch das Einrichten kinstlicher Futterungsmdglichkeiten auRRerhalb
von Notzeiten und des Vegetationsheginns unnatirlich hochgehalten werden. Die natirliche Mortalitéts-
rate von Wildtieren korreliert im Allgemeinen mit dem Nahrungsangebot im Lebensraum und stellt somit
ein natdrliches Korrektiv fir die Bestandeshohe dar.

Im Fall einer Auflésung von Wildgehegen ist die Lebensraumeignung fiir Rot- und Gamswild iSd § 58
JG zu beriicksichtigen.

Durch die Anordnung von MaRnahmen nach § 68 Abs 10 JG kann die Behdrde sicherstellen, dass das
betreffende Wildgehege mit Ablauf des 31. Dezember 2026 den gesetzlichen Anforderungen entspricht
(zB Anpassung des Wildstandes, Passierbarkeit der kinstlichen Einfriedungen). Diese MalRnahmen dir-
fen bereits vor dem 31. Dezember 2026 aufgetragen werden und sind entsprechend den behdérdlichen
Anordnungen (auch vorher) vom Verpflichteten zu treffen. VVoraussetzung flr derartige Anordnungen ist,
dass diese Malinahmen erforderlich sind; dieses Kriterium ist restriktiv auszulegen. Die Behdrde hat ihre
Befugnis auch sonst in Ubereinstimmung mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben auszuiiben und dabei
insbesondere den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit zu wahren. So darf zB die Ubergangsfrist nicht
durch MalRnahmen iSd § 68 Abs 10 JG in ihrem Wesenskern ausgehohlt werden.

Zu Z 13 (8 68a):

In den Bewilligungsbescheiden von Wildgehegen wurde keine Regelung getroffen, wie vorzugehen ist,
wenn ein Wildgehege freiwillig oder auf Anordnung der Behorde aufgelassen wird. Auch § 68 JG regelt
einen solchen Fall nicht. Bislang wurde § 69 Abs 4 JG (Entfernung von Jagdanlagen, die nicht mehr dem
Jagdbetrieb dienen) in analoger Anwendung herangezogen. Nunmehr wird klar normiert, wie in einem
solchen Fall vorzugehen ist. Im Ergebnis bedeutet dies, dass auch Anlagen von Wildgehegen, die nicht
mehr zweckmaRig dem Jagdbetrieb dienen, nach den jagdrechtlichen Bestimmungen zu entfernen sind.
Wenn der Zaun oder die Einfriedung belassen werden soll, bedarf es einer allenfalls neuen Rechtsgrund-
lage. Auf § 33 Forstgesetz 1975 (freies Betretungsrecht) wird abschlieBend hingewiesen. Auf den Schutz
der Land- und Forstwirtschaft in der Umgebung wird durch § 68a Abs 1 letzter Satz JG Bedacht genom-
men.

Zu Z 14 (8 69):

Der Begriff der kiinstlichen Aufzuchtstationen fur Federwild soll etwa Volieren und Fasanerien umfassen.
Hinzuweisen ist darauf, dass bezuglich der Haltung der Wildtiere § 104 JG und die Vorgaben in der
2. Tierhaltungsverordnung, BGBI 1l Nr 486/2004, sowie die entsprechenden Bestimmungen im Tier-
schutzgesetz zur Anwendung kommen.

Zu Z 15 (8 70):
ZuZ 15.1:

Mit dem Gesetz BGBI | Nr 97/2018 (im Folgenden: , WaffG-Novelle 2018“) wurden Anderungen im
WaffG kundgemacht, die unter anderem die Bestimmung Uber die verbotenen Waffen betreffen. Die mit
der Novelle vorgenommene Ergénzung und Uberarbeitung der verbotenen Waffen gemaR § 17 Abs 1
WaffG zielt darauf ab, unionsrechtlichen Vorgaben entsprechend den zivilen Gebrauch von halbautomati-
schen Schusswaffen mit Zentralfeuerziindung mit hoher Magazinkapazitat weitestgehend hintanzuhalten.
Aus diesem Grund wurden Waffen mit eingebauten oder eingesetzten groflen Magazinen gemald § 17 Abs
1 Z 7 und 8 WaffG als Kategorie A Waffen — somit als verbotene Waffen — eingestuft. Weiters wurde
festgelegt, dass halbautomatische Schusswaffen mit einer Gesamtlange tber 60 cm, die mithilfe eines
abnehmbaren oder in anderer Weise verstellbaren Schafts rasch auf unter 60 cm gekiirzt werden kénnen,
kiinftig den verbotenen Waffen zugeordnet werden (8 17 Abs 1 Z 11 WaffG).

Im 8 70 Abs 3 lit a JG wird nun die Verweisung auf diese verbotenen Waffen nach dem WaffG aktuali-
siert und damit sichergestellt, dass die Verbote auch bei der Jagdausiibung beachtet werden. Diese Rege-
lungsweise ist aus kompetenzrechtlicher Sicht unbedenklich, da der Bundesgesetzgeber zwar gestiitzt auf
Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG die Herstellung, den Vertrieb, den Erwerb, den Besitz, die Verwahrung und die
(allgemeine) Verwendung von Waffen, Schiel3- und Sprengmitteln Beschrankungen unterwerfen kann, es
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jedoch im Bereich des Jagdrechtes Sache des Landesgesetzgebers ist, den Einsatz und Gebrauch von
Waffen, SchieB- und Sprengmitteln zur Ausiibung der Jagd zu regeln (Raschauer, Art 11 Abs 1 Z 8 B-VG
Rz 18, in Kneihs/Lienbacher [Hg], Rill-Schéffer-Kommentar zum Bundesverfassungsrecht [16. Lfg
2015]). Durch die ausdriickliche Anordnung des Verbotes der Ben(tzung der nach dem WaffG verbote-
nen Waffen zur Jagdausiibung wird vor diesem Hintergrund sichergestellt, dass eine etwaige Ausnahme-
bewilligung nach § 17 Abs 3 WaffG nicht auf die Beniitzung der Waffe zur Jagdaustibung durchschlagt.
Solche Ausnahmen erscheinen im Bereich des Jagdrechtes nicht weidgerecht und sollen deshalb keine
Anwendung finden.

Das Verbot der Verwendung von Gewehrscheinwerfern im WaffG wurde als nicht mehr zeitgemal ange-
sehen, weshalb es im Zuge der WaffG-Novelle 2018 aus § 17 Abs 1 Z 5 entfallen ist. Gewehrscheinwer-
fer gelten daher nicht mehr als verbotene Waffe iSd WaffG. Sie sind aber dennoch in Salzburg im Rah-
men der Jagdaustibung verboten (8 70 Abs 3 lit a JG ,,Vorrichtungen zur Beleuchtung von Zielen®), auRer
im Fall des Vorliegens einer Ausnahmebewilligung nach § 70 Abs 4 JG.

Bei der Anderung im § 70 Abs 3 lit a JG betreffend automatische Kugel- und Schrotgewehre und halbau-
tomatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann, handelt es sich um keine
inhaltliche Anderung, sondern um eine Klarstellung.

Weiters entfallt im § 70 Abs 3 lita JG die Wortfolge ,,Kugelgewehre fiir Randfeuerpatronen®, folglich
dirfen Kugelgewehre fiir Randfeuerpatronen kiinftig bei der Jagdausiibung zur Erlegung jagdbarer Tiere
verwendet werden. Ausgenommen davon ist die Bejagung von Schalenwild. Randfeuerpatronen erreichen
namlich nicht die in der Verordnung gemaR § 70 Abs 3 lit b JG (Verordnung uber die zuldssigen Muniti-
onsarten fir die Jagd auf Schalenwild, LGBI Nr 65/2014) geforderte MindestgeschoRenergie. Die Ver-
wendung von Randfeuerpatronen fiir die Bejagung von Schalenwild ist daher ausnahmslos verboten.

Um das Verbot an den Stand der Technik anzupassen, ist Uberdies die Aufnahme von Thermal- und
Waérmebildgeraten erforderlich. Bislang fanden diese Gerate vor allem im militarischen Bereich VVerwen-
dung. Wegen sinkender Preise werden sie auch fur Jager zunehmend interessant. Diese Geréte dirfen —
wie auch Infrarotgerdte und Restlichtverstarker — zur Jagdaustibung im engeren Sinne (namentlich dem
SchieRen von Wild) nicht verwendet werden. Im Ubrigen (zB zur Beobachtung) diirfen sie benutzt wer-
den. Absehen mit Leuchtpunkt (Leuchtabsehen) fallen grundsétzlich nicht unter das Verbot.

Auch 8§ 70 Abs 3 lit ¢ JG wird an den aktuellen Stand der Technik angepasst. Neben Tonbandgeréten sind
daher auch elektronische Lockgerate bei der Auslibung der Jagd verboten. Vom Verbot ausgenommen ist
die Verwendung derartiger Geréte zur Lockjagd auf jene Rabenvdgel, die rechtmalig bejagt werden diir-
fen, Flchse und invasive gebietsfremde Arten. Die schwierige Bejagung dieser in der Land- und Forst-
wirtschaft besonders schadensverursachend in Erscheinung tretenden Wildtiere macht die Ausnahmebe-
stimmung erforderlich. Die RechtmaRigkeit der Bejagung von Rabenvogel ergibt sich regelmaRig aus
einer Einzelfallgenehmigung. Die Bestimmung stitzt sich die Rabenvdgel betreffend auf Art 9 der Vogel-
schutzrichtlinie.

ZuZ 15.2:

Durch die Anordnung des 8 70 Abs 3 lit a JG iVm § 17 Abs 1 Z 5 WaffG ist die Benuitzung von Vorrich-
tungen zur Dampfung des Schussknalles (Schallddmpfer) bei der Jagdausiibung grundsatzlich verboten.
Gemé&R § 70 Abs 3a JG soll dies unter bestimmten Voraussetzungen aber nicht gelten: Abweichend von
8 70 Abs 3 lit a JG durfen Schallddmpfer ndmlich dann bentzt werden, wenn eine Ausnahmebewilligung
gemaR § 17 Abs 3a WaffG erteilt wurde oder die Voraussetzungen gemal § 17 Abs 3b erster oder zweiter
Satz WaffG vorliegen.

§ 17 Abs 3a und 3b WaffG enthalt Ausnahmebestimmungen zum Verbot des § 17 Abs 1 Z 5 WaffG.
Nach § 17 Abs 3a WaffG kann die Waffenbehdrde auf Antrag eines Arbeitgebers eine Ausnahme vom
Verbot des Erwerbes und Besitzes von Vorrichtungen zur Dampfung des Schussknalles erteilen, wenn
dieser nachweist, dass er Arbeitnehmer hauptberuflich beschaftigt, zu deren wesentlicher Verpflichtung
der Abschuss von Wild und Schédlingen gehort und die Verwendung von Vorrichtungen zur Dampfung
des Schussknalles fiir Schusswaffen der Kategorie C und D zweckmalRig und zum Schutz der Gesundheit
dieser Arbeitnehmer im Rahmen der Berufsausiibung geboten ist. Nach § 17 Abs 3b WaffG sind Inhaber
einer gultigen Jagdkarte vom Verbot des Erwerbs, der Einfuhr, des Besitzes, des Uberlassens und des
Fihrens von Schallddmpfern ausgenommen, wenn sie die Jagd regelméaRig ausiiben. Dies gilt auch hin-
sichtlich solcher Vorrichtungen fir nachweislich zur Austibung der Jagd mitgebrachte oder eingefiihrte
Schusswaffen. Die Erlduterungen zur WaffG-Novelle 2018 (RV 379 BIgNR 26. GP, 8), mit welcher diese
Bestimmung eingefiigt wurde, halten in diesem Zusammenhang fest, dass grundsétzlich davon auszuge-
hen ist, dass Menschen, die tber eine giltige Jagdkarte verfiigen, die Jagd auch regelméfRig ausiiben. Eine
Uberpriifung der RegelmaRigkeit der Jagdaustibung wird die Waffenbehdérde daher nur bei Vorliegen von
konkreten Anhaltspunkten vornehmen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen die Vermutung naheliegt,
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dass der Betroffene die Jagd nicht (mehr) regelméRig auslbt. Eine seltene Jagdausiibung bedeutet jedoch
nicht zwangslaufig, dass der Betroffene die Jagd nicht mehr regelmaRig austibt.

Durch die Anordnung im neuen § 70 Abs 3a JG wird die Rechtskraft von jagdrechtlichen Bescheiden, mit
denen auf Grundlage von 8 70 Abs 4 JG die Beniitzung von Schallddmpfern in der Vergangenheit bewil-
ligt worden sind, durchbrochen.

Zu Z 16 (8 72a):
ZuZ 16.1:

Es soll nunmehr die Rechtsgrundlage geschaffen werden, elektronische Fangmeldesysteme zu verwen-
den. Die Verwendung befreit aber nicht von der Pflicht, die Fangvorrichtung in Zeitabstdnden von l&ngs-
tens 24 Stunden zu tberpriifen. Aus Fallen mit einem elektronischen Fangmeldesystem sind Tiere unver-
zuglich nach Eingang der Fangmeldung zu entnehmen. ,,Unverziiglich“ bedeutet ,,ohne schuldhaftes Zo-
gern®. In diesem Sinne besteht bei einer Meldung in der Nacht keine Kontrollpflicht in der Nacht, da der
Fangschuss erst am Morgen sicher angetragen werden kann.

ZuZ16.2:
Terminologische Anpassung.
ZuZ 17 (8 73):

In einer gesamtheitlichen Betrachtung des Anwendungsbereiches von 8§ 73 JG zeigt sich, dass das Ausset-
zen von Stockenten und Fasanen von geringer Bedeutung ist. Die bisherige gesetzliche Unterscheidung
zwischen Stockenten und Fasanen einerseits (Anzeigepflicht) und allen anderen Wildarten andererseits
(Bewilligungspflicht) wird daher aufgegeben. Es entfallen deshalb 8 73 Abs 1 zweiter Satz sowie Abs 2a
JG (Anzeigepflicht und Untersagungsbefugnis). Das Aussetzen jeglicher Wildtiere ist folglich bewilli-
gungspflichtig (auch in Wildgehegen und Wildtierzuchtgattern).

Ziel des Aussetzens von Wild wird — unter Bedachtnahme auf § 3 JG — der Aufbau eines Bestandes oder
die Wiederansiedlung heimischer Wildtiere (zB Rebhuhn) sein. Ein Aussetzen von Wild eréffnet nicht
automatisch eine Bejagungsmaoglichkeit. Entsprechende Anordnungen sind im Bedarfsfall in den Bewilli-
gungen nach § 73 JG zu treffen (vgl auch § 151 JG).

Nach § 73 Abs 3 JG ist die Behorde kiinftig auch berechtigt, den Fang oder Abschuss von Tieren aus
Wildtierzuchtgattern, welche nicht als Wild im Sinne des § 4 JG gelten und ohne Bewilligung gemal § 73
Abs 4 JG ausgesetzt wurden, zu verfiigen.

Nach § 73 Abs 4 JG ist es verboten, geziichtete Troph&entrager aus Wildtierzuchtgattern in Wildgehege
(Gatter) oder die freie Wildbahn auszusetzen. Aussetzungen zum Bestandeswiederaufbau nach Tierseu-
chen oder zur Blutauffrischung aus Grinden der Erhaltung der genetischen Vielfalt einer Wildpopulation
sollen hingegen im Rahmen des Bewilligungsverfahrens weiterhin méglich sein.

ZuZ 18 (8 78):

Die Adaptierung wird vorgenommen, um bei der Grindung von Jagdbetriebsgemeinschaften starker auf
die Zonierung (Wildbehandlungszonen) Bedacht zu nehmen und insofern Missbrauch vorzubeugen. In
der Praxis kann es vorkommen, dass eine Jagdbetriebsgemeinschaft gegriindet werden soll und eines der
betroffenen Jagdgebiete in einer Freizone, das (ein) andere(s) in einer Kernzone liegt. Dies ist sowohl in
Bezug auf die Erlassung eines gemeinsamen Abschussplanes (vgl insbesondere § 78 Abs 2 und § 60
Abs 4a JG) als auch fiir eine umfassende gemeinsame Jagdbetriebsfiihrung oder bestimmte gemeinsame
jagdbetriebliche Mallnahmen von grofRer Bedeutung.

ZuZ19(879):

Um dem Missbrauch des § 90 JG zum Zweck der Erlegung von Trophéentrégern vorzubeugen, wird nun
klargestellt, dass die Hegegemeinschaft fir Abschiisse von Rotwild, die gemals § 90 Abs 1 oder 2 (iVm 4
lit b) JG angeordnet bzw bewilligt wurden, einen Futterungskostenbeitrag zu beschlieen und vorzu-
schreiben hat. Dies entspricht einer Anregung der Salzburger Jagerschaft im Rahmen des Begutachtungs-
verfahrens.

Zu Z 20 (8 80):

Der Hegegemeinschaft obliegt gemaR 8 79 Abs 3 lit a JG die Fitterung des Rotwildes und die Umlegung
der darauf entfallenden Kosten auf ihre Mitglieder. GemaR § 80 Abs 1 JG sind im Rahmen der Mitglie-
derversammlung Mitglieder, deren Jagdgebiet zumindest teilweise in einer Rotwildkernzone oder Rot-
wildrandzone liegt, in allen Angelegenheiten stimmberechtigt. Derzeit kommt den stimmberechtigten
Mitgliedern dabei auf je angefangene 500 ha der einbezogenen und anrechenbaren Jagdgebietsflache eine
Stimme zu.
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Dies hat in der Praxis bislang mitunter zur Folge, dass groRe Jagdgebiete, die in Kern- oder Randzonen
liegen, in denen aber wegen der Orographie nur vereinzelt Rotwild vorzufinden ist, mit einem tberdurch-
schnittlichen Mitspracherecht in allen Fitterungsangelegenheiten ausgestattet sind. Dies betrifft haupt-
sichlich Jagdgebiete tiber der Baumgrenze mit groRen Odland- bzw Gletscherflachen, aber auch Jagden
mit groflen Siedlungsraumflédchen. Wegen ihrer Lage sind in diesen Gebieten die vorgeschriebenen Min-
destabschiisse gering. Somit haben die betreffenden Mitglieder — bedingt durch die GréRe der Jagden —
einen hohen Stimmanteil, tragen jedoch wegen des geringen Abschusses verhaltnisméRig wenig zur Fi-
nanzierung der Futterungen bei.

Durch die Novelle werden die Stimmanteile geéndert, indem im § 80 Abs 1 JG kiinftig zusatzlich auf die
Anzahl des erlegten Rotwilds abgestellt wird.

Zu Z 21 (§ 87):

In seiner bisherigen Fassung verbot § 87 Abs 1 JG das Jagen mittels Brackierhunden. Durch die nunmeh-
rige Formulierung wird klargestellt, dass es nicht auf den Einsatz einer bestimmten Hunderasse ankommt,
sondern auf die Form der Jagdausubung (Brackierjagd). Folglich sind Brackierjagden — ungeachtet der
dabei eingesetzten Hunde(rassen) — in der Zeit vom 1. Februar bis zum 15. August verboten. Die bislang
fur das Austreiben von Rotwild vorgesehene Ausnahme wird auf Schalenwild ausgedehnt; damit fallt zB
auch Schwarzwild unter den Ausnahmetatbestand.

Zu Z 22 (8 90):
ZuZ?22.1:

Der geltende § 90 Abs 1 JG ermdglicht die Anordnung oder Bewilligung des Abschusses einzelner Wild-
tiere tber den Abschussplan hinaus oder in der Schonzeit, wenn diese besonders schadensverursachend in
Erscheinung treten. Diese Bestimmung soll nun in mehreren Bereichen eine Uberarbeitung erfahren.

Es erfolgt eine Prazisierung der Begrifflichkeit: Gemall 8 103 Abs 1 JG sind die Wildarten Biber, Wolf,
Braunbdr, Fischotter, Nerz, Wildkatze und Luchs sowie alle Federwildarten in allen Lebensstadien be-
sonders geschiitzt. Einzelfallausnahmen von den auf sie bezogenen Verboten sind ausschlieRlich auf der
Grundlage des § 104b JG zu erteilen. Mit der bisherigen Formulierung ,.einzelne Wildtiere* im § 90
Abs 1 JG kénnte davon ausgegangen werden, dass auch die besonders geschiitzten Wildtiere gemaR § 103
Abs 1 JG unter das Regime des 8 90 Abs 1 JG fallen. Um ein solches Missverstdndnis zu vermeiden, wird
kiinftig auf ,,einzelne Haarwildtiere, welche nicht dem besonderen Schutz des § 103 Abs 1 unterliegen
abgestellt. Damit wird die Vereinbarkeit mit der FFH-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie sicherge-
stellt.

Gamswild ist in der FFH-Richtlinie in Anhang V gelistet. Bei Arten, die in Anhang V genannt sind, muss
durch VerwaltungsmaRnahmen sichergestellt werden, dass eine allfallige Nutzung mit einem ginstigen
Erhaltungszustand vereinbar ist. Auf Grund der Tatsache, dass landesweit ein Rickgang der Gamswild-
populationen festzustellen ist und die Abschusszahlen entsprechend riicklaufig sind, ist im Rahmen des
Gesetzesvorhabens eine Adaptierung der betreffenden Bestimmung erforderlich. Dies hat auch bei der
Erstellung der aktuellen Verordnung geméR 8§ 60 JG (Abschussplanverordnung 2019 bis 2021, LGBI
Nr 86/2018) ihren Niederschlag gefunden. Das Hauptaugenmerk beim groftenteils nicht schadensverur-
sachenden Gamswild lag beim wilddkologisch abgestimmten Bestandeswiederaufbau (Alters- und Ge-
schlechtsverteilung) der landesweit durch Fallwildereignisse und Krankheiten (Gamsraude, Gamsblind-
heit) deutlich reduzierten Bestande.

Auf Grund des vorgeschlagenen § 90 Abs 1 JG darf der Abschuss von Gamswild auch kinftig im Rah-
men des Abschussplanes in der Schonzeit angeordnet oder bewilligt werden. Nicht bewilligt und ange-
ordnet werden darf hingegen der Abschuss von Gamswild (ber den Abschussplan hinaus in Kern- und
Randzonen. In Gamswildregionen, wo ein nachhaltiger Bestandeswiederaufbau gewahrleistet ist, wurde
im Zuge der Abschussplanverordnung geméaR § 60 JG bei Gamswild der Klasse |11 der Mindestabschuss
nicht eingeschréankt, sodass im Fall des Auftretens schadensverursachender Einzelstiicke seitens der Be-
horde weiterhin entsprechend reagiert werden kann.

Weiters wird es als erforderlich erachtet zu normieren, dass die Ausnahmegenehmigung zeitlich befristet
erteilt wird. Damit kann dem jeweiligen Lebensrhythmus (zB Trachtigkeit) der entsprechenden Wildarten
Rechnung getragen werden.

ZuZz22.2:

Auf Grund von 8 90 Abs 1 und 2 (iVm 4 lit b) JG ordnet die Behdrde Abschisse in der Schonzeit oder
uber den Abschussplan hinaus an, damit einzelne Haarwildtiere, die nicht dem besonderen Schutz des
8 103 Abs 1 JG unterliegen und besonders schadensverursachend in Erscheinung treten, erlegt werden
kdnnen bzw im Fall des Abs 2 iVm 4 lit b, um die schadensverursachende Wildart zu vermindern. Wie
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die Erhebungen zum Evaluierungsbericht zur Wilddkologischen Raumplanung von Dr. Susanne Reimoser
und Prof. DI Dr. Friedrich Reimoser vom Forschungsinstitut fiir Wildtierkunde und Okologie der Veteri-
nérmedizinischen Universitdt Wien aus dem Jahr 2018 zeigen, werden beim Schalenwild Abschiisse
gemaR § 90 JG oft dazu missbraucht, um in der Schonzeit Trophdentrager der Klasse I und Il erlegen zu
kénnen. Die Daten zeigen, dass der Anteil am gesamten § 90 JG-Abschuss im Zeitraum zwischen 1998
und 2017 in einzelnen Wildregionen beim Rotwild bis zu 70 %, beim Gamswild bis zu 80 % und beim
Rehwild bis zu 100 % betragen hat. Da die Stlicke, welche in der Schonzeit freigegeben werden, aus-
schlieBlich wegen der Schadensverursachung entnommen werden dirfen und mussen, ist es fachlich nicht
nachvollziehbar, warum die beantragten Stlicke unverhaltnisméaBig oft Troph&entréger der Klasse I und Il
sein sollen.

Um diesen Missbrauch zu verhindern bzw das ausschliel3liche Interesse an der Erlegung von Trophden-
trdgern zu senken, kann nunmehr auf Grund von § 90 Abs 8 JG in der entsprechenden behérdlichen An-
ordnung der Verfall der Trophé&en dieser Stiicke ausgesprochen werden. Grinde flr die Vorschreibung
des Verfalles kdnnen vielfaltig sein, etwa bei der grob fahrlassigen oder vorsatzlichen Nichterfiillung des
fur das gegenstandliche Jagdgebiet festgelegten Mindestabschusses innerhalb der Schusszeit.

Um Rechtsmissbrauch vorzubeugen wird im § 79 Abs 5 JG verankert, dass die Hegegemeinschaft flr
Abschiisse von Rotwild, die im Rahmen des § 90 Abs 1 oder 2 JG erfolgen, einen Futterungskostenbei-
trag zu beschlielen und vorzuschreiben hat.

Wird der Verfall in der entsprechenden behdrdlichen Anordnung normiert, gelten die Trophéen bei Vor-
liegen der Rechtskraft als verfallen. Bei diesem Verfall handelt es sich nicht um einen Verfall im Sinne
einer Strafe, sondern um eine verwaltungspolizeiliche MaRnahme; vgl zur Zulassigkeit des Verfalles als
verwaltungspolizeiliche Mafnahme zB VwGH 15.07.1999, 99/07/0083 und VfSlg 10.597/1985. Die an
den Verfall als Strafe anknlpfenden Bestimmungen des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 — VStG, BGBI
Nr 52, und des JG kommen daher auf den Verfall iSd § 90 Abs 8 JG nur (sinngemafR) zur Anwendung,
soweit dies gesetzlich ausdriicklich angeordnet ist. Dies ist bei § 160 Abs 1 und 3 JG der Fall: Die nach
§ 90 Abs 8 JG als verfallen erklarten Trophden gehen in das Eigentum des Landes (ber und kénnen der
Salzburger Jagerschaft kostenlos, vorrangig zu Schulungs-, Priifungs- sowie Ausstellungszwecken, (ber-
lassen werden. Soweit diese Hauptzwecke abgedeckt sind, kénnen die Trophéen auch einer anderen Ver-
wendung oder der Vernichtung zugefilhrt werden. Im Rahmen der ,,anderen Verwendung® kommt ua eine
Verwertung der Trophden durch das Land (zB Verkauf) in Betracht.

Die Regelung ist sachlich gerechtfertigt: Gamswild ist von der Verfallsbestimmung nicht erfasst, da auf
Grund der neuen Regelung im § 90 Abs 1 JG ein angeordneter Abschuss bei Gamswild in dessen Kern-
und Randzone Uber den Abschussplan nicht mehr méglich ist. Ein solcher kann nur mehr innerhalb der
Schonzeit freigegeben werden. Die Missbrauchsgefahr ist auf Grund dieser Tatsache deutlich herabge-
setzt worden. Die Mdglichkeit des Verfalles soll generell der Hintanhaltung von Missbrauch dienen. Auf
Grund von 8 90 JG ordnet die Behdrde den Abschuss von Wildtieren aus gewichtigen 6ffentlichen Inte-
ressen an; das betreffende Stiick diirfte ansonsten tberhaupt nicht geschossen werden. Somit kommt es zu
keiner Jagdwertminderung und zu keinem Wertverlust. Es verfallt allein die Trophée.

Die Vorschriften (iber die Abschusskontrolle (8 64 JG) finden auch bei auf Grundlage des § 90 JG bewil-
ligten bzw angeordneten Abschiissen Anwendung. Daher sind solche Abschiisse von Rot- oder Rehwild
der Klasse | bzw Il dem Hegemeister innerhalb von flinf Tagen schriftlich zu melden bzw auf Grund einer
entsprechenden Auflage im Bescheid der Bezirkshauptmannschaft zu melden und Trophden von Rothir-
schen der Klasse | und Il in unausgekochtem Zustand vorzulegen. Trophéen, welche gemal? § 90 Abs 8
JG fiir verfallen erklart werden, sind unverfalscht, ausgekocht und gebleicht der Salzburger Jagerschaft zu
Uibergeben; diese ist voriibergehend aneignungsbefugt. Die voriibergehende Aneignungsbefugnis besteht
deshalb, da die Salzburger Jagerschaft geméaR § 146 JG fir die Ausrichtung der Hegeschauen verantwort-
lich ist und bei méannlichem Schalenwild und Gamsgeif3en, welche alter als ein Jahr sind, die Abschuss-
meldungen anlasslich der Hegeschau anhand der vorgelegten Trophéden zu Uberpriifen sind. Die entspre-
chenden Trophaen sind — wie jene des Gatterwildes — getrennt von den fiir die Erflllung eines Abschuss-
planes maRgeblichen Trophden auszustellen und zu bewerten (§ 7 Hegeschau-Verordnung, LGBI
Nr 97/1996). Nach Durchfiihrung der Hegeschau hat die Salzburger Jagerschaft der Behdrde mitzuteilen,
ob die verfallenen Trophden zu Schulungs-, Prifungs- sowie Ausstellungszwecken oder einer anderen
Verwendung bendtigt werden. Sollte kein Bedarf bestehen, sind sie der zustdndigen Bezirkshauptmann-
schaft zu ibergeben.

Zu Z 23 (8 90a):

Diese Bestimmung statuiert die Verpflichtung des Jagdauslbungsberechtigten, sémtliche Tiere, die nach
den im Abs 1 genannten Vorschriften als invasive gebietsfremde Arten gelten, zu erlegen. Die Bestim-
mung knlpft tatbestandlich — und damit in verfassungsrechtlich zuldssiger Weise (vgl zB VfSIg
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18.101/2007) — an die unionsrechtlichen bzw nationalen Vorschriften an, durch die bestimmte Arten zu
invasiven Arten erklart werden. Eine dynamische Verweisung auf Unionsrecht wére im Ubrigen ohnedies
auch verfassungsrechtlich zuldssig. Die aktuelle Liste gemafR Art 4 Abs 1 der 1AS-Verordnung ist in der
Durchftihrungsverordnung (EU) 2016/1141, aktualisiert durch die Durchflihrungsverordnung (EU)
2017/1263, geregelt. Sie wird auf der Homepage des Landes Salzburg und der Salzburger Jagerschaft zur
Verfuigung gestellt.

Im Abs 2 werden zudem Meldepflichten verankert.
Zu Z 24 (§ 100a):

Terminologische Anpassung.

Zu Z 25 (8§ 101) und Z 31 (88 105, 105a und 105b):

Die Anderungen orientieren sich teils an ahnlichen Regelungen in anderen Bundeslandern; vgl zB § 100
Bgld JagdG 2017.

Der neue 8§ 105 JG bewirkt, dass Jagdgebiete oder Teile dieser, in denen die im Gesetzestext angefilhrten
Gesellschaftsjagden durchgefiihrt werden, zur Vermeidung einer Gefdhrdung von Personen und Sachen
fur die Dauer einer solchen Jagd ex lege gesperrt sind. Diese Regelung steht, soweit es sich bei den be-
treffenden Gebieten um Wald iSd Forstgesetzes 1975 handelt, in einem Spannungsverhéltnis zum Recht
zum freien Betreten des Waldes geméaR § 33 Abs 1 Forstgesetz 1975 und damit zur Kompetenz des Bun-
des nach Art 10 Abs 1 Z 6 (,,Forstwesen®). In ihrer konkreten Ausgestaltung ist sie aber als verfassungs-
rechtlich zuléssig anzusehen; der verfassungsrechtlichen Ricksichtnahmepflicht wird ausreichend Rech-
nung getragen; vgl VfSlg 10.292/1984: Der Landesgesetzgeber ist zusténdig, aus jagdrechtlicher Sicht
eine Sperre von Jagdgebieten anzuordnen oder zu ermdglichen, auch wenn es sich um Waldgebiete han-
delt. Die Regelung dient offentlichen Interessen, ndmlich jedenfalls der Hintanhaltung einer Geféhrdung
von Personen und Sachen. Das Betretungsverbot gilt zeitlich beschrénkt nur im unbedingt erforderlichen
Ausmal und zwar flr die Dauer einer der im Gesetz genannten Jagden. Das gesetzliche Verbot ist auch
sachlich eingeschrénkt — auf bestimmte Formen der Jagd. Schlief3lich ist jagdfremden Personen selbst
wahrend einer derartigen Jagd das Betreten des Waldes nicht schlechthin untersagt. Jagdfremde Personen
dirfen vielmehr den Wald bzw das betreffende Gebiet auch wahrend einer solchen Jagd auf éffentlichen
Strallen und Wegen, auf Wanderwegen, Wandersteigen und Tourenrouten betreten.

Der Jagdausuibungsberechtigte hat die betreffenden Gebiete spétestens drei Stunden vor Beginn der Jagd
mittels Hinweistafeln an jenen Stellen zu kennzeichnen, wo damit zu rechnen ist, dass Personen in die
betreffenden Gebiete filhrende 6ffentliche Strallen und Wege, markierte Wege, ForststraRen und sonstige
Anlagen, die flr die allgemeine Beniitzung bestimmt sind, betreten (§ 105 Abs 3 JG). Die Hinweistafeln
haben die im Gesetz genannten Angaben zu enthalten (§ 105 Abs 4 JG). Die Kontaktdaten des Jagdaus-
Ubungsberechtigten haben jedenfalls Name und Anschrift sowie Telefonnummer zu enthalten. Die Dauer
der Sperre darf auf den Hinweistafeln keinesfalls entgegen der tatsachlichen Dauer der Jagd angegeben
werden. Damit ist es zB unzulassig, das Ende der Sperre mit 18:00 Uhr anzugeben, obwohl die Jagd tat-
séchlich nur bis 17:00 Uhr dauert. Derartige VerstdRe wie auch andere VerstdRe gegen § 105 Abs 3 JG
sind verwaltungsstrafrechtlich sanktioniert (§ 158 JG). Im Sinne der VerhaltnisméRigkeit und der verfas-
sungsrechtlichen Ricksichtnahmepflicht wird die Dauer der Jagd restriktiv zu bemessen sein. Im Hinblick
auf den gesetzlich normierten Zweck der Sperre werden zB Vor- oder Nachbereitungshandlungen, die
nicht mit der fiir Gesellschaftsjagden typischen Gefahrdung von Personen oder Sachen einhergehen, nicht
zur (Dauer der) Jagd zéhlen. Die absolute zeitliche Grenze der Jagd und damit der Sperre folgt aus § 70
Abs 3 lit e JG: Jagd und Sperre dirfen frihestens eine Stunde vor Sonnenaufgang beginnen und mdiissen
spatestens eine Stunde nach Sonnenuntergang enden. Die Hinweistafeln haben eine gewisse Mindestgro-
Re aufzuweisen, die Schrift muss gut lesbar sein (Schriftart, Schriftgroe, Schriftfarbe, Hintergrundfarbe
etc), sie mussen in gut sichtbarer Héhe und gut einsehbar angebracht werden. AufRerdem ist dafiir Sorge
zu tragen, dass sie Wind und anderen Witterungseinfllissen standhalten. Die Hinweistafeln sind nach der
Jagd unverziglich zu entfernen.

Zur in 8 105 Abs 1 vorgesehenen Mitwirkung von Organen des ¢ffentlichen Sicherheitsdienstes vgl § 156
JG bzw Z 49.

8§ 105a JG beruht auf dem geltenden § 105 JG. Er trifft wie bisher Regelungen fur Betretungsverbote, die
durch die Behdrde mittels Bescheid (§ 106) oder die Landesregierung durch Verordnung (8§ 107 und
108) angeordnet werden. Die bisher im § 105 Abs 2 JG enthaltene Ausnahmebestimmung wird als neuer
§ 105b JG weitergefilhrt, da sie sich nicht nur auf Betretungsverbote im Einzelfall, sondern auch auf das
gesetzliche Betretungsverbot beziehen soll.
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Zu Z 26 (§ 102):

Die Erméchtigung des Jagdaustbungsberechtigten, unter gewissen Umstanden Hunde und Katzen zu
toten, unterliegt strengen Voraussetzungen. Durch die Neufassung soll die Bestimmung an Klarheit ge-
winnen und um Vorgaben erweitert werden, die bislang nur in der Empfehlung des Landesjagermeisters
verankert waren. Die Erhaltung der frei lebenden Tierwelt liegt im Land Salzburg im landeskulturellen
Interesse (Art9 Landes-Verfassungsgesetz 1999). In letzter Konsequenz dient die Bestimmung dem
Schutz der Wildtiere, deren Erhalt der Jagerschaft kraft Gesetzes auferlegt wurde und in den im Gesetz
angeflhrten Féllen durch jagende Hunde und umherstreifende Katzen gefédhrdet wird. Angesichts negati-
ver Vorfélle bei der Erlegung von Hunden und Katzen gibt es nach wie vor Empfehlungen der Salzburger
Jégerschaft, die darauf abzielen, dass von der gesetzlichen Erméchtigung nur im Ausnahmefall Gebrauch
gemacht werden soll.

Hunde werden wiederholt unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen, wenn sie mindestens
zweimal unbeaufsichtigt im Wald herumstreifend angetroffen werden.

Fur die notwendige schriftliche Verwarnung Gber die Verwahrungs- und Aufsichtspflichten von Hunde-
haltern bietet die Salzburger Jagerschaft auf der Homepage ein Formular zum Download an.

Schon bisher war der Abschuss eines Hundes der jeweiligen Gemeinde zu melden. Nach dem neuen
8 102 Abs 3 JG kann alternativ auch die néchste Dienststelle der Bundespolizei verstandigt werden. Die
Gemeinde bzw die Bundespolizei hat nach Mdglichkeit den Tierhalter zu verstandigen. Zur Mitwirkung
der Bundespolizei vgl § 156 JG bzw Z 49.

Ebenfalls bereits im bisher geltenden § 102 JG geregelt war, dass dem Eigentimer fir auf Grundlage des
§ 102 getotete Tiere kein Schadenersatz gebihrt. Es handelt sich um eine Klarstellung, die beibehalten
werden soll. Dass hier kein Schadenersatzanspruch besteht, folgt bereits aus dem allgemeinen Zivilrecht.
Ein Schadenersatzanspruch iSd 88 1295 ff ABGB setzt Rechtswidrigkeit voraus; das Toten von Hunden
und Katzen auf Grundlage und unter Einhaltung des § 102 JG ist gerade nicht rechtswidrig, sondern er-
laubt.

Zu Z 27 (8 103) und Z 29 (§ 104a):

Die bestehenden Verbote nach § 103 Abs 2 JG werden um das Verbot des Besitzes von Federwildarten
(lit g) ergénzt.

Gedndert wird auch die Ausnahmebestimmung nach § 104a Abs 2 JG. Zum einen werden Ausnahmen
vom Verbot des Besitzes von Federwildarten (§ 103 Abs 2 lit g JG) normiert. Zum anderen wird die Aus-
nahmebestimmung generell (also fir Wildarten gemal § 103 Abs 1 lit a und b JG) neugestaltet. Die Ver-
bote nach § 103 Abs 2 lit e und g JG gelten kiinftig nicht fir Tiere, die rechtmé&Rig bejagt werden diirfen.
Dies kann sich daraus ergeben, dass die Tiere keine ganzjahrige Schonzeit genieBen (8 54 JG) oder die
Bejagung auf Grundlage der Schonzeiten-Aushahmeverordnung (8§ 104c Abs 1 JG) oder auf Grund einer
individuellen Bewilligung zulassig ist. Die Ausnahme kommt jedoch (dariiber hinaus) nur dann zum
Tragen, wenn die Tiere nachweislich rechtmalRig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw
Opfer eines Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft
geworden sind.

Far Wildarten gemal § 103 Abs 1 lita und b JG, die nicht rechtmé&Rig bejagt werden dirfen (zB Steinad-
ler, Bartgeier, Uhu, Schwarzmilan, Haubentaucher), enthalten 8 104a Abs 4 und 5 JG spezifische Vor-
schriften. Wer ein solches Tier bzw erkennbare Teile dieses Tieres (zB Steinadlerschwinge, nicht aber
einzelne Federn) findet (zB der Jagdaustibungsberechtigte), darf sich dieses bzw diese nicht ohne Weite-
res zueignen. Der Jagdausiibungsberechtigte hat vielmehr eine Meldung geméal § 104a Abs 4 JG an die
Salzburger Jagerschaft zu erstatten. Benétigt die Salzburger Jagerschaft das Tier zu Schulungs-, Pri-
fungs- oder Ausstellungszwecken, ist es ihr auf Antrag von der Landesregierung zuzusprechen; dies er-
scheint im Hinblick auf die im Gesetz ausdriicklich genannten Zwecke gerechtfertigt. Ansonsten ist es,
ebenfalls auf Antrag, dem Jagdausiibungsberechtigten zuzusprechen. Voraussetzung ist dabei stets, dass
das Tier nachweislich rechtmaBig aus der Natur entnommen oder in Verkehr gebracht bzw Opfer eines
Unfalles oder des allgemeinen Naturgeschehens in der freien Natur- oder Kulturlandschaft geworden ist.
Dies ist von der Landesregierung zu prifen. Dementsprechend statuiert 8 104a Abs 4 letzter Satz JG die
Pflicht des Jagdausiibungsberechtigten bzw der Salzburger Jagerschaft, das Tier auf Verlangen der Lan-
desregierung vorzulegen (Mitwirkungspflicht). Der Antragsteller ist aber nicht zur Erbringung des erfor-
derlichen Nachweises verpflichtet. Die Landesregierung kann in der Folge die erforderlichen Untersu-
chungen anstellen. Der Jagdaustibungsberechtigte darf das Tier bzw die Teile davon nach dem Fund zu-
nachst — ohne Zueignungswillen — an sich nehmen und es voriibergehend (also inshesondere bis zur Auf-
forderung der Landesregierung, das Tier vorzulegen, oder bis zum Abschluss des Verfahrens nach § 104a
Abs 5 JG) bei sich behalten; er kann es alternativ auch der Salzburger Jagerschaft ibergeben.
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Ziel der Regelung im 8§ 104a Abs 4 und 5 JG ist es, dass zB ein im StraBenverkehr getéteter Fischotter
oder ein durch einen Stromschlag getoteter Uhu der Salzburger Jagerschaft gemeldet wird und in der
Folge von dieser oder dem Jagdausiibungsberechtigten rechtmaRig besessen werden darf.

Zu Z 28 (8§ 104):

Die Anderung ist erforderlich, da die im Anhang Il Teil A der Vogelschutzrichtlinie gelisteten Vogelarten
im gesamten Unionsgebiet bejagt werden dirfen. Die Ausnahme im § 104 Abs 2 lit b JG erfasste bislang
aber nur Arten aus Anhang Il Teil B, welche nur in den Mitgliedstaaten, bei denen sie angegeben wurden
— in diesem Fall Osterreich — bejagt werden diirfen, also einem strengeren Schutz unterliegen. Ebenso neu
aufgenommen werden die Arten aus Anhang Il Teil A — zB der Jagdfasan (Phasianus colchicus), die
Stockente (Anas platyrhynchos) oder das Rebhuhn (Perdix perdix) — da bei diesen auch der Verkauf von
lebenden und toten Vdgeln und von deren ohne weiteres erkennbaren Teilen oder aus diesen Tieren ge-
wonnenen Erzeugnissen sowie deren Befdrderung und Halten flr den Verkauf und das Anbieten zum
Verkauf erlaubt sind, sofern diese rechtméRig getétet oder gefangen oder sonst rechtméRig erworben sind.

Zu Z 30 (§ 104b):

Auf Grund der Tatsache, dass alle Federwildarten geméall § 103 Abs 1 JG in allen Lebensstadien beson-
ders geschitzt sind, wird im § 90 Abs 1 JG eine Anpassung vorgeschlagen, die das Verhaltnis dieser
Bestimmung zu § 104b JG Klarstellt (siehe Erlduterungen zu § 90). Ausnahmen von den Schutzbestim-
mungen sind nur fur jene Wildtierarten nach § 104b JG zu erteilen, welche dem Schutz des § 103 Abs 1
lit a oder b JG unterliegen und fiir die nicht die ex lege Ausnahme des § 104a JG zur Anwendung kommt.
Fur jene Wildtierarten, die im § 54 JG aufgezéhlt werden und fir die in der Schonzeiten-Verordnung eine
Schonzeit ausgewiesen ist, kann die Ausnahme auch innerhalb der verordneten Schonzeit erteilt werden,
wenn es der Ausnahmezweck erfordert.

Gemal 8 2 JG umfasst das Jagdrecht das Recht, das Wild zu hegen, zu jagen und sich dieses und dessen
nutzbare Teile anzueignen. Zur Auslibung der Jagd sind dabei nur die im § 8 JG aufgezéhlten Personen
berechtigt. Werden Bewilligungen nach § 104b Abs 1 litb und ¢ JG erteilt, wird es in der Praxis vor-
kommen, dass der Inhaber der Bewilligung nicht die rechtliche Befugnis besitzt, die bewilligten MaR-
nahmen (Ausnahmen von den Verboten gemaR § 103 Abs 2 JG) auch durchzufiihren. Um der Behdrde,
falls es sich als notwendig erweist, die Mdglichkeit zu eréffnen, auch anderen Personen als den Bewilli-
gungsinhabern Auftrage vorzuschreiben — in diesem Fall den dazu Befugten (Jagdausiibungsberechtig-
ten), war die Schaffung einer Rechtsgrundlage notwendig. Mit Verordnung der Landesregierung konnen
nahere Ausfliihrungen zu den Voraussetzungen und MalRhahmen nach Abs 4 festgelegt werden — zB wie
und auf welche Weise MaRnahmen nach Abs 4 durchzufiihren sind oder in welchen Féllen fachkundige
Personen beigezogen werden miissen (etwa bei einer Betdaubung). Der behordliche Auftrag hat zumindest
die Vorgaben des Bewilligungsbescheides (§ 104b Abs 2 Z 1 bis 5 JG) zu enthalten. Sollte der Jagdaus-
Ubungsberechtigte einer Anordnung nach Abs 4 nicht in entsprechender Weise nachkommen, hat die
Behorde Personen heranzuziehen, die im Land Salzburg zu Jagdschutzorganen bestellt sind (sinngeméaRe
Anwendung des 8 152 Abs 2 JG).

Zu Z 32 (8 114):

Als zusétzliche Voraussetzung flir die Bestellung zum Jagdschutzorgan wird die Erfiillung einer naher
geregelten Fortbildungsverpflichtung normiert. Erfasst davon sind sowohl Personen, die jedenfalls in der
letzten Jagdperiode keine oder nicht durchgangig Jagdschutzorgane waren, als auch solche, die bereits in
der letzten Jagperiode als Jagdschutzorgane bestellt waren. Letztere dirfen namlich nicht wiederbestellt
werden, wenn sie ihrer Fortbildungsverpflichtung nicht nachgekommen sind; vgl zur Amtsenthebung bei
Missachtung der Fortbildungsverpflichtung 8 119 Abs 3 JG. § 119 JG, der die Fortbildung von Jagd-
schutzorganen regelt, und die auf dessen Grundlage erlassene Jagdschutz-Fortbildungsverordnung, LGBI
Nr 120/2000, sollen grundsatzlich sinngemal angewendet werden. Das heif3t, dass zB die Vorschriften
der Jagdschutz-Fortbildungsverordnung tber die Anwesenheit bei Kursen auch fiir Personen gelten, die
bislang keine Jagdschutzorgane waren. Die sinngemaBe Anwendung der Jagdschutz-
Fortbildungsverordnung findet aber freilich insofern ihre Grenze, als sie zB auf Jagdschutzorgan-
Anwiérter Uberhaupt nicht angewandt werden kann. So hat die Salzburger Jagerschaft ausschlieBlich zu
Jagdschutzorganen bereits bestellte Personen zu den Fortbildungskursen einzuladen.

Es wird nicht fur notwendig erachtet, auch von Personen, die erst kiirzlich, ndmlich im letzten Drittel
einer Jagdperiode, die Priifung fir den Jagdschutzdienst oder eine — allenfalls in Kombination mit einer
Zusatzpriifung — gleichgehaltene Priifung (zB die in Salzburg abgelegte Berufsjagerprifung) positiv ab-
solviert haben, als Bestellungsvoraussetzung die Ablegung eines Fortbildungskurses zu verlangen.
SchlieRlich ist davon auszugehen, dass diese Personen ohnedies einen hohen und aktuellen Wissensstand
haben.
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Zu Z 33 (8 115):

Mit dem Bundesgesetz BGBI | Nr 57/2018 wurden Anderungen im VStG kundgemacht. Da der geltende
§ 115 Abs 1 JG fir Jagdschutzorgane (Organe der 6ffentlichen Aufsicht) analoge Regelungen zu jenen
des VStG fir Organe der Offentlichen Sicherheit vorsieht, soll er an die Neuerungen im VStG angepasst
werden.

Abs 1 Z 1 rdumt den Jagdschutzorganen schon bisher die Mdglichkeit ein, Personen anzuhalten, auf ihre
Identitat zu Uberprifen und zum Sachverhalt zu befragen, soweit sie auf frischer Tat betreten werden oder
sonst im dringenden Verdacht stehen, eine Verwaltungsubertretung begangen zu haben. Zur Harmonisie-
rung mit § 34b VStG erfolgt eine Uberarbeitung, sodass diese Erméchtigung kiinftig betreffend Personen
besteht, die auf frischer Tat betreten werden oder unmittelbar danach entweder glaubwiirdig der Tatbege-
hung beschuldigt oder mit Gegenstanden betreten werden, die auf ihre Beteiligung an der Tat hinweisen.
§ 35 Abs 2 und 3 Sicherheitspolizeigesetz, BGBI Nr 566/1991, ist bei der Identitatsfeststellung sinnge-
mé&R anzuwenden, sodass unter Feststellung der Identitat das Erfassen der Namen, des Geburtsdatums und
der Wohnanschrift eines Menschen in dessen Anwesenheit zu verstehen ist, die Menschen, deren Identitét
festgestellt werden soll, hievon in Kenntnis zu setzen sind und jeder Betroffene verpflichtet ist, an der
Feststellung seiner Identitat mitzuwirken.

Bei Personen, die auf frischer Tat betreten werden, sind die Jagdschutzorgane schon bisher erméchtigt, in
den Féllen und unter Beachtung der 88 35 und 36 VStG eine Festnahme durchzufiihren. Bei solchen Fest-
nahmen soll gemal Abs 1 Z 2 kiinftig auch der neue § 36a VStG zu beachten sein. Danach ist der Be-
schuldigte sogleich oder unmittelbar nach seiner Festnahme schriftlich in einer fir ihn verstdndlichen
Sprache Uber die Grinde seiner Festnahme und die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen sowie (ber
ihm zustehende Rechte zu informieren. Die Rechte werden taxativ aufgezahlt. § 36a VVStG dient der Um-
setzung des Art 4 der Richtlinie 2012/13/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai
2012 (iber das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren, ABI Nr L 142 vom 1. Juni 2012,
die gemeinsam mit anderen Richtlinien unionsweit einheitliche Mindeststandards auf dem Gebiet der
Verfahrensrechte von Beschuldigten schaffen soll. Weiters ist festgelegt, dass jedenfalls eine mindliche
Belehrung Uber die Rechte in einer fur den Beschuldigten verstandlichen Sprache zu erfolgen hat. Die
schriftliche Fassung kann erforderlichenfalls auch nachgereicht werden, insbesondere dann, wenn fur die
bendtigte Sprache kein vorgefertigtes Formblatt aufliegt, sondern erst unter Beiziehung eines Dolmet-
schers hergestellt werden muss. Der Umstand der Belehrung ist ebenfalls schriftlich zu dokumentieren.

Im Abs 1 Z 2 werden weiters betreffend die vorlaufige Sicherheit die Verweisungen auf das VStG und die
entsprechenden Begrifflichkeiten aktualisiert.

Abs 1 Z 3 und 4 entspricht dem geltenden Recht.

Neu aufgenommen wird Abs 1 Z 5. Nach dem Vorbild des § 39a VStG wird vorgesehen, dass die Jagd-
schutzorgane verhaltnisméaRigen und angemessenen Zwang anwenden kénnen, um die ihnen mit den Z 1
bis 3 sowie mit 8 39 Abs 2 VStG eingerdumten Befugnisse durchzusetzen. Eine solche ausdrickliche
Ermaéchtigung, ihre Befugnisse mit (verhédltnismaRigem) Zwang durchzusetzen, fehlte bislang. Sie dirfen
in Rechte von Personen nur insoweit eingreifen, als dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist:
Jede Rechtsgutbeeintrachtigung muss in einem angemessenen Verhaltnis zwischen der Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und der Intensitét seiner Beeintrachtigung durch die Tat einerseits
und dem angestrebten Erfolg andererseits stehen. Die Jagdschutzorgane sind dabei verpflichtet, die Men-
schenwiirde zu achten und unter grétmaoglicher Schonung der Person vorzugehen. Der VerhéltnismaRig-
keitsgrundsatz des Bundesverfassungsgesetzes tber den Schutz der personlichen Freiheit, BGBI Nr
684/1988, sowie sonstige grundrechtliche Garantien (inshesondere Art 2, 3 und 8 EMRK und Art 6 GRC)
sind zu beachten. Unter mehreren zielflihrenden Zwangsmafnahmen haben die Organe jene zu ergreifen,
die die Rechte der Betroffenen am geringsten beeintréchtigen.

Mit der WaffG-Novelle 2018 wurden Anderungen im Waffenrecht betreffenden die Befugnisse der Orga-
ne der offentlichen Aufsicht vorgenommen. Im Einleitungssatz des § 115 Abs 1 JG wird deklarativ auf
das WaffG verwiesen, um auf darin geregelte Befugnisse hinzuweisen.

Zu Z 34 (8 119):

8§ 119 JG wird neu gefasst und inhaltlich geéndert. Konkretisiert wird der Umfang der Fortbildungsver-
pflichtung. Jagdschutzorgane missen an zwei unterschiedlichen Fortbildungskursen wahrend einer
Jagdperiode mit Erfolg teilnehmen. Die erfolgreiche Teilnahme an einem Kurs kann durch den Besuch
von mindestens drei Vortragen Uber aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des Jagdwesens ersetzt wer-
den. Derartige Vortrdge hat die Salzburger Jagerschaft im Rahmen der Bezirksjagertage zu organisieren;
Genaueres ist durch Verordnung (Abs 2 leg cit) zu regeln. Beide Fortbildungskurse kénnen nicht durch
den Besuch von Vortragen ersetzt werden; dh, einen Fortbildungskurs muss das Jagdschutzorgan zwin-
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gend absolvieren. Auch die ndhere Regelung der Kurse und der Priifung obliegt der Landesregierung
(Jagdschutz-Fortbildungsverordnung).

Zu Z 35 (§ 121) und Z 36 (§ 122a):

Die durch LGBI Nr 15/2012 im JG geschaffene Regelung zur Abgrenzung zwischen eigenem und tber-
tragenem Wirkungsbereich begegnet(e) im Lichte von Art 120a f B-VG verfassungsrechtlichen Beden-
ken. GemaR Art 120b Abs 2 B-VG sind den Selbstverwaltungskorpern tbertragene Aufgaben der staatli-
chen Verwaltung ausdriicklich als solche des Ubertragenen Wirkungsbereiches zu bezeichnen. Die Be-
zeichnung muss sich ,,auf den Inhalt konkreter gesetzlicher (Aufgaben-)Regelungen beziehen und ,klar
und unmissverstandlich* sein. Der Sinn der Bezeichnungspflicht ist es, zu einer ,,taxativen Bezeichnung
jener gesetzlichen (Aufgaben-)Regelungen zu kommen, die im Ubertragenen WB [Wirkungsbereich] zu
vollziehen sind.“ (Stolzlechner, Art120b B-VG Rz 34, in Kneihs/Lienbacher [Hg], Rill-Schaffer-
Kommentar zum Bundesverfassungsrecht [6. Lfg 2010]). Im eigenen Wirkungsbereich zu besorgende
Aufgaben mussen hingegen nicht (ausdriicklich) als solche bezeichnet werden. Aufgaben, die der Gesetz-
geber nicht ausdriicklich dem bertragenen Wirkungsbereich zuweist, sind vom Selbstverwaltungskorper
im eigenen Wirkungsbereich wahrzunehmen.

Durch die Anderung des § 122a JG soll eine diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen entsprechende
Rechtslage geschaffen werden. Damit die Abgrenzung mdglichst prézise gestaltet werden kann, ist § 121
JG, der allgemein — wenn auch nicht abschlieBend — die Aufgaben der Salzburger Jagerschaft regelt,
geringfugig zu adaptieren. Die Aufgaben bzw Angelegenheiten werden allgemein als von der Salzburger
Jégerschaft (im eigenen oder Ubertragenen Wirkungsbereich) zu besorgende Aufgaben bzw Angelegen-
heiten bezeichnet. Welches konkrete Organ der Salzburger Jagerschaft im Einzelnen zusténdig ist, ergibt
sich aus anderen Bestimmungen.

Nach der Generalklausel im § 122a Abs 2 JG sind alle Angelegenheiten, die nicht ausdriicklich dem ber-
tragenen Wirkungsbereich zugewiesen sind, im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen. Wichtige im eige-
nen Wirkungsbereich zu besorgende Angelegenheiten werden demonstrativ aufgezéhlt. Die Aufzahlung
entspricht weitgehend dem bisherigen Aufgabenkatalog.

Die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjager, die Abhaltung von Schulungskursen,
von Jagdprifungen und von Priifungen fir den Jagdschutzdienst sowie die mit all diesen Angelegenheiten
jeweils verbundenen Aufgaben (8 121 Abs1 Z 3 JG) fallen in den Ubertragenen Wirkungsbereich der
Salzburger Jagerschaft. Vgl zu den Kriterien zur Abgrenzung des eigenen vom ubertragenen Wirkungsbe-
reich Art 120a Abs 1 und 120b Abs 2 B-VG sowie zB VfSlg 19.885/2014: Zur Besorgung im eigenen
Wirkungsbereich dirfen einem Selbstverwaltungskorper ausschlieBlich 6ffentliche Aufgaben gesetzlich
zugewiesen werden, die im ausschlieBlichen oder tiberwiegenden gemeinsamen Interesse der zum Selbst-
verwaltungskorper zusammengeschlossenen Personen gelegen und geeignet sind, durch sie gemeinsam
besorgt zu werden. In jedem Fall wére es unzuléssig, einen Selbstverwaltungskorper Angelegenheiten im
eigenen Wirkungsbereich besorgen zu lassen, die sich auf einen anderen Personenkreis beziehen als je-
nen, welcher dem Selbstverwaltungskorper die demokratische Legitimation vermittelt. Durch Aus- und
Fortbildungen, Schulungen, Priifungen und dergleichen soll sichergestellt werden, dass die Jagd und der
Jagdschutz nur von beféhigten Personen ausgetibt werden. Dies liegt keineswegs im ausschlieBlichen oder
Uberwiegenden Interesse der Verbandsangehdrigen, sondern wesentlich im Interesse der Allgemeinheit
bzw Dritter (zB Interesse, dass Personen und Eigentum nicht durch unzureichend qualifizierte Jager ge-
fahrdet werden; Erhaltung der heimischen Wildarten, Vermeidung untragbarer Schaden an der Vegetation
[vgl § 1 JG] etc). AuBerdem beziehen sich die genannten Angelegenheiten (teils) auf Personen, die nicht
dem Verband angehoren: Ordentliche Mitglieder der Salzburger Jagerschaft sind alle Besitzer einer Salz-
burger Jahresjagdkarte (8 123 Abs 1 JG). Bei der erstmaligen Bewerbung um eine Jahresjagdkarte hat der
Bewerber den Nachweis der jagdlichen Eignung durch das Zeugnis Uber die erfolgreiche Ablegung der
Jagdprufung zu erbringen (8§ 43 Abs 1 JG). Wer zur Jagdpriifung (88 49 ff JG) antritt, ist also nicht Mit-
glied der Salzburger Jagerschaft. Jedenfalls deshalb ware es unzuléssig, die Salzburger Jagerschaft das
Prifungswesen iSd §8 49 ff JG im eigenen Wirkungsbereich besorgen zu lassen.

Da § 121 Abs 1 Z 3 JG nicht nur die Aus- und Fortbildung der Jagdschutzorgane und Berufsjager, die
Abhaltung von Schulungskursen, von Jagdprifungen und von Prifungen fir den Jagdschutzdienst, son-
dern auch die mit all diesen Angelegenheiten jeweils verbundenen Aufgaben umfasst, fallen darunter auch
zB die Bestellung der Priifungskommission durch den Landesjagermeister (8 49 JG; § 122a Abs 3 Z 2 JG
ist daher lediglich eine Klarstellung), die Zulassung zu und Abhaltung von Priifungen und die Festsetzung
der Priifungsgebihren und Priifungsentschadigungen (88 50, 116 JG).

Zu Z 37 (8 123):

Im 8§ 123 JG wird die Mitgliedschaft zur Salzburger Jagerschaft geregelt. Durch die neu geschaffene Re-
gelung wird es der Salzburger Jagerschaft ermdglicht, auch auerordentliche Mitglieder aufzunehmen.
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Zu Z 38 (8 124):

Die im § 123 JG geschaffene Mdglichkeit einer auBerordentlichen Mitgliedschaft macht eine Anderung
der Rechte und Pflichten in dieser Bestimmung erforderlich.

Zu Z 39 (8 125):

Bereits durch LGBI Nr 70/2002 wurde im 8 116 Abs 1 JG statt einer Priifungskommission beim Amt der
Landesregierung eine Priifungskommission bei der Salzburger Jagerschaft normiert. Bei dieser Prifungs-
kommission handelt es sich fraglos um ein Organ der Salzburger Jagerschaft. Als solches wird die Pri-
fungskommission nunmehr auch im § 125 Abs 1 lit f JG ausdriicklich genannt.

Zu Z 40 (§ 126), Z 41 (§ 128) und Z 42 (§ 129):

Aus organisatorischen Griinden wird es fur erforderlich erachtet, dass es nunmehr zwei gewahlte Stellver-
treter des Landesjagermeisters gibt.

§ 128 Abs 1 und § 129 Abs 2 JG sind entsprechend anzupassen.
Zu Z 43 (8 131) und Z 44 (8 133):

In der Praxis kamen — vor allem bei Verhinderung des Hegemeisters — schon bislang Hegemeister-
Stellvertreter zum Einsatz. Daflr wird nunmehr eine ausdriickliche rechtliche Grundlage geschaffen. Der
Bezirksjagdrat hat sowohl den Hegemeister als auch dessen Stellvertreter zu bestellen. Die Bestellungsvo-
raussetzungen fiir den Hegemeister (Vertrauenswirdigkeit, mit den ortlichen Verhéltnissen eingehend
vertraut, griindliche jagdliche Kenntnisse und Erfahrungen) gelten auch fur den Stellvertreter. Sdmtliche
Befugnisse und Verpflichtungen gehen im Fall der Verhinderung des Hegemeisters fiir diese Zeit auf den
Stellvertreter iber. Ein Verhinderungsfall wird immer dann anzunehmen sein, wenn der Hegemeister
zeitweilig seine Funktion nicht ausiiben kann; dies kann zB bei Krankheit, Ortsabwesenheit oder im Fall
eines Unfalles sein. Freilich muss nicht jede Erkrankung oder (im Zeitalter elektronischer Kommunikati-
onstechnologien) Ortsabwesenheit die Verhinderung des Hegemeisters bedeuten. Ob der Hegemeister
verhindert ist, wird er vielfach selbst anzugeben haben und damit den Vertretungsfall auslésen. Daneben
kann es aber auch Situationen geben, in denen der Hegemeister nicht selbst tber das Vorliegen eines
Vertretungsfalles entscheiden kann (zB Unfall, schwere Erkrankung). In diesen Féllen wird der Hege-
meister-Stellvertreter von sich aus die Vertretung Ubernehmen.

Als zusitzliches Organ kann (,,soweit erforderlich®) der Bezirksjagdrat fir einzelne Gemeinden, Teile
von Gemeinden und mehrere Gemeinden gemeinsam weiterhin auf Grundlage des § 133 Abs 1 JG Vertre-
ter des Hegemeisters bestellen; neue Bezeichnung: gebietsmaRige Vertreter.

Unverdndert bleibt auch das Recht des Hegemeisters, im Rahmen der Abschusskontrolle gemaR § 64
Abs 1la JG geeignete Personen mit der Abwicklung der Vorlage von geschossenen Rotwildtieren
und -kélbern in aufgebrochenem Zustand zu betrauen.

Zu Z 45 (8 135) und Z 46 (8§ 136):

Es wird eine ausdriickliche gesetzliche Grundlage fiir die Kundmachung von Verordnungen (wozu auch
die Satzungen der Salzburger Jagerschaft zahlen) im Internet geschaffen.

Verordnungen gemal 8 135 Abs 7 JG treten, soweit in der kundzumachenden Verordnung nicht anderes
bestimmt ist, mit dem auf die Kundmachung auf der Homepage folgenden Tag in Kraft. Diese Regelung
erfordert zwingend, dass der Tag der Kundmachung auf der Homepage angegeben wird.

Die gesetzlich vorgeschriebene Ubersichtliche Gliederung wird jedenfalls erreicht, wenn die Kundma-
chungen nach Jahrgangen gegliedert und innerhalb der Jahrgange fortlaufend nummeriert werden.

Zu Z 47 (8 138):

Die Salzburger Jagerschaft hat im Rahmen des Begutachtungsverfahrens eine Uberarbeitung des gelten-
den § 138 Abs 2 JG vorgeschlagen, um einer zu weitgehenden Auslegung des Tatbestandes des groben
VerstoRes gegen die Weidgerechtigkeit entgegenzuwirken. Nach geltendem Recht stellt namlich jede
bloR fahrlassige Ubertretung der im Abs 2 lit a genannten Bestimmungen einen groben VerstoR gegen die
Weidgerechtigkeit dar und zieht ein Verfahren vor dem Ehrengericht der Salzburger Jagerschaft nach
sich. Da dies einen fir die Jagerschaft kaum bewadltigbaren Aufwand bedeutet, soll eine Anpassung des
Abs 2 erfolgen. Nach dem neuen Abs 2 Z 1 lit a soll nicht jede Nichterfullung des Mindestabschusses
einen groben VerstoR gegen die Weidgerechtigkeit darstellen und die Einleitung eines Verfahrens zur
Folge haben, sondern nur solche, die die Qualifikation des § 158 Abs 1 Z 8 oder 8a JG aufweisen. Nach
dem neuen Abs 2 Z 1 lit b setzt ein grober Verstol3 gegen die Weidgerechtigkeit betreffend die darin ge-
nannten Bestimmungen voraus, dass die Handlung grob fahrlassig oder vorsétzlich erfolgt. Dies steht im
Einklang mit der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VWGH 24.09.2014, Ra 2014/03/0001),
nach welcher die Standespflichten und die disziplinarrechtliche Ahndung von deren Verletzung nicht —
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wie strafrechtliche Normen — der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung dienen, sondern der Ord-
nung innerhalb des Landesjagdverbandes (und der darauf bezogenen Représentation und Prévention). Die
Kriminalisierung von leicht fahrlassiger Tatbegehung ist keinesfalls erforderlich dafur.

Zu Z 48 (8 140):

Aus Griinden der Verfahrensokonomie wird auf Vorschlag der Salzburger Jagerschaft im Rahmen des
Begutachtungsverfahrens vorgesehen, dass auch der Ehrenanwalt die Anzeige zuriicklegen, also das eh-
rengerichtliche Verfahren einstellen, kann. Nach der bisherigen Textierung des § 140 Abs 1 JG hatte der
Ehrenanwalt jede Anzeige auf das Vorliegen der Voraussetzungen fur ein Ehrengerichtsverfahren zu
prufen und sodann mit seinen Antrédgen dem Ehrengericht zu tGbermitteln. Erst das Ehrengericht beschloss
gemaR 8§ 141 Abs 1 JG, ob das Verfahren einzustellen ist. Nunmehr kann der Ehrenanwalt, sofern die
Anzeige nicht die Voraussetzungen fiir ein Ehrengerichtsverfahren erfullt, dieses bereits einstellen. Davon
ist jedoch der Vorsitzende des Ehrengerichtes zu verstandigen.

Zu Z 49 (8 156):

Die Neufassung der Bestimmung dient der Prazisierung des Umfangs der Mitwirkungspflicht von Orga-
nen der Bundespolizei an der Vollziehung des JG. Dariiber hinaus sollen Organe der Bundespolizei auch
an der Vollziehung von § 102 Abs 3 JG (Verstandigung des Halters vom Abschuss seines Hundes) und
von § 105 Abs 1 JG (Sperre von Jagdgebieten) mitwirken. Dies erfordert die Zustimmung der Bundesre-
gierung geman Art 97 Abs 2 B-VG.

Zu Z 50 (8§ 158):
Zu Z 50.1:

Im § 58a JG wird die Mdglichkeit verankert, durch Verordnung der Landesregierung MalRnahmengebiete
einzurichten. Verstolle gegen diese Verordnung sollen eine Verwaltungstbertretung gemaR § 158 Abs 1 Z
7a JG darstellen.

GeméR § 60 Abs 4a JG ist bei der Abschussplanung des Rot- und Gamswildes von dem gemé&R Abs 1 leg
cit festgesetzten Mindestabschuss auszugehen. Dieser darf um hochstens 5 % unterschritten werden. An
diese Bestimmung knupft die neue Formulierung des § 158 Abs 1 Z 8 JG an. Dieser Straftatbestand
kommt ausschlielich zur Anwendung, wenn der Abschussplan fur Rotwild nicht erfulllt worden ist. Au-
RBerdem wird nach § 158 Abs 1 Z 8 JG nur leicht fahrlassiges Verhalten bestraft. Vgl 8 5 Abs 1 VStG,
wonach zur Strafbarkeit grundsatzlich fahrlassiges Verhalten geniigt, wenn eine Verwaltungsvorschrift
Uber das Verschulden nicht anderes bestimmt. Auch bisher wurde im JG schon zwischen Verwaltungs-
straftatbestanden, die leicht fahrlassig, und solchen, die grob fahrlassig bzw vorsatzlich begangen werden
kdénnen, unterschieden.

Strafbar ist nach § 158 Abs 1 Z 8 JG, wer in drei aufeinanderfolgenden Jahren, unter Zusammenrechnung
der in diesem Zeitraum von ihm getétigten Mindestabschiisse, die Summe der flr diese drei Jahre fir sein
Jagdgebiet festgelegten Mindestabschiisse fur Rotwild — leicht fahrldssig — nicht bis zum Beginn der der
dritten Schusszeit unmittelbar nachfolgenden Schonzeit erfiillt. Die Strafbarkeit ist jedoch nur dann gege-
ben, wenn — dartiber hinaus im Sinne einer objektiven Bedingung — auch der fur die betreffende Wildre-
gion in einer Verordnung geméR § 60 Abs 1 JG insgesamt festgelegte Mindestabschuss fur Rotwild bis
zum Beginn der Schonzeit um mehr als 5 % unterschritten worden ist. Auch hier wird auf einen Zeitraum
von drei Jahren abgestellt. Der Betrachtungszeitraum beginnt jedes Jahr neu (zB 2018-2019-2020; 2019-
2020-2021).

Das heilt, wer zB bei einem Mindestabschuss fiir Rotwild von 20 Stk/Jahr — leicht fahrlassig — im Jahr
2018 nur 18 Stk schiefit und in den Jahren 2019 und 2020 jeweils 21 Stk, ist nicht strafbar, ungeachtet
dessen, ob der fir die betreffende Wildregion in einer Verordnung geméaR § 60 Abs 1 JG insgesamt fest-
gelegte Mindestabschuss bei Rotwild ,,objektiv erreicht worden ist. Ebenso wenig ist strafbar, wer bei
einem Mindestabschuss von 20 Stk/Jahr in den Jahren 2018, 2019 und 2020 — leicht fahrlassig — jeweils
nur 19 Stk schie3t, wenn der fir die betreffende Wildregion in einer Verordnung gemald § 60 Abs 1 JG
insgesamt festgelegte Mindestabschuss bei Rotwild erreicht oder um héchstens 5 % unterschritten worden
ist.

Wird der Mindestabschuss (zB) bei Gamswild — leicht fahrl&ssig — nicht erfiillt, ist das Gberhaupt nicht
sanktioniert. Diese Differenzierung knupft an den Status von Gamswild iSd FFH-Richtlinie an; vgl § 90
JG und die Erlduterungen dazu (Z 22).

Wer hingegen den Mindestabschuss grob fahrldssig oder vorsatzlich auch nur in einem Jahr nicht erreicht,
ist strafbar — und zwar nach § 158 Abs 1 Z 8a JG. Einen dreijahrigen Betrachtungszeitraum gibt es hier
ebenso wenig wie eine (5 %) Toleranzklausel. Diese Strafbestimmung gilt fur sémtliche Wildarten, fur
die ein Mindestabschuss normiert wurde.
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Die bisherige Z 8b entféllt; die neue Z 8b entspricht der alten Z 8c, die neue Z 8c der alten Z 8d.
Zu Z50.2:

VerstoRe gegen den neu eingefilhrten § 66a JG (Kirrfitterungen) und gegen auf dessen Grundlage erlas-
sene Verordnungen und individuelle hoheitliche Rechtsakte werden nach § 158 Abs 1 Z 15a JG sanktio-
niert.

Zu Z 50.3:

Im Hinblick auf die neuen gesetzlichen Regelungen fur Wildgehege wird im § 158 Abs 1 JG ergéanzend
die Z 16a eingefigt. Sie erfasst sémtliche nicht durch andere Strafbestimmungen (zB Z 16) sanktionierte
VerstoRe gegen 88 68 und 68a JG und die auf deren Grundlage erlassenen Verordnungen sowie individu-
ellen hoheitlichen Rechtsakte. Demnach begeht eine Verwaltungstibertretung nach § 158 Abs 1 Z 16a JG,
wer zB den Bestimmungen des § 68 Abs 5a JG (Ansitz- bzw Ansitz-Driickjagd; Jagd mit Hundemeuten),
§ 68 Abs 6a JG (Futterung), § 68a Abs 1 JG (Entfernung der Einfriedungen bzw Anpassung der Wild-
dichte) oder einem auf Grund von § 68 Abs 10 JG erlassenen Bescheid zuwiderhandelt.

Mit der Formulierung ,,individuelle hoheitliche Rechtsakte™ wird klargestellt, dass nicht nur Bescheide,
sondern jedenfalls auch verwaltungsgerichtliche Entscheidungen, die einen Bescheid ersetzen (vgl VWGH
09.09.2015, Ro 2015/03/0032), von der jeweiligen Bestimmung umfasst sind. Ungeachtet der neuen
Terminologie sollen (&ltere) Bestimmungen, die ihrem Wortlaut nach nur an Bescheide ankniipfen, diese
verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen, die einen Bescheid ersetzen, ebenfalls erfassen.

Zu Z 50.4:

8 158 Abs 1 Z 29 JG wird angepasst, sodass danach zu bestrafen ist, wer der Kennzeichnungspflicht nach
den 88 105 Abs 3 und 105a Abs 2 JG zuwiderhandelt. Aus dem Wortlaut folgt unmissverstandlich, dass
der Tatbestand umfassend ist. Damit fallt beispielsweise eine génzliche Missachtung der Kennzeich-
nungspflicht genauso darunter wie unzureichende Angaben (zB ber den Beginn und das Ende der Sper-
re). Auch falsche Angaben auf den Hinweistafeln sind nach § 158 Abs 1 Z 29 JG zu bestrafen, zB wenn
das Ende der Sperre entgegen dem tatséchlichen Ende der Jagd angegeben wird.

Zu Z 50.5:

Verstolle gegen das im § 105 Abs 1 JG normierte Betretungsverbot sind nach § 158 Abs 2 JG sanktio-
niert. Eine Verwaltungsubertretung kann freilich nur begehen, wer ein Jagdgebiet oder Teile desselben
unbefugt betritt. Da § 105 Abs 1 JG das Betreten von Jagdgebieten nicht schlechthin untersagt, sind nach
8 158 Abs 2 iVm 8 105 Abs 1 JG zB jagdfremde Personen nicht strafbar, die sich wéahrend einer Sperre
des Gebietes in diesem zB auf 6ffentlichen StraRen und Wegen aufhalten. Auf der Ebene der Schuld setzt
eine Bestrafung dieses Verhaltens Vorsatz in Form von Wissentlichkeit oder Absichtlichkeit voraus. Die
Behorde hat die erforderlichen Ermittlungen und Feststellungen zu treffen und ggf die entsprechende
Verschuldensform in den Spruch eines Straferkenntnisses (§ 44a VStG) aufzunehmen. Die Einschrén-
kung der Strafbarkeit auf wissentliches und absichtliches Verhalten ist vor allem mit Blick auf die §8§ 105
Abs 3 und 105a Abs 2 JG erforderlich, die die Kennzeichnung des Sperrgebietes nur dort gebieten, wo
damit zu rechnen ist, dass Personen in die gesperrte Flache fiihrende 6ffentliche Stralen und Wege, mar-
kierte Wege, Forststralen und sonstige Anlagen, die fiir die allgemeine Beniitzung bestimmt sind, betre-
ten. Folglich ist es nicht erforderlich, gesperrte Gebiete an sémtlichen Stellen, an denen Personen 6ffentli-
che StraRen und Wege, markierte Wege, ForststraBen und sonstige Anlagen, die fir die allgemeine Be-
nitzung bestimmt sind, betreten kénnen, zu kennzeichnen. Dementsprechend soll aber insbesondere auch
nicht strafbar sein, wer, beispielsweise weil an der betreffenden Stelle die Kennzeichnung unterblieben
ist, ohne positives Wissen von der konkreten Sperre ein gesperrtes Jagdgebiet betritt. Entsprechende Re-
gelungen werden fir die Sperren gemalR der §8 106 Abs 2 und 107 Abs 3 JG vorgesehen.

Zu Z 50.6:

§ 158 Abs 5 JG, der fiir Ubertretungen, die durch Uberschreitungen des festgelegten Hochstabschusses
begangen werden, eine einjahrige Verfolgungsverjahrungsfrist vorsieht, kann entfallen. Seit Inkrafttreten
der Anderungen im § 31 VStG durch BGBI | Nr 33/2013 betragt die Frist fur die Verfolgungsverjahrung
nach § 31 Abs 1 VStG ohnedies generell ein Jahr.

Zu Z 51 (8 160b):
Die bereits enthaltenen Verweise auf bundesrechtliche Vorschriften werden aktualisiert.

Im Ubrigen wird durch die Anderung klargestellt, dass die Anordnung im § 160b JG nur insoweit zum
Tragen kommt, als im JG nicht auf bundesgesetzliche Vorschriften in einer bestimmten (anderen) Fas-
sung verwiesen wird.
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Zu Z 52 (8§ 163):

Gemal 8 5 JG entspricht das Jagdjahr dem Kalenderjahr und die Jagdperiode betragt neun Jahre. Dem
Gesetz war jedoch bislang nicht zu entnehmen, wann die jeweils laufende Jagdperiode begonnen hat. Im
§ 163 JG wird nunmehr eine ausdriickliche Regelung geschaffen.

Zu Artikel 11 (Berufsjagergesetz):
ZuZ1(89):

Im Berufsjagergesetz findet sich derzeit im 89 Abs2 folgende Bestimmung: ,Die Berufsjiger-
Ausbildungsordnung ist von der Salzburger Jagerschaft bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Wirk-
samkeit ab diesem Zeitpunkt zu erlassen. Vor ihrer Erlassung und Anderung ist die Salzburger Landarbei-
terkammer zu horen.*

Auf Anregung der Salzburger Landarbeiterkammer wird 8§ 9 Abs 2 Berufsjagergesetz geandert, um allfal-
lige Zweifel an der gesetzlichen Grundlage der Berufsjager-Ausbildungsordnung und ihrer kinftigen
Anderungen auszurdumen.

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,
der Salzburger Landtag wolle beschlieRen:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen.
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	7. Im § 54 werden folgende Änderungen vorgenommen:
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